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Der im Jahr 2002 durchgeführte Bundeswettbewerb Stadtumbau Ost hat sein Ziel erreicht: 

er hat in den neuen Ländern einen breiten Planungsprozess angestoßen, seine Ergebnisse

dienen zahlreichen Kommunen als Grundlage für die Maßnahmen zur Umsetzung des Pro-

gramms Stadtumbau Ost. Über 260 Kommunen nahmen an dem Wettbewerb teil, die Reso-

nanz ging damit über alle Erwartungen hinaus. Die Stadtentwicklungskonzepte beein-

drucken durch ihr Engagement und ihr klares Bekenntnis zur Stadt. Alle Teilnehmer gingen

aus diesem Wettbewerb als Gewinner hervor. Die Kommunen haben sich in dem Wettbe-

werb zügig und erfolgreich auf eine der wichtigsten künftigen Aufgaben vorbereitet: auf

den Stadtumbau Ost – für lebenswerte Städte und attraktives Wohnen.

Ich freue mich, nunmehr allen interessierten Kreisen die Dokumentation des Wettbewerbs

vorlegen zu können. Die hier dokumentierten Ergebnisse des Wettbewerbs können allen

Beteiligten beim Stadtumbau hilfreiche Erkenntnisse vermitteln. 

Vorwort

Vorwort
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Dr. Manfred Stolpe

Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
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Der Wettbewerb „Stadtumbau Ost“
Der Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost – für lebenswerte Städte und attrak-
tives Wohnen“ wurde im Oktober 2001 vom Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen ausgelobt. Angesichts der hohen Wohnungsleer-
stände in den neuen Ländern war es Ziel des Wettbewerbs, die Erarbeitung
von integrierten Stadtentwicklungskonzepten zu beschleunigen. Diese sind
eine wesentliche Voraussetzung für die Inanspruchnahme des Programms
„Stadtumbau Ost“. 259 Kommunen aus den neuen Ländern und 10 Stadtteile
aus Berlin wurden von Bund und Ländern zur Teilnahme am Wettbewerb aus-
gewählt. Sie erhielten abhängig von der Stadtgröße eine Förderung in Höhe
von bis zu 125.000 3 zur Erstellung integrierter Stadtentwicklungskonzepte.
34 Kommunen wurden für beispielhafte Stadtumbaukonzepte prämiert. Die
Schirmherren des Wettbewerbs,  Bundesminister Kurt Bodewig und Staatsmi-
nister Rolf Schwanitz, überreichten auf der Preisverleihung am 5. September
2002 in Potsdam die Auszeichnungen, die mit einem Preisgeld verbunden
waren. Darüber hinaus erhielten drei weitere Städte Sonderpreise für kinder-
und jugendfreundliche Konzepte. Die Gesamtkoordination des Wettbewerbes
erfolgte im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung.

Ausgangslage

Die Expertenkommission „Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in den neuen Ländern“
hat im November 2000 einen Leerstand von über 1 Million Wohnungen festgestellt. 
Wesentliche Ursachen des Leerstands sind rückläufige Einwohnerzahlen, die Abwanderung
der Einwohner in andere Regionen oder ins Stadtumland sowie veränderte Wohnansprüche.
Anfang der 90er Jahre befanden sich die leerstehenden Wohnungen fast ausschließlich in
Altbauten. Die Leerstände in Plattenbauten haben jedoch seit Mitte der 90er Jahre rapide
zugenommen. 

Die Bundesregierung reagierte auf diese Entwicklung mit dem Programm „Stadtumbau Ost“.
Ziel des Programms ist die Reduzierung des Angebotsüberhangs an Wohnraum und eine
Attraktivitätssteigerung der Städte. Dafür stehen von 2002 bis 2009 insgesamt über 2,7 Milli-
arden Euro bereit, wovon allein der Bund 1,2 Milliarden Euro zur Verfügung stellt. Das Pro-
gramm umfasst im Einzelnen:

ein Zuschussprogramm für Rückbau und Aufwertungsmaßnahmen,
Zuschüsse für Wohneigentumsbildung in innerstädtischen Altbauquartieren, 
eine Erhöhung der Investitionszulage für Mietwohnungen des innerstädtischen Altbaus
sowie bestimmter denkmalgeschützter Bauten sowie
den Wettbewerb „Stadtumbau Ost“ zur beschleunigten Vorbereitung von Stadtentwick-
lungskonzepten.

Wettbewerb Stadtumbau Ost
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Damit das Programm möglichst schnell greift und die Fördermittel zielgerichtet eingesetzt
werden können, wurde mit dem Wettbewerb „Stadtumbau Ost“ die Erarbeitung von Stadtent-
wicklungskonzepten gefördert. Die teilnehmenden Städte erhielten dazu – abhängig von der
Stadtgröße – eine Förderung von

bis zu 50.000 1 (bis 30.000 Einwohner)
bis zu 75.000 1 (bis zu 100.000 Einwohner)
bis zu 125.000 1 (über 100.000 Einwohner).

Insgesamt wurden für den Wettbewerb 16 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Von 350
Bewerbern wurden 259 Städte und 10 Stadtteilgebiete Berlins von Bund und Ländern zur
Teilnahme ausgewählt. Bei der Auswahl der Kommunen stand für jedes Land eine Gesamt-
summe entsprechend dem Verteilerschlüssel der Städtebauförderung zur Verfügung1. Mit
Ausnahme von Berlin können die Wettbewerbsteilnehmer als repräsentativ für die Situation
in den neuen Bundesländern angesehen werden:

Insgesamt hatten die Kommunen für die Erstellung der Wettbewerbsbeiträge ca. sechs Mona-
te Zeit. Bei der Auslobung wurden der 14. Juni und der 31. Juli 2002 als Abgabetermine fest-
gelegt. Der zweite Termin sollte eine punktuelle Ergänzung der bereits zum 14. Juni 2002
eingereichten Stadtentwicklungskonzepte ermöglichen. Die Vorprüfung konnte so bereits
Mitte Juni 2002 ihre Arbeit aufnehmen.

Wettbewerb Stadtumbau Ost
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Anteil der von Wettbewerbsteilnehmern erfassten Bevölkerung

Bundesland Anzahl Städte EW gesamt * EW Teilnehmer Anteil
Berlin 10 3.382.200 581.333 17,2 %
Brandenburg 40 2.602.000 1.016.077 39,0 %
Mecklenburg-Vorpommern 40 1.775.700 928.221 52,3 %
Sachsen-Anhalt 39 2.615.400 1.365.476 52,2 %
Sachsen 103 4.425.600 2.915.847 65,9 %
Thüringen 37 2.431.300 1.152.203 47,4 %
Neue Länder ohne Berlin 259 13.850.000 7.377.824 53,3 %
Alle 269 17.232.200 7.959.157 46,0 %

* Quelle: Inkar bbr 2002 Tabelle empirica/Büro für urbane Projekte 2003

1

Im Freistaat Sachsen wurde z. B. die Summe

auf insgesamt 104 Kommunen verteilt, die

dafür jeweils eine niedrigere Förderung für

ihre Wettbewerbsbeiträge erhielten.



Stadtumbau kommunizieren – 
umsetzbare Ideen gewinnen

Um derzeitige und zukünftige Stadtumbauprobleme zu lösen, müssen bisheri-
ge Ziele der Stadtentwicklung überdacht werden. Abnehmende Einwohner-
und Haushaltszahlen sowie veränderte Wohnansprüche erfordern neue Leit-
bilder und Strategien. 

Ein weiteres Ziel des Wettbewerbes war – neben der Erarbeitung von Stadt-
entwicklungskonzepten –, ein Klima zu schaffen, in dem dieser Paradigmen-
wechsel offen diskutiert werden kann. Dazu trug wesentlich bei, dass dem
Wettbewerb auf Bundes- und Länderebene eine hohe Aufmerksamkeit zuteil
wurde. In allen Ländern erfolgte der Anstoß zur Erarbeitung der Wettbe-
werbsbeiträge jeweils in den Landeshauptstädten mit den Länderministern
bzw. Staatssekretären der Fachressorts. Die Schirmherren und Staatssekretäre
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen überreichten
den Bürgermeistern der teilnehmenden Kommunen die Zuwendungsbeschei-
de für die Stadtentwicklungskonzepte. Entsprechend hoch war die Medienre-
sonanz dieser Starterkonferenzen. 

Während des Wettbewerbes wurden die Teilnehmerkommunen vom Auslober
fachlich unterstützt. Zu folgenden Themen wurden Expertisen vergeben: 

Leitbilder für den Stadtumbau
Stadtumbaustrategien für Altbauquartiere
Stadtumbaustrategien für Neubauquartiere 
Anpassung der technischen Infrastruktur und der Verkehrsinfrastruktur
Stadtregionale Handlungskooperationen
Baukulturelle Aspekte im Stadtumbau

Die Ergebnisse der Expertisen wurden mit den Kommunen, Wohnungsunter-
nehmen und Fachverbänden auf zwei Workshopreihen diskutiert. Die Veran-
staltungsorte der ersten Workshopreihe waren Dessau, Riesa und Neustrelitz.
Die zweite Workshopreihe wurde in den Städten Stendal, Jena und Cottbus
durchgeführt. Die Vorträge und Diskussionsergebnisse wurden im Anschluss
an die Workshops im Internet veröffentlicht. Zum Abschluss des Wettbewerbs
erschien im September 2002 eine Fachdokumentation, in der die Ergebnisse
der Gutachten ausführlicher dargestellt wurden.

Kommunen aus den neuen Ländern, die nicht für die Teilnahme am Wettbe-
werb ausgewählt wurden, sollten die Diskussion über Stadtumbauprozesse
verfolgen können. Dazu wurden „Informationen zum Stadtumbau Ost“ ver-
sandt. In den drei Ausgaben dieser Informationsblätter wurden die Bausteine
des Förderprogramms „Stadtumbau Ost“  und die Ergebnisse der Expertisen
kurz dargestellt. 

Wettbewerb Stadtumbau Ost
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EDITORIAL

Michael Bräuer

Vorsitzender der Jury des
Bundeswettbewerbes
„Stadtumbau Ost“

Der laufende Bundeswettbewerb „Stadt-

umbau Ost“ hat es geschafft, geordnete

Stadt- und Regionalentwicklung wieder

ins Bewusstsein zu rücken. Die vielerorts

nicht mehr zu übersehende Situation

am Wohnungsmarkt, aber auch weitere

geplante Entwicklungen von Wohnstand-

orten haben existenzielle Auswirkungen

einerseits auf die Wohnungsunterneh-

men und andererseits auf die Städte.

Die komplexen stadtentwicklungspoli-

tischen und wohnungswirtschaftlichen

Probleme, die sozioökonomischen Be-

lange, die Probleme der sozialen und

technischen Infrastruktur können ohne

die Komponente „Planung“ nicht gelöst

werden. Die engagierte Arbeit von Pla-

nern aller Sparten, Demografen, Woh-

nungs- und Wirtschaftsfachleuten an

den „Integrierten Stadtentwicklungs-

konzepten“ wird die Voraussetzungen

schaffen, wissend und verantwortungs-

bewusst die Probleme in einem mehr-

jährigen Stadtumbauprozess anzugehen.

Ziel ist es, durch „attraktives Wohnen

in lebenswerten Städten“ die Standort-

bedingungen der Städte deutlich zu

verbessern. Dazu ist es erforderlich, dass

alle Beteiligten – Bund, Länder und

Kommunen – die Rahmensetzungen für

die Umsetzung dieses Anspruchs qua-

litätsorientiert vereinbaren.

Programm „Stadtumbau Ost“ Teil 3

In der ersten und zweiten Ausgabe dieses Newsletters wurden die

Bausteine „Zuschussprogramm für Rückbau und Aufwertungsmaß-

nahmen“, „Eigentumsförderung“ und „Erhöhung der Investitionszulage

für Mietwohnungen“ beschrieben. In der aktuellen Ausgabe werden

weitere Bestandteile des Programms Stadtumbau Ost vorgestellt:

Dies sind die „Öffnung des KfW-Modernisierungsprogramms II für

Rückbaumaßnahmen“ und der „Bundeswettbewerb Stadtumbau Ost“.

I. Mit der „Öffnung des KfW-Modernisierungsprogramms II für Rückbaumaßnah-

men“ wird der Programmteil „Rückbau und Aufwertung“ ergänzt. Wohnungs-

eigentümer in den Ländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-

Anhalt, Thüringen und in Berlin (Ost) können für Rückbaumaßnahmen zinsver-

billigte Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) beantragen. Damit

werden Abrissmaßnahmen durch zusätzlich gewährte Liquidität unterstützt. Das

Darlehen beträgt bis zu 125 t/m2 je rückgebauter Wohnfläche und kann für die

Freimachung von Wohnungen, für die Herrichtung des Grundstücks zur Wieder-

nutzung oder für eine Umschuldung bestehender Darlehen verwendet werden,

sofern diese dem vom Rückbau betroffenen Wohngebäude zuzuordnen sind. Die

maximale Kreditlaufzeit beträgt 10 Jahre bei einem oder zwei tilgungsfreien An-

laufjahren. Für das Jahr 2002 steht ein Kreditvolumen in Höhe von 150 Mio. t

zur Verfügung. Es besteht die Option einer Fortführung ab 2003.

II. Ziel des „Bundeswettbewerbes Stadtumbau Ost“ ist die beschleunigte Erstellung

von integrierten Stadtentwicklungskonzepten zur Förderung von Stadtumbaumaß-

nahmen. Mit der Beteiligung von 259 Gemeinden und 10 Stadtteilgebieten aus

Berlin (Ost) ist der Wettbewerb ein Erfolg. Die Wettbewerbsteilnehmer erhielten

einen Zuschuss zur Erstellung der Stadtentwicklungskonzepte. Abgabetermin

war der 14. Juni 2002. Bis zum 31. Juli konnten Nachbesserungen eingereicht

werden. ¢

INFORMATIONEN
August 2002

ZUM STADTUMBAU OST Herausgegeben vom Bundesministerium für Verkehr-, Bau- und Wohnungswesen 
und dem Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung

Starterkonferenz – hier in
Dresden

Workshop – hier in Dessau

„Informationen zum Stadt-
umbau Ost“



Anforderungen an die Wettbewerbsbeiträge

Stadtentwicklungskonzepte bestehen in der Regel aus Situations- und Schwachstellenanaly-
sen, Prognosen und der Darstellung einer Lösungsstrategie. Um eine Vergleichbarkeit der
269 Wettbewerbsbeiträge zu ermöglichen, mussten diese bezüglich Umfang und Struktur
weit gehend standardisiert werden. Jeder Wettbewerbsbeitrag sollte aus einem 

Konzept für die Gesamtstadt (maximal 30 Seiten) mit

einem Bestandsplan und
einem Zielplan  (Lage der Schwerpunktgebiete und Ziele des Stadtumbaus) 

und bis zu zwei Stadtteilkonzepten (jeweils maximal 30 Seiten) mit

einem Zielpan je Stadtteilkonzept

bestehen. Der wesentliche Inhalt des Wettbewerbsbeitrags sollte zudem auf zwei Seiten
zusammengefasst werden. Weiterhin wurde von den Kommunen ein Kenndatenblatt zur Ein-
wohner- und Leerstandsentwicklung gefordert.

Für die inhaltliche Strukturierung der Gesamt- und Stadtteil-
konzepte wurden die Anforderungen der Bewerbungsunter-
lagen weiter konkretisiert. Zu den einzelnen Punkten wur-
den jeweils Stichpunkte aufgeführt, um die Erarbeitung der
Wettbewerbsbeiträge zu erleichtern. Dabei konnte der Pla-
nungshorizont von den Kommunen flexibel gewählt werden:

Wettbewerb Stadtumbau Ost
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Kenndaten* Gesamt- Stadt- Stadt- 
bezogen auf stadt teil 1 teil 2
aktuellen Gebietsstand

Flächengröße in km2

EW 2000 absolut
EW-Entwicklung 1989–2000 in %
EW-Prognose 2000–2010 in %
Entw. der sozialversicherungspfl. 
Beschäftigten 1996–2001 in %
Sozialhilfeempfängerquote 2001
(laufende Hilfe zum 
Lebensunterhalt außerhalb 
von Einrichtungen) in %
Arbeitslosenquote 2001 in %
Wohnungsbestand 2001 absolut
davon
Baualter bis 1948 in % 
Baualter bis 1990 in % 
Baualter nach1990 in % 
Wohnungsleerstandsquote 2001 in %
Wohnungsleerstand 2001 absolut
davon
Baualter bis 1948 in %
Baualter bis 1990 in %
Baualter nach 1990 in %
Steuereinnahmen 2001/EW in TEUR
Verschuldung 2001/EW in TEUR

*sofern Kenndaten nur zu anderen als den angegebenen 
Stichdaten vorliegen, ist darauf in einer Fußnote hinzuweisen; 
Kenndaten auf Stadtteilebene sind nur soweit verfügbar 
anzugeben 

Kenndatenblatt:
Bestandteil der Wettbe-
werbsbeiträge 



A. Gesamtkonzept (mit Planungshorizont von etwa 8 Jahren)

1. Prognosen zur Einwohnerentwicklung und Entwicklung der Haushalte
Ist-Stand 1996 und 2001*:
· nach Altersgruppen
· Anzahl der Haushalte nach Anzahl der Haushaltsmitglieder
Prognose 2010:
· nach Altersgruppen
· Anzahl der Haushalte nach Anzahl der Haushaltsmitglieder

2. Abschätzung der Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung sowie der Finanzausstattung 
der Gemeinde
Ist-Stand 1996 und 2001*:
· Arbeitslosenquote
· Sozialhilfequote
· Wohngeldempfänger
· Gewerbean- und -abmeldungen
Prognose 2010:
· Einschätzung anhand von bestehenden Planungen, Investorengesprächen;
· Abschätzung der künftigen Funktion der (Innen-)Stadt für das Umland

3. Erfassung und Prognose der Wohnungsnachfrage, des Wohnungsbestandes und des Eigenheimbaus
Ist-Stand 2001*:
· Wohnungsbestand nach Wohnungsgröße, Gebäudetyp, Modernisierungsstand
· Wohnungsbedarf nach Wohnungsgröße, Gebäudetyp
· Wohnungsleerstand nach Wohnungsgröße, Gebäudetyp
Prognose 2010:
· Wohnungsbestand nach Wohnungsgröße, Gebäudetyp, Modernisierungsstand
· Wohnungsbedarf nach Wohnungsgröße, Gebäudetyp
· Wohnungsleerstand nach Wohnungsgröße, Gebäudetyp

4. Erfassung und Prognose zu den Beständen in technischer/sozialer Infrastruktur und Gewerbe
Erläuterungen zur Einbeziehung der Fachplanungen bzgl.:
· Kitas/Schulen/Altenpflegeeinrichtungen (insbesondere geplante Schließungen)
· Ver- und Entsorgung (insbesondere grundlegende Umbauerfordernisse)
· Verkehr/ÖPNV (insbesondere Veränderung der Netzstruktur)

5. Untersuchung der Baulandentwicklung in der Kommune und im Umland
· Baulandentwicklung nach Fläche, Lage und Preis
· Standorte mit/ohne Planungsrecht (Kommune/Umland)
· Nachverdichtungspotenzial in Siedlungsbereichen der Kommune* 

6. Untersuchung der Kooperationspotenziale mit den umliegenden Gebietskörperschaften 
und den Wohnungseigentümern
· Wohneigentümerstruktur
· plausible Lösungsansätze für den Interessenausgleich

7. Darlegungen zu Beteiligung der Wohnungseigentümer und der Umlandgemeinden 
an der Erarbeitung und an der Umsetzung des Stadtentwicklungskonzeptes
· Organisation der Planung insgesamt (Handlungsebenen, Verantwortlichkeiten,
Öffentlichkeitsarbeit, Angaben zur Methodik)

· realisierte Beteiligung der Wohnungseigentümer und Umlandgemeinden (Ergebnisse)

Wettbewerb Stadtumbau Ost
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* Liegen Angaben nur für ein früheres 

Jahr vor, kann auf dieses Jahr abgestellt 

werden.

Inhaltliche 
Anforderungen an die
Wettbewerbsbeiträge



8. Darstellung weiterer im Einzelfall für die Entwicklung der Kommune wichtiger Faktoren
War nur bei Bedarf erforderlich

9. Beschreibung der Ziele für die gesamtstädtische städtebauliche 
und wohnungswirtschaftliche Entwicklung unter Berücksichtigung der Prognosen
Zielsetzungen Wohnungsbestand, darunter:
· Anzahl der Wohnungen nach Sanierungsbedarf und Gebäudetyp
· Anzahl der erforderlichen Wohnraumminderungen durch Abriss/Teilrückbau nach Gebäudetyp
· Anzahl des erforderlichen Neubaus von Wohnungen nach Gebäudetyp
Zielsetzungen Aufwertungsmaßnahmen, darunter:
· Gebäudeerneuerung/-modernisierung
· städtebauliche Qualitätsverbesserung
· Angebot an Wohnfolgeeinrichtungen
· Übereinstimmung von Zielsetzungen mit der Ausgangslage und den Prognosen

10. Überprüfung und ggf. Anpassung bestehender gesamtstädtischer Planungen
· Erläuterung von Konflikten mit Fachplanungen und Darstellung von Lösungsansätzen
· Überprüfung der örtlichen Zentrenhierarchie
· Nachhaltigkeit der Stadtumbaustrategie
· Sicherung der Entwicklungsstrategie durch kommunalpolitische Beschlüsse

11. Festlegung von Schwerpunktgebieten für den Stadtumbau (Gebietstypologie) sowie erster 
grober teilstädtischer Entwicklungsziele und gebietsbezogener Handlungsprioritäten
Zuordnung der Stadtteile zu den Gebietskategorien:
· umzustrukturierende Stadtteile mit vorrangiger Priorität
· umzustrukturierende Stadtteile ohne Priorität
· konsolidierte Stadteile
· Begründung für die Zuordnung (in Bezug auf die Ist-Situation und die Prognosen)

12. Erarbeitung von Maßnahme-, Durchführungs- und Finanzierungskonzepten für die Gesamtstadt 
(Rückbau von Wohnungen, Aufwertung)
(vor allem für Kommunen, die lediglich ein Gesamtkonzept erarbeiten)
· Schlüsselbausteine für Durchführungsprozesse (u. a. Aussagen zur künftigen Wohneigentümerstruktur)
· integriertes Steuerungskonzept (u. a. Umzugsmanagement, Leerstandsmanagement, 
Brachenmanagement)

· Operationalisierung und Plausibilität von Entwicklungsschritten
· organisatorischer Rahmen für das Durchführungskonzept
· Finanzierungsbeiträge von Wohnungseigentümern, Kommunen und Fördergebern

13. Vorbereitung einer indikatorengestützten Erfolgskontrolle auf gesamtstädtischer Ebene
· Zuordnung der Maßnahmegebiete nach statistischen Gebietskennziffern
· Monitoring-Konzept: Darstellung der verfügbaren Daten auf gesamtstädtischer und auf Stadtteilebene 
(u. a. Einwohnerentwicklung, Sozial- und Wirtschaftentwicklung, Leerstandsentwicklung, 
Modernisierungsfortschritt)

· Organisation der Konzeptfortschreibung

Wettbewerb Stadtumbau Ost
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B. Stadtteilkonzept 1

14. Vertiefung der teilräumlichen Bestandsaufnahme und Zielsysteme 
Präzisierung der Punkte 1–5 für das Maßnahmegebiet:
· Prognose zur Einwohnerentwicklung und Entwicklung der Haushalte
· Abschätzung zur Sozialstruktur 
· Erfassung und Prognose der Wohnungsnachfrage, des Wohnungsbestandes und des Eigenheimbaus
· Erfassung und Prognose zu den Beständen in technischer/sozialer Infrastruktur und Gewerbe
· Baulandentwicklung

15. Erarbeitung städtebaulicher Konzepte für die Schwerpunktgebiete des Stadtumbaus
Präzisierung des Pkt. 9 für das Maßnahmegebiet:
· Zielsetzungen im Bereich Wohnungsbestand
· Zielsetzungen im Bereich Aufwertungsmaßnahmen

16. Überprüfung und ggf. Anpassung bestehender teilräumlicher Planungen, Konzepte und Projekte
Präzisierung des Pkt. 10 für das Maßnahmegebiet:
· Erläuterung von Konflikten mit Fachplanungen und Darstellung von Lösungsansätzen
· Überprüfung der örtlichen Zentrenhierarchie
· Nachhaltigkeit der Stadtumbaustrategie
· Sicherung der Entwicklungsstrategie durch kommunalpolitische Beschlüsse

17. Erarbeitung von Maßnahme-, Durchführungs- und Finanzierungskonzepten des Gebietes 
(Rückbau von Wohnungen, Aufwertung des Gebietes)
· Schlüsselbausteine für Durchführungsprozesse (u. a. Aussagen zur künftigen 
Wohnungseigentümerstruktur)

· integriertes Steuerungskonzept (u. a. Umzugsmanagement, Leerstandsmanagement, 
Brachenmanagement)

· Operationalisierung und Plausibilität von Entwicklungsschritten
· organisatorischer Rahmen für das Durchführungskonzept
· Finanzierungsbeiträge von Wohnungseigentümern, Kommunen und Fördergebern

18. Darlegungen zur Beteiligung der Wohnungseigentümer und Gebietsbevölkerung 
an der Erarbeitung und Umsetzung des Stadtteilkonzeptes
organisatorische Planung für das Stadtteilkonzept insgesamt (Handlungsebenen, Verantwortlichkeiten 
der Akteure, Stadtteilmanagement, Öffentlichkeitsarbeit), darunter im Besonderen:
· Zeitpunkt, Art und Umfang der Beteiligung der Wohnungseigentümer
· Zeitpunkt, Art und Umfang der Beteiligung der Gebietsbevölkerung

19. Darstellung der erwarteten und beabsichtigten Wirkungen der Maßnahmen auf den Stadtteil 
und auf die Gesamtstadt
· Auswirkungen auf den Wohnungsmarkt
· Auswirkungen auf zentralörtliche Funktionen und deren Standorte
· Auswirkungen auf die kommunale Wirtschafts- und Haushaltsentwicklung

C. Stadtteilkonzept 2 

(falls noch ein 2. Stadtteilkonzept eingereicht wurde, galten die
Anforderungen analog Stadtteilkonzept 1)

Wettbewerb Stadtumbau Ost

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 2003 15



Jury und Auswahlverfahren

Die Mitglieder des Preisgerichts wurden im März 2002 durch Bundesminister Kurt Bodewig
berufen. Der Jury gehörten vier Vertreter des Bundes,  sechs Vertreter der neuen Länder
sowie elf unabhängige Experten aus den Bereichen Stadtplanung, Wohnungswirtschaft, Kre-
ditwirtschaft, Architektur, Denkmalschutz, Landschaftsplanung und Kultur an. Den Vorsitz
der Jury führte Michael Bräuer, Architekt und Stadtplaner aus Rostock. Er war 1990 Staatsse-
kretär im Bauministerium der einzigen aus freien Wahlen hervorgegangenen DDR-Regie-
rung. Seine Stellvertreterin war Angela Wandelt, freie Architektin in Leipzig. 

Vorsitzender
· Michael Bräuer 
Architekt, freier Planer

Stellvertretende Vorsitzende
· Angela Wandelt
Architektin, Stadtplanerin

Vertreter des Bundes
· MD Prof. Dr. Michael Krautzberger 
Leiter der Abteilung Bauwesen und Städtebau im Bundesministerium 

für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

· MD Dr. Hartwig Lüers 
Leiter der Abteilung Wohnungswesen im Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

· MDg Detlev Biedermann
Leiter des Arbeitsstabs Angelegenheiten der neuen Länder im Bundeskanzleramt

· Hortensia Völckers
Künstlerische Direktorin der Kulturstiftung des Bundes

Vertreter der neuen Länder
· Staatssekretärin Ingeborg Junge-Reyer 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Berlin

· Staatssekretär Clemens Appel 
Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des Landes Brandenburg

· Staatssekretär Dr. Klaus Sühl 
Ministerium für Arbeit und Bau des Landes Mecklenburg-Vorpommern

· Staatssekretär Dr. Albrecht Buttolo 
Sächsisches Staatsministerium des Innern

· Staatssekretär Dr. Hans-Joachim Gottschalk
Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt

· MDg Wolfgang Schmidt 
Thüringer Innenministerium

Unabhängige Sachverständige
· Peter Conradi 
Präsident der Bundesarchitektenkammer

· Dr. Christine Hannemann
Stadt- und Regionalsoziologin an der Humboldt-Universität zu Berlin

Wettbewerb Stadtumbau Ost
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· Ines Fröhlich, Staatssekretärin a. D.
Diplom-Finanzkauffrau

· Prof. Dr. Dorothea Fischer-Leonhardt 
Garten- und Landschaftsarchitektin Fachhochschule Anhalt

· Prof. Dr.-Ing. Gerhard Glaser 
Sächsischer Landeskonservator

· Lutz Freitag
Präsident des GdW Bundesverbands deutscher Wohnungsunternehmen e.V.

· Dr. Peter Lammerskitten 
Aufsichtsratmitglied Aareal Bank AG, Wiesbaden

· Prof. Dr. Karl-Dieter Keim 
Direktor des Instituts für Regionalentwicklung und Strukturplanung IRS

· Prof. Dr. Heinrich Mäding 
Leiter des Deutschen Instituts für Urbanistik Difu

Für die Entscheidung über kinderfreundliche Konzepte
· Dr. Heide-Rose Brückner 
Bundesgeschäftsführerin des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V.

Auswahlverfahren
Trotz der inhaltlichen und formalen Standardisierung der Wettbewerbsbeiträge war es aus
Sicht der Jury zusätzlich erforderlich, Städte mit ähnlicher Ausgangslage in Vergleichsgrup-
pen zusammenzufassen, um die Vergleichbarkeit der Beiträge zu erleichtern. Nach ausführli-
cher Diskussion legte die Jury die folgenden Stadtgruppen fest, die zwar lediglich Größe und
zentralörtliche Funktion berücksichtigen, aber dafür eine eindeutige und damit schnelle
Zuordnung der Städte ermöglichten. Dadurch konnten auch vorbildliche Stadtumbaukonzep-
te für Städte unterschiedlicher Größen identifiziert werden:

Städte mit weniger als 15.000 EW/Unterzentren (67 Kommunen)
Städte mit weniger als 15.000 EW/Mittelzentren (63 Kommunen)
Städte mit 15.000–30.000 EW (76 Kommunen)
Städte mit 30.000–100.000 EW (40 Kommunen)
Städte mit mehr als 100.000 EW (13 Kommunen)
Berlin (Ostteil) mit zehn Konzepten

Bei der Aufbereitung der Wettbewerbsbeiträge legte die Jury folgende inhaltliche Kriterien
für die Vorprüfung fest:

Offenlegung der Probleme
Darstellung der Stadtumbauprobleme auf der Basis fundierter, kleinräumiger Analysen
und Prognosen zur Einwohnerentwicklung, Haushaltsentwicklung und Wohnungsleer-
standsentwicklung
Begründete Auswahl der Handlungsschwerpunkte (Stadtteile)

Antwort auf die Probleme – Stadtumbaustrategien
Entsprechen Leitbilder, Strategien und Maßnahmen den aufgeführten Problemen?
Prioritätensetzung

Wettbewerb Stadtumbau Ost
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Umsetzbarkeit der Stadtumbaustrategie
Stufenweise Umsetzbarkeit
Schlüssigkeit des Finanzierungsplans
Nachfrage bzw. Investoren gesichert?

Prozess- und Steuerungsqualität
Abstimmungsverfahren mit Verwaltung, 
Wohnungseigentümern und Bürgern
Abstimmung mit Stadtumlandgemeinden
Monitoring

Nach der Vorgabe der Jury sollte bei der Aufbereitung der Wettbewerbsbeiträge durch die
Vorprüfung (Wettbewerbsagentur S.T.E.R.N. GmbH) auch der jeweilige Bearbeitungsstand
berücksichtigt werden, den die Städte erreicht hatten.1

Preisträger
Auf der Preisgerichtssitzung vom 26. bis zum 28. August 2002 wählte die Jury von 2682

Konzepten insgesamt 34 Preisträger aus; darunter:

10 Erste Preise mit einem Preisgeld von je 50.000 1
10 Zweite Preise mit einem Preisgeld von je 25.000 1
14 Dritte Preise mit einem Preisgeld von je 10.000 1

1. Preise
· Schwerin (Mecklenburg-Vorpommern) 103.084 EW3

· Plauen (Sachsen) 71.543 EW
· Schwedt/Oder (Brandenburg) 40.972 EW
· Sangerhausen (Sachsen-Anhalt) 25.399 EW
· Wittenberge (Brandenburg) 22.200 EW
· Leinefelde (Thüringen) 15.011 EW
· Gräfenhainichen (Sachsen-Anhalt) 8.643 EW
· Gröditz (Sachsen) 8.478 EW
· Rossleben (Thüringen) 6.450 EW
· Marzahn-Hellersdorf (Berlin) 190.600 EW

2. Preise
· Leipzig (Sachsen) 493.208 EW
· Frankfurt/Oder (Brandenburg) 71.468 EW
· Stendal (Sachsen-Anhalt) 39.795 EW
· Zittau (Sachsen) 27.454 EW
· Sondershausen (Thüringen) 23.286 EW
· Döbeln (Sachsen) 23.283 EW
· Hagenow (Mecklenburg-Vorpommern) 12.272 EW
· Torgelow (Mecklenburg-Vorpommern) 11.449 EW
· Ueckermünde (Mecklenburg-Vorpommern) 11.440 EW
· Eggesin (Mecklenburg-Vorpommern) 6.626 EW

Wettbewerb Stadtumbau Ost

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 200318

1

Insgesamt lagen in ca. einem Drittel der

Städte bereits Stadtentwicklungskonzepte

vor, in einem weiteren Drittel befanden sich

die Konzepte in Bearbeitung, und ein Drit-

tel der Städte begann erst mit Wettbe-

werbsbeginn mit der Konzepterstellung.

2

Von den 269 Wettbewerbsteilnehmern hat

eine Kommune auf die Abgabe eines Bei-

trags – und damit auch auf die Förderung –

verzichtet.

3

Alle Einwohnerzahlen sind Angaben aus

den Kenndatenblättern.

Preisträger 1. Preise

Preisträger 2. Preise

Preisverleihung 
am 5. September 2002: 



3. Preise
· Halle/Saale (Sachsen-Anhalt) 246.450 EW
· Zwickau (Sachsen) 103.008 EW
· Dessau (Sachsen-Anhalt) 83.153 EW
· Hansestadt Wismar (Mecklenburg-Vorpommern) 44.884 EW
· Reichenbach im Vogtland (Sachsen) 23.469 EW
· Lutherstadt Eisleben (Sachsen-Anhalt) 20.600 EW
· Salzwedel (Sachsen-Anhalt) 20.358 EW
· Torgau (Sachsen) 19.430 EW
· Oschersleben, Bode (Sachsen-Anhalt) 15.684 EW
· Wolgast (Mecklenburg-Vorpommern) 12.799 EW
· Barth (Mecklenburg-Vorpommern) 9.949 EW
· Schipkau (Brandenburg) 8.577 EW
· Reuterstadt Stavenhagen (Mecklenburg-Vorpommern) 7.104 EW
· Calau (Brandenburg) 6.585 EW

Sonderpreise
Das Deutsche Kinderhilfswerk e.V. hatte die Kommunen aufgefordert, den Stadtumbau zur
Schaffung von attraktiven Lebensräumen für Kinder und Jugendliche zu nutzen sowie Kinder
und Jugendliche aktiv an der Planung zu beteiligen. 21 Kommunen haben diesen Aufruf
berücksichtigt. Die Jury des Kinderhilfswerks e.V. hat von den eingereichten Beiträgen 3 Kon-
zepte ausgezeichnet: 

· 1. Rang Zeitz (Sachsen-Anhalt)
· 2. Rang Meißen (Sachsen)
· 3. Rang Halle/Saale (Sachsen-Anhalt)

In der vorliegenden Dokumentation werden die Wettbewerbsbeiträge der Preisträger darge-
stellt. Zusätzlich gehören zu dieser Dokumentation zwei CD-ROMs mit den Zusammenfassun-
gen und Plänen von allen Wettbewerbsteilnehmern. 
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Ein erstes Fazit

Die Wettbewerbsbeiträge entstanden – je nach Ausgangslage der Kommune zu Wettbewerbs-
beginn – in einer relativ kurzen Zeitspanne von Januar bis Juli 2002. Wurde das Tempo des
Verfahrens anfangs noch kritisiert, betonten kommunale Vertreter und bearbeitende Planer-
büros später sogar, dass gerade dieser Umstand den Kommunen einen enormen Impuls und
der Aufgabe eine hohe Wichtigkeit und breite Öffentlichkeit gegeben habe. Der Wettbewerb
habe ein Diskussionsklima geschaffen, das eine offene Herangehensweise an die Stadtumbau-
probleme erlaubte. Unabhängig von konkreten Lösungen hat die Förderung der Stadtent-
wicklungskonzepte in vielen kleineren Städten erstmals fundierte Analysen der Ausgangssi-
tuation und der Zukunftsprognosen ermöglicht. Mit der schriftlichen Fixierung und Quantifi-
zierung der Stadtumbauideen sind gute Grundlagen für einen Stadtumbau geschaffen, der
als Daueraufgabe verstanden werden muss. Auch für die sachgerechte Verteilung der Förder-
mittel ist so eine solide Basis entstanden. 

Im Folgenden werden wesentliche Inhalte der eingereichten Wettbewerbsbeiträge auf der
Grundlage der von der Jury festgelegten Auswahlkriterien dargestellt: 

Offenlegung der Probleme
· Situation heute

· Einschätzung der zukünftigen Entwicklung
Leitbilder, Strategien und Maßnahmen
Umsetzbarkeit

· Prozess- und Steuerungsqualität
· Kosten- und Finanzierungspläne

Offenlegung der Probleme

Situation heute: 
Bei der Problembeschreibung konzentrieren sich die Stadtumbaukonzepte vor allem auf die
Aspekte „bisherige Einwohnerentwicklung“ und „heutiger Wohnungsleerstand“. Auf der
Grundlage der Wettbewerbsbeiträge lassen sich bei der Einwohnerentwicklung der Städte
seit 1990 mehrere Tendenzen unterscheiden:

Der überwiegende Anteil der am Wettbewerb beteiligten Städte weist für die letzte Deka-
de Einwohnerverluste von ca. 14 % auf. Vereinzelt wird der Einwohnerrückgang durch
Eingemeindungen verdeckt.
Überdurchschnittlich hohe Einwohnerrückgänge verzeichnen ehemalige Industriestädte
und Städte innerhalb von Industrieregionen der früheren DDR. 
Nur geringe oder gar keine Einwohnerverluste weisen kleinere Städte und Gemeinden in
großstädtischen Verflechtungsräumen auf. Als Gewinner der Stadtumlandwanderung ver-
zeichnen sie z. T. sogar Bevölkerungszuwächse.

Auch innerhalb der Städte haben unterschiedliche Entwicklungen stattgefunden. Bis  Mitte/
Ende der 90er Jahre haben vor allem die Kernstädte Einwohnerverluste verzeichnet.  In den
letzten Jahren tendiert dort die Einwohnerentwicklung zur Stabilisierung. Die Gemeinden
schreiben diesen Erfolg der Altstadtsanierung zu. Hingegen gewinnen die Einwohnerverluste
in den Randbereichen der Städte seit einigen Jahren erheblich an Dynamik.
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Der Wohnungsleerstand in den Städten ist nicht nur von der Einwohnerentwicklung, son-
dern auch von der Baustruktur und räumlichen Lage abhängig. Im Mittel liegt der Leerstand
bei den Wettbewerbsteilnehmern bei ungefähr 14 Prozent. In der Regel wurden die Leer-
standsquoten für das Jahr 2001 angegeben. Wesentlich höhere Leerstandsquoten sind vor
allem in ehemaligen DDR-Industriestädten, in Städten mit einem hohen Anteil von Altbau-
substanz und in Städten in Grenzregionen festzustellen. Hier verzeichnen oft ganze Quartiere
hohe Wohnungsleerstände. Qualitative Angaben zum Leerstand wie zu Größe, Ausstattung
und Sanierungsstand der Wohnungen werden nur in einem Teil der Konzepte dargelegt. 
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Die Karte zeigt die Leerstandsentwick-
lung bis 2001. Für den Problemindikator
werden die Leerstandszahlen der Gebäu-
de- und Wohnungszählung (GWZ) 1995
in Bezug gesetzt zu den Leerstandsan-
gaben der Wettbewerbsbeiträge für das
Jahr 2001. In der Karte sind die Kommu-
nen berücksichtigt, die nachvollziehba-
re Angaben zum Wohnungsleerstand
machten.

Zur Erläuterung:
hoher Leerstand: 
Leerstand 1995 > 6,5 %

niedriger Leerstand: 
Leerstand 1995 < 6,5 %

hohe Zunahme:
Leerstandsentwicklung 
1995–2001 > 6,0 %

niedrige Zunahme:
Leerstandsentwicklung 
1995–2001 < 6,0 %



Aussagen zu Defiziten der Wohnraumversorgung sowie zu verfügbaren Baulandressourcen,
deren Mobilisierung die Abwanderung ins Stadtumland verhindern könnte, liegen meist nur
pauschal vor. Insbesondere sind Angaben zum Bodenpreisgefüge, zur Erschließungsqualität
und zur kurz- bzw. mittelfristigen Verfügbarkeit von Bauland nur in einzelnen Konzepten
erfolgt. Für den notwendigen Stadtumbau wird die besonders in den Altbauquartieren stark
aufgesplitterte Eigentümerstruktur als Erschwernis betrachtet. Plattenbausiedlungen befin-
den sich vorwiegend in der Hand weniger kommunaler und/oder genossenschaftlicher Woh-
nungsunternehmen. Das ist ein Vorteil bei der Festlegung von Strategien und Maßnahmen. 

Einschätzung der zukünftigen Entwicklung
Die Wettbewerbsbeiträge konzentrieren sich bei der Einschätzung der zukünftigen Entwick-
lung vor allem auf die Darstellung der Einwohnerprognosen. Hierbei lassen sich folgende
Tendenzen unterscheiden:

Wenige kleinere und mittlere Städte in strukturschwachen Räumen bzw. in den Grenzräu-
men zu Polen und Tschechien gehen von höheren Bevölkerungsverlusten aus als in der
Vergangenheit.
Ebenso erwartet eine kleinere Anzahl von Städten eine Fortsetzung der negativen Bevölke-
rungsentwicklung auf annähernd gleichem Niveau wie in den zurückliegenden Jahren. 
Das Gros der Städte geht jedoch im Zusammenhang mit dem weiteren Ausbau von Stand-
ortvorteilen, Gewerbeansiedlung und Tourismusentwicklung von einem deutlich geringe-
ren Einwohnerrückgang als bisher aus. In einigen Großstädten rechnet man auf längere
Sicht sogar mit nur noch geringfügigen Einwohnerrückgängen.
Gleich bleibende oder gar steigende Einwohnerzahlen werden auch künftig vor allem für
Kommunen im Umland großer Städte prognostiziert, die zugleich über gute bzw. künftig
verbesserte Standortbedingungen verfügen.

Auch innerhalb der Städte wird die zukünftige Einwohnerentwicklung unterschiedlich beur-
teilt. Viele Städte erwarten zunehmend stärkere Einwohnerrückgänge in ihren Randberei-
chen. Dagegen rechnen sie in den Kernstädten mit geringen Einwohnerverlusten, zum Teil
sogar mit geringfügigen Zuwächsen. Diese Annahmen gehen von einer anhaltenden Sanie-
rung und Aufwertung der Kernstädte aus. Oft wurden allerdings kleinräumige Einwohner-
prognosen, z. B. auf Stadtteilebene, nicht erstellt. Präzise Angaben zur gesamtstädtischen
und kleinräumigen Haushaltsstrukturentwicklung – als wesentliche Grundlage für die künfti-
ge Wohnungsbedarfsplanung – beinhaltet nur ein Teil der Wettbewerbsbeiträge.

Die Einschätzung der zukünftigen Wohnungsleerstandsentwicklung lässt gelegentlich Fragen
offen. Die objektive Schwierigkeit, die zahlreichen, für aussagekräftige Prognosen maßgebli-
chen Variablen richtig einschätzen und gewichten zu können, führt dazu, dass die Gemein-
den meist die Dynamik der Wohnungsleerstandsentwicklung der letzten Jahre fortschreiben.
Städte, die sich präziser mit der zukünftigen Entwicklung befassten, erarbeiteten Szenarien
für unterschiedliche Einwohner- und Haushaltsentwicklungen. Als Grundlage für die Stadt-
umbaustrategie werden jedoch in der Regel die Werte der optimistischen Variante mit redu-
ziertem Einwohnerrückgang und deutlich kleiner werdenden Haushaltsgrößen angenom-
men. Zum Teil wird in den Konzepten nicht deutlich, ob die angegebenen prognostizierten
Leerstandsquoten bereits geplante Maßnahmen zur Bestandsreduzierung berücksichtigen
oder nicht. Auch Annahmen über künftige Stadtumlandwanderungen und Neubautätigkei-
ten in der Stadt werden nur in wenigen Konzepten dargestellt. 
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Generell lässt die Fortschreibung der Trends die meisten Kommunen von sinkenden Leerstän-
den in den Altbauquartieren/Innenstädten ausgehen. Eine Hoffnung der Städte ist, dass es
gelingt, die Investitionen für Eigenheimneubau vom Stadtumland in die Innenstadt zu len-
ken. Allerdings wird in diesem Zusammenhang häufig auf die Mietzahlungsfähigkeit hinge-
wiesen, die auch von der Arbeitspatzentwicklung abhängt, und die deshalb eine realisierbare
Aufwertung der innerstädtischen Wohnungsbestände nur in begrenztem Maß zulässt. Nicht
thematisiert wird der künftig oft höhere Kostenaufwand für die Sanierung. Denn die besser
erhaltene Altbausubstanz wurde in der Regel bereits saniert. 

Im Gegensatz zu den Altbauquartieren erwarten die Städte eine sich weiter verschärfende
Leerstandsproblematik in den Plattenbaubeständen. Gründe sind hier die normierten Woh-
nungsangebote und die geringe Attraktivität für Zuziehende. Selbst in Gebieten mit zur Zeit
stabiler Bevölkerung rechnen viele Gemeinden wegen des fortschreitenden Alterungsprozes-
ses mit weiterhin kontinuierlich zunehmenden Leerständen. Die mit dem Bevölkerungsrück-
gang in diesen Gebieten verbundene soziale Segregation wird erwähnt, aber in den Wettbe-
werbsbeiträgen nicht genauer problematisiert.

Leitbilder, Strategien, Maßnahmen

Nahezu alle Städte formulieren für ihre künftige Entwicklung ein Leitbild, das sich zur histo-
risch „gewachsenen Stadt“ bekennt. Zu diesem Leitbild gehören die Aufwertung der Innen-
städte als Wohn- und Arbeitsort, der Rückbau der Siedlungskulisse von den Rändern her
sowie der Ausbau und die Vernetzung von Grün- und Freiräumen. 

Die Größenordnungen des geplanten Rückbaus liegen zumeist deutlich unter dem prognosti-
zierten, zum Teil sogar unter dem heutigen Leerstand. Statt dessen soll die Leerstandsent-
wicklung beobachtet werden und die kurzfristige Anpassung des Rückbaukonzeptes je nach
aktuellem Erfordernis erfolgen. Das entspricht der Konzeption des Programms „Stadtumbau
Ost“, das bei einem Leerstand von rund 1 Million Wohnungen auf den Rückbau von 300.000
bis 400.000 Wohnungen zielt und somit auf einen behutsamen Rückbau angelegt ist. Einige
der Stadtumbaukonzepte sehen dagegen im Hinblick auf die erwartete Entwicklung Abriss-
quoten vor, die deutlich höher sind als die gegenwärtigen Leerstände. 

Unter Verweis auf die engen haushaltspolitischen Gestaltungsspielräume zieht eine Reihe
von Städten die Schlussfolgerung, dass die Umbaumaßnahmen zunächst vor allem auf die
Sanierung der Altstadtkerne und die angrenzenden Gründerzeitquartiere zu konzentrieren
sind und dort eigentumsorientierte Wohnungsangebote entstehen sollten. Mit dem so
erreichbaren Imagegewinn für den Stadtkern erhoffen sie sich positive Impulse für die
gesamte Stadtentwicklung. Derartige Umbaumaßnahmen haben häufig Priorität vor Maß-
nahmen in den Plattenbausiedlungen. In den Altbauquartieren sind schwerpunktmäßig
Gebäudesanierungen, Baulückenschließungen und weitere Aufwertungsmaßnahmen wie 
z. B. Gestaltung der Freiflächen vorgesehen. Gebäudeabrisse spielen hier in den meisten
Kommunen nur eine untergeordnete Rolle. Bestandsreduzierungen sollen in Altbauquartie-
ren vor allem durch Wohnungszusammenlegungen und -umnutzungen erreicht werden. 

Für die Plattenbausiedlungen sehen die meisten Städte dagegen eine Bestandsreduzierung in
wohnungsmarktrelevanten Dimensionen vor. Daher stellen die Plattenbausiedlungen strate-
gisch wichtige Bausteine in den Stadtumbaukonzepten vieler Städte dar. Einige der Konzepte
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sind sogar ausschließlich auf Plattenbausiedlungen fokussiert. Meist ist parallel zur Bestands-
reduktion vorgesehen, den Wohnungsbestand, der dauerhaft erhalten werden soll, durch
Aufwertungsmaßnahmen attraktiver zu gestalten. Für die Nachnutzung von Abrissgrund-
stücken in Plattenbausiedlungen ist vielfach geplant, sie für den Neubau von Einfamilienhäu-
sern, Doppel- bzw. Reihenhäusern vorzuhalten, um Alternativen zum Umland zu bieten.
Überlegungen zu Wechselwirkungen zwischen Stadtumbau und Stadttechnik werden nur in
wenigen Wettbewerbsbeiträgen systematisch angestellt. Einige wenige Städte stellen diese
Zusammenhänge allerdings sehr ausführlich dar. In diesen Fällen sind die Aussagen zur
Stadttechnik gemeinsam mit den Versorgungsträgern erarbeitet worden. Zum Teil bestehen
hier zwischen der Stadt, den betroffenen Wohnungsunternehmen und den Versorgungsträ-
gern bereits Vereinbarungen über die Durchführung des Stadtumbaus.

Für das Land Berlin gilt im Rahmen des Förderprogramms „Stadtumbau Ost“ eine Sonderre-
gelung. Nach dieser kann der Rückbau von Infrastruktureinrichtungen nicht nur wie in den
übrigen Ländern aus den Mitteln für den Bereich Aufwertung, sondern auch aus den Mitteln
für den Rückbau von Wohnungen gefördert werden. Deshalb sind neben der Aufwertung
von Wohnquartieren der Abriss bzw. die Umnutzung leerstehender Kindertagesstätten und
Schulen zentrale Maßnahmeschwerpunkte der Berliner Konzepte. 

Insgesamt zeigte sich, dass sich die in den Wettbewerbsbeiträgen dargestellten Strategien auf
die Verringerung der Wohnungsüberhänge konzentrieren. Aspekte wie Industrie- und
Gewerbebrachen oder Rückbau der sozialen Infrastruktur blieben in der Regel unberücksich-
tigt.

Umsetzbarkeit

In den meisten Städten wurden kommunalpolitische Grundsatzbeschlüsse zum Stadtumbau
vorbereitet. In vielen Städten wurden die Stadtumbaukonzepte bereits von den Stadtverord-
netenversammlungen – zum Teil auch einstimmig – beschlossen. Vielfach stellen die Städte
jedoch fest, dass die Umsetzung der angedachten Strategien unter gegebenen Umständen in
organisatorischer und finanzieller Hinsicht noch offen ist. Entscheidende Voraussetzungen
für die Umsetzung müssten noch in Verhandlungen mit den zuständigen Fördergebern,
Eigentümern, Banken oder Investoren geschaffen werden. Bei einer Vielzahl von Kommunen
dürften diese Aspekte die derzeitige städtebauliche und wohnungswirtschaftliche Prioritäten-
setzung noch erheblich verschieben. 

Prozess- und Steuerungsqualität
Die Erstellung der Stadtumbaukonzepte wurde zum großen Teil von Lenkungsgremien der
Verwaltungsspitze gesteuert, in die häufig lokale Wohnungsunternehmen einbezogen
waren. Große Unterschiede bestehen bei den einzelnen Wettbewerbsbeiträgen im Hinblick
auf die Einbeziehung der Eigentümer und die Abstimmung der Maßnahmen mit diesen. In
einem Teil der Städte befindet sich dieser Abstimmungsprozess noch am Anfang. Anderer-
seits wurden in vielen Städten mit den betroffenen Wohnungsunternehmen bereits Abriss-
quoten und zum Teil auch objektkonkrete Festlegungen der Maßnahmen vereinbart. Dabei
bestehen auch Unterschiede innerhalb der einzelnen Städte, d. h. vor allem zwischen Platten-
bausiedlungen und Altbauquartieren. Grundsätzlich dürfte die weitere Konkretisierung der
geplanten Strategien in den Plattenbaugebieten einfacher sein. Hier müssen Absprachen nur
mit wenigen Eigentümern erfolgen, die meist ihre grundsätzliche Bereitschaft signalisiert

Wettbewerb Stadtumbau Ost

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 200324



haben. Hingegen dürfte die kleinteilige Eigentümerstruktur in den Altbauquartieren und das
zum Teil mangelnde Interesse der Eigentümer an Stadtumbaumaßnahmen die Umsetzung
eher verzögern.

Die Stadtumbauproblematik wurde in der Mehrzahl der Städte öffentlich diskutiert. Dabei
wählten die Städte – dies war in der Regel abhängig vom Entwicklungstand der Stadtumbau-
konzepte – unterschiedliche Formen der Öffentlichkeitsarbeit. So wurden die Konzepte zum
Teil in Foren vorgestellt und teilweise auch im Rahmen von Workshops mit Bewohnern dis-
kutiert. Im sensiblen Bereich der Festlegung objektkonkreter Rückbaumaßnahmen hatten
Kommunen und Wohnungsunternehmen dagegen oft die berechtigte Sorge, dass eine zu
frühe Einbeziehung der Öffentlichkeit – insbesondere der betroffenen Mieter – eine Umset-
zung der Pläne erschweren könnte.

Die meisten Städte haben versucht, mit den Umlandgemeinden künftige Entwicklungsakti-
vitäten, insbesondere bei der weiteren Ausweisung von Bauland, abzustimmen. Allerdings
liegen bisher nur sehr vereinzelt verbindliche oder gar vertragsähnlich fixierte Abstim-
mungsergebnisse vor. Wo dies der Fall ist, bilden sie häufig die Grundlage für eine dauerhaf-
te interkommunale Kooperation.

Für die Umsetzung der Konzepte verweist die Mehrzahl der Städte auf Stufenpläne mit kurz-
bzw. mittel- und langfristigen Realisierungsperspektiven. Der verhältnismäßig kurzen Bear-
beitungszeit der Stadtumbaukonzepte in den meisten Städten ist möglicherweise die Tatsa-
che zuzuschreiben, dass Modelle zur Steuerung trotz zum Teil intensiver Abstimmung mit
den maßgeblichen am Stadtumbau beteiligten Akteuren noch nicht vorliegen. Die in vielen
Stadtumbaukonzepten angekündigte Reaktion auf Veränderungen des Wohnungsleerstandes
setzt jedoch ein kleinräumiges Monitoring voraus, das derzeit in vielen Kommunen nur in
Ansätzen vorhanden ist.

Kosten- und Finanzierungspläne 
Nur in einem Teil der Wettbewerbsbeiträge werden die vorgeschlagenen Maßnahmen in
Kosten- und Finanzierungspläne umgesetzt. Dies gilt für die vorgesehenen Sanierungs- und
Aufwertungsmaßnahmen in den Innenstadtbereichen ebenso wie für die geplanten Bestands-
reduzierungen in den Plattenbaugebieten sowie für die meist flankierend dazu vorgesehenen
Aufwertungen im Wohnumfeld. Sofern in den Wettbewerbsbeiträgen Finanzierungskonzepte
für den Rückbau dargelegt werden, orientieren sich diese in der Regel an gegebenen Förder-
konditionen. Für den Wohnungsabriss wird eine Pauschalförderung in Höhe von 60 1/m2

Wohnfläche angesetzt. Diese Förderung wird in der Regel bei nicht sanierten Beständen als
kostendeckend betrachtet. Als problematisch gelten Wohnungsbestände mit Altschuldenbe-
lastung, sanierte Wohnungsbestände und teilprivatisierte Wohnungsbestände.
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Ausblick – Umsetzung des Stadtumbaus

Der Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“ war für alle Beteiligten – Kommunen, Wohnungs-
unternehmen, Planungsbüros, aber auch für Bund und Länder – Auslöser intensiver Diskus-
sionen zum Stadtumbau. In den Wettbewerbsbeiträgen wurden Grundlagen, grundsätzliche
Strategien, Schwerpunkte und Umfang geplanter Maßnahmen zum Teil erstmalig festgelegt.
Damit wurde ein wesentlicher Grundstein für die organisatorische und finanzielle Präzisie-
rung der weiteren Arbeitsschritte für den Stadtumbau in den Gemeinden geschaffen.

Die Städte werden jedoch mit ihren zum Teil sehr ehrgeizigen Stadtumbaukonzepten bezüg-
lich der Finanzierung und damit auch Akzeptanz bei den Betroffenen an Grenzen stoßen.
Bereits heute ist offensichtlich, dass die in den Stadtumbaukonzepten vorgesehenen Maßnah-
men nicht allein aus den von Bund und Ländern im Städtebauförderungsprogramm „Stadt-
umbau Ost“ vorgesehenen Mitteln für Rückbau und Aufwertung finanziert werden können.
Deshalb wird Ziel sein,  bei der Konkretisierung der Strategien darauf zu achten, dass klare
Prioritätensetzungen erfolgen. Bei diesen Prioritätensetzungen sollen akzeptable Situationen
bei „Zwischenständen“ der Umsetzung geschaffen werden. Die Prioritätensetzungen sollen –
soweit möglich – private Investitionen in die Stadtkerne lenken und damit die Förderung der
öffentlichen Hand ergänzen. Bei der organisatorischen und finanziellen Konkretisierung
wird es in den Kommunen darum gehen, die derzeit vorgesehenen Strategien unter Berück-
sichtigung der oben genannten Punkte fortzuschreiben. Dabei werden die unterschiedlichen
Gesichtspunkte und Prioritäten der Kommunen, Wohnungswirtschaft, Ver- und Entsorgungs-
betriebe oder Infrastrukturträger präzisiert werden müssen. Aus Gründen der ökonomischen
Machbarkeit und der sozialen Akzeptanz werden zudem Kompromisse zu den „Ideal-Strategi-
en“ gefunden werden müssen. Hierbei wird es sich nicht um einen einmaligen Prozess han-
deln, sondern um eine Daueraufgabe, die es jeweils bei veränderten Rahmenbedingungen zu
lösen gilt. Ein gutes Monitoring in der Kommune ist dabei eine wesentliche Voraussetzung.

Angesichts der verständlichen Diskrepanzen zwischen den Interessen der am Stadtumbau-
prozess beteiligten Parteien liegt es nahe, die organisatorische und finanzielle Operationali-
sierung einzelner Maßnahmen stärker ins Blickfeld zu rücken. Das Bundesministerium für
Verkehr, Bau- und Wohnungwesen will diese Operationalisierung in zweierlei Hinsicht unter-
stützen:

In einer differenzierten Auswertung aller Wettbewerbsbeiträge sollen typische Problemla-
gen und typische Lösungsansätze identifiziert werden. Für diese sollen anhand weniger
Fallbeispiele praxistaugliche Kennwerte erarbeitet werden, die die Erstellung von Modell-
rechnungen als Grundlage für Prioritätensetzungen ermöglicht. Geplant ist, die Ergebnis-
se mit den am Wettbewerb beteiligten Kommunen, der Wohnungswirtschaft und den
Fachverbänden im September 2003 zu erörtern.
Das Städtebauförderungsprogramm „Stadtumbau Ost“ soll begleitet und evaluiert werden.
Dabei soll insbesondere ein Monitoring zu Mittelabfluss und -verwendung geschaffen wer-
den. Anhand von Fallbeispielen werden rechtliche, wohnungswirtschaftliche und städte-
bauliche Randbedingungen untersucht. Die Ergebnisse sollen mit den Ländern und Kom-
munen diskutiert und bei der weiteren Umsetzung des Programms berücksichtigt werden.
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Die Preisträger im Profil
Die Darstellung der 34 Preisträger konzentriert sich auf die Besonderheiten der Stadtumbau-
konzepte. Allen Preisträgerdarstellungen ist eine Übersicht zu wesentlichen Eckdaten der
Stadtentwicklung vorangestellt. Die Daten wurden – soweit möglich – von den Kenndaten-
blättern übernommen und teilweise durch Angaben aus den Wettbewerbsbeiträgen ergänzt.
Zusätzlich wurden Angaben zum prognostizierten Leerstand und zu den geplanten Stadtum-
baumaßnahmen (Rückbau- und Neubaupotenziale) aufgenommen. Diese wurden aus den
Wettbewerbsbeiträgen entnommen und stellen meist grobe Schätzungen dar. Zu Gunsten
einer besseren Lesbarkeit wurden die Pläne für die Abbildungen auf Ausschnitte reduziert. 

Dieser Dokumentation liegen zwei CD-ROMs bei, die die Wettbewerbsbeiträge von allen Teil-
nehmerkommunen zeigen. Dargestellt sind jeweils

die zweiseitige Zusammenfassung des Wettbewerbsbeitrags,
der Zielplan für die Gesamtstadt und
der Zielplan für 1–2 Stadtteile 

Die Wettbewerbsbeiträge sind auf den CD-ROMs sortiert nach 

Preisträgern,
Stadtgruppen und
Bundesländern 

Bei der jeweiligen Sortierung erscheint ein Hinweis, auf welcher CD-ROM sich die gesuchte
Kommune befindet:

CD-ROM 1 zeigt die Wettbewerbsbeiträge der 

Gruppe 1: Städte mit weniger als 15.000 EW/Unterzentren (67 Kommunen)
Gruppe 2: Städte mit weniger als 15.000 EW/Mittelzentren (63 Kommunen)

CD-ROM 2 zeigt die Wettbewerbsbeiträge der

Gruppe 3: Städte mit 15.000–30.000 EW (76 Kommunen)
Gruppe 4: Städte mit 30.000–100.000 EW (40 Kommunen)
Gruppe 5: Städte mit mehr als 100.000 EW (13 Kommunen)
Gruppe 6: Berlin (Ostteil) mit zehn Konzepten

Auf beiden CD-ROMs sind alle Wettbewerbsbeiträge der Preisträger dargestellt. 
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Schwerin (Mecklenburg-Vorpommern)

Analyse und Prognose von Bevölkerungs- und Leerstands-
entwicklung für die Gesamtstadt werden durch eine
Portfolioanalyse der Wohnungsbestände in den ausge-
wählten Vertiefungsgebieten „Mueßer Holz“ und „Neu
Zippendorf“ ergänzt. Die Landeshauptstadt Schwerin, die
Wohnungsbaugesellschaft Schwerin und die Schweriner
Wohnungsbaugenossenschaft haben eine „Erklärung
zum Stadtumbau in Schwerin“ unterzeichnet, in der die
gemeinsamen Grundsätze des Stadtumbaus und die
Rückbauprojekte bis zum Jahr 2005 benannt werden. Mit
den Umlandgemeinden wurden Obergrenzen für die Ent-
wicklung des Wohnungsbaus bis 2010 festgelegt.  

Stadtentwicklungsprobleme

Zwischen 1995 und 2000 verzeichnete Schwerin eine Bevölke-
rungsabnahme von 17,1 %. Die Stadt rechnet bis 2010 mit
einem weiteren Einwohnerrückgang von 5,1 % und innerhalb
zweier Szenarien für eine langfristige Entwicklung bis 2017
sogar zwischen 14 % und 22 %. Das entspricht einem Bevölke-
rungsverlust von ungefähr einem Drittel seit 1989. Derzeit
stehen in Schwerin 8.200 Wohnungen bzw. 14 % des Bestan-
des leer. Davon sind 2.000 Wohnungen in den Altbauquartie-
ren aufgrund ihres Bauzustandes unbewohnbar.

Als Vertiefungsgebiete für den Stadtumbau wurden die Plat-
tenbausiedlungen „Neu Zippendorf“ und „Mueßer Holz“ aus-
gewählt. Beide Stadtteile weisen die höchsten Einwohner-
rückgänge innerhalb der letzten Jahre auf. Nach einer reprä-
sentativen Befragung von Schweriner Haushalten wurden
hier auch die geringste Wohnzufriedenheit unter den Bewoh-

nern sowie eine hohe Umzugsbereitschaft festgestellt. Für „Neu Zippendorf“ rechnet man bis
2017 mit einem Wohnungsleerstand von 23 bis 37 %. Im Stadtteil „Mueßer Holz“, der eine
problematische Sozialstruktur und mit 22 % die in Schwerin höchste Wohnungsleerstands-
quote aufweist, ist sogar innerhalb des gleichen Zeitraums eine Erhöhung des Leerstands auf
31 bis 41 % prognostiziert. 

Auch eine Portfolioanalyse der Wohnungsbaugesellschaft Schwerin und der Schweriner Woh-
nungsbaugenossenschaft, die für die Bestände in den drei Großwohnsiedlungen „Großer
Dreesch“, „Neu Zippendorf“ und „Mueßer Holz“ erarbeitet wurde, belegt, dass der Stadtum-
bau weitestgehend in diesen beiden Stadtteilen stattfinden sollte. Für die Portfolioanalyse
wurden die Bestände gebäudescharf nach den Faktoren Lage, Wohnwert und Hausbewirt-
schaftungsergebnis bewertet.

Preisträger im Profil

1. Preis

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 200328

Kenndaten Gesamtstadt Neu Mueßer
Zippendorf Holz

Einwohner 2000 103.084 8.018 15.963
EW-Entwicklung hier:
1995–2000 –17,1 % –37,4 % –39,6 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –5,1 % –12,9 % –12,2 %
Arbeitslosenquote 2001 15,5 % 21,6 % 22,2 %
Wohnungsbestand 2001 (WE) 58.969 4.566 9.517
davon
Baualter bis 1948 31,2 % 0,1 % 0,0 %
Baualter bis 1990 55,5 % 99,9 % 99,8 %
Baualter nach 1990 13,2 % 0,0 % 0,2 %
Wohnungsleerstandsquote
2001 14,0 % 15,7 % 22,2 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 8.254 704 2.070
davon
Baualter bis 1948 47,0 % 0,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 50,0 % 100,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 3,0 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 12.2 %* k. A. k. A.

* unter Berücksichtigung geplanter Bestandsreduzierungen, 
Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) 
bis 2010 2.300 580* 743*
Neubaupotenzial  (WE) 
bis 2010 2.720 k. A. k. A
* bis 2005
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Stadtumbaustrategie

Grundlage der Schweriner Stadtentwicklungspolitik sind die Leitbilder einer nachhaltigen
Stadtentwicklung. Dazu zählen die Stärkung des Zentrums, eine Erneuerung und Entwick-
lung von Stadtstruktur und Stadtbild sowie die Attraktivitätssteigerung der Großwohnsiedlun-
gen. Ziel ist, bis zum Jahr 2010 insgesamt 2.000 Wohnungen vom Markt zu nehmen. Die erste
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Realisierungsphase bis 2005 sieht den Rückbau von 1.524 Wohnungen vor. In den Umstruktu-
rierungsgebieten „Neu Zippendorf“ und „Mueßer Holz“ wurden 20 Projekträume für den
Stadtumbau festgelegt. Bis 2005 sollen im „Mueßer Holz“ 743 Wohnungen und in „Neu Zip-
pendorf“ 580 Wohnungen zurückgebaut werden. Grundlage der städtebaulichen Konzepte
für den Rückbau und die Aufwertung ist hier ein Leitmodell, das die Stärkung der urbanen
Achse und u. a. die Schaffung von „Grünen Brücken“ innerhalb der Wohnbebauung vorsieht.
In die Konzepterstellung wurde die angrenzende Großsiedlung „Großer Dreesch“ einbezogen. 

Einbeziehung der Wohnungseigentümer 
und Bürger

Neben der engen Zusammenarbeit mit den beiden bereits
genannten Wohnungsunternehmen wird der wohnungspoli-
tische Dialog durch die regelmäßige Veranstaltung „Schweri-
ner Wohnforum“ unterstützt. Hier soll die Zusammenarbeit
der Landeshauptstadt mit den Wohnungsunternehmen
durch eine gemeinsame Vermarktungsstrategie und ein
gemeinsames Projektmanagement noch effektiver gestaltet
werden.

Für das Gebiet „Mueßer Holz“ wurde ein Stadtteilforum durchgeführt. Private Wohnungsei-
gentümer des Stadtteils wurden vom Stadtplanungsamt zu Einzelgesprächen eingeladen, um
den Entwurf des Stadtentwicklungskonzeptes zu diskutieren. Die Festlegung der Maß-
nahmeräume wurde von den Eigentümern grundsätzlich begrüßt. Mit den Bewohnern im
Stadtteil „Mueßer Holz“ wurde eine Planungswerkstatt durchgeführt. Es gilt als Verfahrens-
leitsatz, dass der Rückbau von Wohngebäuden den Bewohnern zwei bis drei Jahre vor dem
Zeitpunkt der Maßnahme mitgeteilt wird. Darüber hinaus soll das Stadtteilmanagement
„Soziale Stadt“ zur Begleitung der Bewohner bei sozialen Auswirkungen des Umbaus, wie z.
B. zur Betreuung von Umzügen, in Anspruch genommen werden.

Umsetzbarkeit

Für die einzelnen Projekträume liegen so genannte Projektdatenblätter mit Angaben zu Ei-
gentumsverhältnissen, Rückbau- und Aufwertungsmaßnahmen, ferner Aussagen zu erforder-
lichen rechtlichen Umsetzungsinstrumenten sowie ein Kosten- und Ablaufplan vor. Eine Pro-
jektkostenübersicht stellt Prioritäten, insbesondere die jeweils benötigten Mittel für Rückbau
und Aufwertung und die bereits bewilligten und noch erwarteten Fördermittel dar. In bei-
den Vertiefungsgebieten werden für den Aufwertungsteil auch Mittel des Förderprogramms
„Soziale Stadt“ einbezogen. 

In „Neu Zippendorf“ sind ausschließlich die Wohnungsbaugesellschaft Schwerin und die
Schwe-riner Wohnungsgenossenschaft Eigentümer der Wohnungsbestände. Die Berücksichti-
gung der wirtschaftlichen und marktbezogenen Potenziale der Wohnungsunternehmen
gewährleistet hier die Umsetzbarkeit der beabsichtigten Stadtumbaumaßnahmen. Im Stadt-
teil „Mueßer Holz“ ist absehbar, dass in den so genannten Status-quo-Gebieten die freiwilli-
gen Vereinbarungen oder Instrumente des allgemeinen Städtebaurechts nicht ausreichen,
um Stadtumbaumaßnahmen umzusetzen. Hier wird geprüft, ob Teilräume als Sanierungsge-
biete festgelegt werden müssen. 
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Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
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Großsiedlungen „Mueßer
Holz“ und „Neu Zippen-
dorf“ (Hintergrund)



Plauen (Sachsen)

Angesichts sehr hoher Leerstände in Gründerzeit- und
Plattenbaugebieten setzt die Stadt auf eine breit
gefächerte Stadtumbaustrategie. Diese umfasst u. a.
Bestandsreduzierung, Renaturierung, Klimasanierung
und Verkehrsentlastung in innerstädtischen sowie Stabili-
sierung und Rückbau in peripheren Wohngebieten. 

Stadtentwicklungsprobleme

Ohne Eingemeindungen hätte Plauen seit 1989 ca. 20 % der
Bewohner verloren. Über 26 % des Wohnungsbestandes ste-
hen leer, und davon liegen mehr als die Hälfte der Wohnun-
gen (6.500 WE) in gründerzeitlichen Beständen. Dazu gehört
z. B. die „Bahnhofsvorstadt“ mit einem Wohnungsleerstand
von rund 30 %. In diesem Stadtteil wird allerdings eine
Zunahme der Einwohner- und Haushaltszahlen prognosti-
ziert.  Dennoch wird 2010 mit einem verbleibenden Über-
hang von ca. 1.000 Wohneinheiten gerechnet. 

In „Chrieschwitz“, dem größten Plattenbaugebiet der Stadt,
nahm die Einwohnerzahl seit 1995 um 15 % ab. Ein weiterer
Rückgang auf 50 % der ursprünglichen Bevölkerung wird bis
2010 prognostiziert. Derzeit stehen ca. 22 % der Wohnungen
(rund 1.400 Wohneinheiten) leer. Ohne Bestandsreduzierung
ergäbe sich bis 2010 ein Überhang von ca. 3.400 Wohnein-
heiten.

Stadtumbaustrategie

Ziel ist die Stabilisierung des Wohnungsmarktes auf der Grundlage einer nachhaltigen Stadt-
entwicklung. Die Aufwertung der Gründerzeitquartiere und die Umstrukturierung der Plat-
tenbaugebiete haben dabei besondere Priorität. Angesichts rückläufiger Mietzahlungsfähig-

keit auf der einen und nachweisbarer Angebotsdefizite an
hochwertigen Wohnungen auf der anderen Seite haben Maß-
nahmen zur Sicherung einer breiten Angebotspalette am
Wohnungsmarkt besondere Bedeutung. Wohnstandorte sol-
len auf der Grundlage des Renaturierungs- und Klimasanie-
rungsplans mit „grünen Achsen“ verbunden werden. Mit
Maßnahmen wie der Freilegung des derzeit z. T. unterirdisch
geführten Flüsschens Syra und Begrünung des Flusslaufs
innerhalb des dicht bebauten Kernbereichs wird die Renatu-
rierung und Klimasanierung der gesamten Innenstadt ange-
strebt. 
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Bahnhofsvorstadt

Kenndaten Gesamtstadt Bahnhofs- Chrieschwitz
vorstadt

Einwohner 2000 71.543 4.334 11.583
EW-Entwicklung
1989–2000 –8,5 % k.A. k.A.
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –5,5 % 10,8 % –40,4 %
Arbeitslosenquote 2001 16,7 % k.A. k.A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 47.204 3.858 6.593
davon
Baualter bis 1948 47,1 % 55,9 % 0,1 %
Baualter bis 1990 43,4 % 41,1 % 89,5 %
Baualter nach 1990 9,5 % 3,0 % 10,4 %
Wohnungsleerstandsquote 
2001 26,0 % 30,6 % 21,6 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 12.293 1.180 1.422
davon
Baualter bis 1948 71,1 % 82,5 % 0,0 %
Baualter bis 1990 26,6 % 15,7 % 99,0 %
Baualter nach 1990 2,4 % 1,8 % 1,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 19,9 %* 20,8 % 28,0 %
* unter Berücksichtigung geplanter Bestandsreduzierungen

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) 
bis 2010 6.700 270 2.115
Neubaupotenzial  (WE) 
bis 2010 135 k. A. k. A.
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Planausschnitt: Stadtteilkonzept „Bahnhofsvorstadt“
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Detailausschnitt: „Gründerzeitviertel“ aus Stadtteilkonzept „Bahnhofsvorstadt“



In zwei Stufen sollen bis 2010 insgesamt 6.700 Wohnungen zurückgebaut werden. Das ent-
spricht rund 55 Prozent des gegenwärtigen Leerstands. Die so genannten „Hauptsäulen“ bei
der Neuausrichtung des Wohnungsmarktes sind das Erhaltungsgebiet „Bahnhofsvorstadt“
und das Umstrukturierungsgebiet „Chrieschwitz“. 

In der „Bahnhofsvorstadt“ ist eine kleinteilige Stadtreparatur mit baulicher Erneuerung, Ver-
kehrsberuhigung, Durchgrünung von Straßen und Höfen sowie punktuellem Rückbau zur
Schaffung „grüner Lücken“ vorgesehen. Teile werden als Erhaltungsgebiete festgelegt. Bis
2010 sollen 185 Wohnungen durch Zusammenlegung und Umnutzung vom Markt genom-
men und 265 komplett abgerissen werden. Weiterhin sind die Sanierung von 450 Wohnun-
gen sowie die Vermarktung von unsanierten Altbaubeständen zur  Wohneigentumsbildung
geplant.

Im Plattenbaugebiet „Chrieschwitz“ ist beabsichtigt, durch eine Reduzierung des Wohnungs-
bestandes und städtebauliche Aufwertung schrittweise die Qualitäten einer Gartenstadt her-
auszuarbeiten. Bis 2010 ist der Rückbau von 2.115 Wohnungen, ungefähr 150 % des gegen-
wärtigen Leerstands, vorgesehen. Durch Wohnungszusammenlegung und den Bau von Ein-
zel- und Reihenhäusern soll die Angebotspalette um neue Wohnformen erweitert werden. 

Die ursprünglich für den Bau von 650 Einfamilienhäusern in Plauen ausgewiesenen Grund-
stücksflächen sollen auf maximal 135 Parzellen reduziert werden.

Einbeziehung der Wohnungseigentümer und Bürger

Zur Einbeziehung kommunaler und genossenschaftlicher Wohnungsunternehmen wie auch
privater Hauseigentümer in die Erstellung des Stadtumbaukonzepts wurde die „Arbeitsgrup-
pe Wohnungswirtschaft/Wohneigentumsbildung“ eingerichtet. Hier erfolgte auch die
Abstimmung finanzierbarer Rückbauvarianten. Im Rahmen eines „Forums für Stadtumbau“
wurden die abgestimmten Zwischenergebnisse öffentlich erörtert. In Abstimmung mit der
Nachbarstadt Oelsnitz konnten gemeinsame Festlegungen zur Beschränkung der Baulandaus-
weisung getroffen werden.

Umsetzbarkeit 

Die geplanten Maßnahmen wurden unter Berücksichtigung der kommunalen Haushalts-
situation und in Frage kommender Finanzierungsmodelle kritisch überprüft. Mit den kom-
munalen und genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen sind Abriss- und Rückbaumaß-
nahmen bis 2005 für beide Vertiefungsgebiete objektscharf und von 2006 bis 2010 unterneh-
mensbezogen festgelegt worden. Zusätzlich zur Finanzierung aus dem „Landesrückbau-
programm“ des Freistaats Sachsen sind dabei die von den Unternehmen aufzubringenden
Eigenmittel u. a. für Ersatzwohnungen, Umzugsmanagement und Entschädigungen quantifi-
ziert worden. 

Zwei Drittel des Wohnungsleerstandes sind Privateigentümern zuzuordnen. Das erschwert
die Umsetzung der Stadtentwicklungsstrategie, da für ihre Bereitschaft zum Abriss ruinöser
und komplett leerstehender Gebäude eine lange Bearbeitungsphase erforderlich ist. 
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· Institut für Wohnungs- 
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Schwedt/Oder (Brandenburg)

Bereits 1997 begann die Rückbauplanung, und seither
wurden mehr als 1.200 Wohnungen abgerissen. Heute
stellen sich durch veränderte Prognosedaten mit erhöh-
ten Abwanderungszahlen neue Herausforderungen für
den flächenhaften Rückbau von Stadtquartieren.
Schwedt hat diese Aufgabenstellung zum Gegenstand
eines städtebaulichen Ideenwettbewerbs für den Stadt-
teil „Am Waldrand“ gemacht.

Stadtentwicklungsprobleme

Nach dem Wegbrechen von Arbeitsplätzen in der Erdöl- und
Papierverarbeitung haben von den 51.000 Einwohnern im
Jahre 1990 mehr als 27.000 Bewohner die Stadt verlassen. Im
Gegenzug sind 16.000 neue Bürger zugezogen. Bei gleich
bleibendem Wanderungssaldo wird die prognostizierte
Bevölkerungszahl im Jahre 2010 zwischen 33.000 und 35.000
Einwohnern liegen. Schrumpfende Haushaltsgrößen führen
zwar zu einem leichten Mehrbedarf an Wohnungen, die
Abwanderungseffekte am Wohnungsmarkt werden dadurch
jedoch bei weitem nicht kompensiert.

Mit einem Plattenbauanteil von 93 % an den Geschosswoh-
nungen verfügt die ehemalige DDR-Entwicklungsstadt über
einen monostrukturierten Wohnungsmarkt, der wegen feh-
lender Altbaubestände nur das Eigenheim als Alternative
zum Plattenbau bietet. Der Wohnungsleerstand lag 2001
durchschnittlich bei 13 %, in den peripheren Plattenbauge-

bieten wie z. B. dem Stadtteil „Am Waldrand“ jedoch bei mehr als 40 %. Er ist in dieser
Größenordnung teilweise auf das 1998 eingeleitete Leerzugsmanagement der Wohnungsun-
ternehmen zurückzuführen, die eine höhere Belegung ihrer Wohnungsbestände im Stadt-
kern erreichen wollen. 

Stadtumbaustrategie

Die Stadt Schwedt hat bereits 1997 mit der Erarbeitung einer Stadtumbaukonzeption die
Konsequenz aus den anhaltenden Bevölkerungsverlusten gezogen und den Rückbau in Ver-
bindung mit städtebaulichen Aufwertungsmaßnahmen und der Sanierung von Wohnungs-
teilbeständen eingeleitet. Vor dem Hintergrund der aktualisierten Bevölkerungs- und Woh-
nungsmarktprognosen wurde für das Stadtumbaukonzept bis 2010 der Rückbau von 5.000
Wohnungen festgeschrieben. 
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Kenndaten Gesamtstadt Am 
Waldrand

Einwohner 2000 40.972 7.173 
Entwicklung 
1989–2000 –18,0 % –50,0 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –15,0 % –60,0 %
Arbeitslosenquote 2001 23,8 % k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 20.868 4.387
davon
Baualter bis 1948 5,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 85,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 10 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsquote 
2001 13,0 % 43,0 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 2.826 1.914
davon
Baualter bis 1948 1,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 99,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 32,8 %* k. A.
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial bis 2010 (WE) 5.000 4.100 
Neubaupotenzial bis 2010 (WE) 485* 300*
* Berechnung der Vorprüfung
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Dabei sind folgende Ziele für die gesamtstädtische Entwicklung vorrangig:

· Entwicklung der Doppelstrategie „Sanierung und Rückbau“ als parallel verlaufender Prozess
zur Stabilisierung und Vitalisierung der vom Umbruch betroffenen Stadtteile.

· Konzentration des Abrissvolumens von 4.600 Wohnungen auf städtische Randlagen, um die
durch Bevölkerungsverlust geschwächte Stadt im Kern stabil und funktionsgerecht zu hal-
ten. Darüber hinaus sollen die meisten Hochhäuser unabhängig von ihrer Lage abgerissen
werden, da ein Erhalt oder aufwändiger Teilrückbau immobilienwirtschaftlich meist nicht
tragfähig wäre.

· Behutsame Weiterentwicklung und Umstrukturierung der stabilen Stadtteile mit dem Ziel,
ein breit gefächertes Spektrum von Mietwohnungen anbieten zu können. Dabei kommen
Wohnungszusammenlegungen, Grundrissänderungen, Anbauten, Standardverbesserungen
(Aufzug, Balkon), auch Geschossrückbau oder punktuelle Abbrüche in Frage, die in enger
Abstimmung mit den Bewohnern erfolgen sollen. Durch behutsame Umstrukturierung kön-
nen bis 2010 etwa 400 Wohnungen vom Markt genommen werden.

Die Abrissplanungen konzentrieren sich auf das Plattenbaugebiet „Am Waldrand“ als peri-
pheren Teil der „Oberen Talsandterrasse“. Bereits in der ersten Planungsstufe von 1998 wur-
den die Abrissplanungen hier konzentriert. Auf Grund der inzwischen erhöhten Wohnungs-
leerstandsprognose ergibt sich für die anstehende zweite Planungsstufe ein Paradigmen-
wechsel. Das zusätzliche Rückbauvolumen stellt die städtische Struktur der Plattenbau-
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siedlung in Frage. Ein Transformationsprozess zur peripher gelegenen Siedlung mit Vorstadt-
charakter wird eingeleitet. Ein städtebaulicher Ideenwettbewerb wurde ausgelobt, um
Lösungsvorschläge für drei Umstrukturierungsteilgebiete zu erhalten. Im Ergebnis entstand
ein städtebaulich überarbeiteter „Schrumpfungsplan“ mit einer veränderten Gewichtung des
Zentrums, um den Stadtteil „Am Waldrand“ durch die räumliche Konzentration von Entwick-
lungspotenzialen stadtstrukturell besser einbinden zu können. Die Realisierung von Neubau-
ten auf Abrissflächen – etwa im Einfamilienhaussegment – bleibt hier von der konkreten
Nachfrage abhängig und wird erst nach 2008 erwartet. 

Einbeziehung der Wohnungseigentümer und Bürger

Die beiden Wohnungsunternehmen „Wohnbauten Schwedt GmbH“ und „Wohnungsbauge-
nossenschaft WOBAG“ wirken seit Erarbeitung der Rückbaukonzeption 1997 maßgeblich am
Stadtumbau mit. Diese Zusammenarbeit wurde mit Gründung der „Arbeitsgruppe Stadtum-
bau in der Stadt Schwedt/Oder“ im Mai 2001 vertraglich fixiert.

In den vergangenen Jahren wurde neben intensiver Öffentlichkeits-
arbeit mit Bürgerforen, Ausstellungen und Informationsbroschüren
ein Umzugsmanagement eingeführt. Es setzt bereits 2 Jahre vor der
Durchführung von Rückbaumaßnahmen ein. Zunächst werden die
Betroffenen in nach Hausaufgängen organisierten Versammlungen
und anschließend in Einzelgesprächen über die anstehenden Maß-
nahmen und verfügbaren Ersatzwohnungen informiert.

Umsetzbarkeit der Stadtumbaustrategie

Die Steuerung des Stadtumbauprozesses erfolgt durch ein informel-
les Kooperationsverfahren unter Beteiligung der Wohnungsunter-
nehmen und der Versorgungsträger. Die Beschlussfassung des Stadt-
rates über die Rahmenplanung für den Rückbau des Stadtteils „Am
Waldrand“ soll zum Jahresende 2002 erfolgen.

Auf Grund der monopolähnlichen Stellung auf dem Wohnungs-
markt sowie der eingespielten und vertraglich fixierten Zusammen-
arbeit der beiden beteiligten Wohnungsunternehmen konnte ein
Interessenausgleich für die geplanten Umbaumaßnahmen gefunden
werden.
Die anstehenden Maßnahmen sind anhand grober Kostenansätze
maßnahmebezogen geschätzt. Die Zuständigkeiten für die Maßnah-
men und die Finanzierungsquellen sind unter den Beteiligten im
Grundsatz abgestimmt
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Neuer Park zwischen den
Stadtteilen „Talsand“ und
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Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
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16303 Schwedt/Oder

Auftragnehmer
· Urbane Projekte Schmitz Potsdam



Sangerhausen (Sachsen-Anhalt)

Beispielhaft ist die Vereinbarung zur Umsetzung des Kon-
zeptes, da diese von der Stadt, der Wohnungswirtschaft
und den Stadtwerken unterzeichnet wurde. In die Kon-
zepterstellung wurde eine Befragung von 700 Haushal-
ten unterschiedlicher Wohnmilieus zu ihrer Wohn- und
Lebenssituation einbezogen.

Stadtentwicklungsprobleme

Sangerhausen verlor in der letzten Dekade mehr als ein Fünf-
tel seiner Einwohner. Bis 2010 wird ein weiterer Rückgang
erwartet. Zur Einschätzung der zukünftigen Leerstandsquo-
ten wurde mit verschiedenen Szenarios gearbeitet. Setzt sich
der bisherige Bevölkerungstrend (–21 %) fort, so wird nach
dem Trendszenario bis 2009 jede dritte Wohnung leer ste-
hen. Das Stabilisierungsszenario geht von einem ausgegliche-
nen Wanderungssaldo aus, bei dem sich der Wohnungsleer-
stand auf dem derzeitigen Niveau hält. Entsprechend den
unterschiedlichen Szenarien der Bevölkerungsentwicklung
ist bis 2009 mit einem Überhang zwischen 2.000 bis 4.000
Wohneinheiten in der gesamten Stadt zu rechnen. 

81 % des Wohnungsbestandes wurden nach 1949 gebaut. Die
Wohnungsleerstandsquote ist vor allem in den Plattenbau-
siedlungen mit 25 bis 30 % sehr hoch. Ein großer Teil des
Mietwohnungsbestandes bietet nur bescheidene Wohn-
flächen und -qualität. So verfügen 12 % der Haushalte über
weniger Wohnräume als Personen. Infolgedessen besteht
trotz des Leerstandes ein signifikanter Bedarf an familienge-

rechten Wohnungen sowie an größeren 1- und 2-Raum-Wohnungen. Die größten strukturel-
len Probleme weisen die „Westsiedlung“ und der „Othaler“ Weg auf. 

Die „Westsiedlung“ ist die zweitälteste und zugleich größte Wohnsiedlung von Sangerhausen
und Teil der großflächigen Stadterweiterung zwischen den 1940er und 1990er Jahren. Infol-
ge des Sanierungsstaus und der beengten Wohnverhältnisse war in den vergangenen Jahren
eine verstärkte Abwanderung zu verzeichnen. Inzwischen stehen 25 % des Wohnungsbestan-
des leer. 

Das in den 80er Jahren entstandene Wohngebiet „Othaler Weg“ ist der jüngste Stadtteil von
Sangerhausen. Der Bevölkerungsrückgang, ein mangelhaftes Wohnumfeld und gebäudebe-
zogene Mängel auf Grund der zu klein dimensionierten Zimmer sowie des Sanierungsrück-
stands haben in den vergangenen Jahren zu einem Leerstand von 30 % der Plattenbau-
wohnungen geführt.
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Stadtteil „Westsiedlung“

Kenndaten Gesamtstadt West- Othaler 
siedlung Weg 

Einwohner 2000 25.399 3.999 3.604
EW-Entwicklung
1989–2000 –23,0 % –20,0 % –34,0 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –21,0 % k. A. k. A.
Arbeitslosenquote 2001 24,8 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 14.043 2.860 2.073
davon
Baualter bis 1948 17,0 % 0,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 81,0 % 100,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 2,0 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsquote 
2001 13,0 % 25,0 % 30,0 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 1.863 571 630
davon
Baualter bis 1948 13,0 % 0,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 87,0 % 100,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 0,0 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 22,8 %* k. A. k. A.
* Mittelwert von Trend- und Stabilisierungsszenario bezogen auf 
derzeitigen Bestand, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial bis 2009 (WE) 3.600 600 883
Neubaupotenzial bis 2009 (WE) 737 78 52 
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Stadtumbaustrategie

Der Stadtumbau soll im Kontext einer Politik erfolgen, die die Zentralität der Stadt stärkt und
attraktive Wohnmilieus sowie Dienstleistungen für ihre Bewohner schafft. Geplant ist, bis 
2009 über 3.600 Wohnungen – das entspricht 200 % des heutigen Leerstandes – vom Markt
zu nehmen. Sollte die Bevölkerungsentwicklung dem Negativszenario entsprechen, ist der
Rückbau von weiteren 600 Wohnungen vorgesehen. Folgende Umbaustrategien wurden
beschlossen:

· Fortsetzung der Sanierung der historischen Innenstadt als regional bedeutsames Zentrum
und touristische Attraktion.

· Reduzierung des Neubaugeschehens durch Halbierung der Bauflächenpotenziale in der
Innenstadt und Verzicht auf weitere planerische und erschließungstechnische Vorbereitung
neuer Baugebiete in Außenbereichen. Der Neubau von Geschosswohnungen soll im Rahmen
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der planungsrechtlichen Möglichkeiten unterbunden werden.
· Planerische Vorbereitung von Rückbau und -maßnahmen für über 3.600 Wohnungen in
ausgewiesenen Stadtumbauquartieren im Konsens mit der Wohnungswirtschaft. Dabei wer-
den je nach Standort die Strategien:
- disperse Auflockerung innerhalb von Wohnquartieren,
- Reduzierung von Wohndichten am Stadtrand und konzentrierter Rückbau problematischer
Wohnmilieus angewandt.

· Den von Rückbaumaßnahmen betroffenen Wohnungsunternehmen wird die Chance ge-
boten, eigentumsfähige Einfamilienhausbauten auf ehemaligen Geschosswohnungsbau-
flächen zu vermarkten. Bisher ist der Eigenheimanteil der Stadt mit 7 % im Vergleich zum
Landesdurchschnitt in Sachsen-Anhalt von 27 % sehr niedrig.

Zeitnah ist der Rückbau von 1.865 Wohnungen geplant, dies entspricht 100 % des heutigen
Leerstands. Für die zwei Vertiefungsgebiete wurden die geplanten Umbaumaßnahmen in
Stadtteilkonzepten konkretisiert:

Für die „Westsiedlung“ sieht das Umbaukonzept vor, die stadträumlich prägende Straßen-
randbebauung zu erhalten und zu sanieren. Wohnungsreduzierungen sollen vor allem in
Innenlagen bzw. in sehr einfacher Wohnlage erfolgen. In rückwärtigen Lagen der öffentli-
chen Räume sind Abrisse zur Gewinnung von Freiflächen oder als Flächen für Ersatzneubau-
ten vorgesehen. 

Im „Othaler Weg“ soll der seit 1999 begonnene Abriss von 150 Wohnungen fortgeführt wer-
den. Durch den zusätzlich geplanten Geschossrückbau wird nicht nur eine räumliche Auf-
lockerung des Gebietes angestrebt, sondern auch eine maßstäblichere Verbindung zu der
umgebenden Bebauung hergestellt werden. Abhängig von der künftigen Bevölkerungsent-
wicklung ist eine Wohnungsreduzierung um bis zu 50 % geplant.

Einbeziehung der Wohnungseigentümer und Bürger

In einem einjährigen Planungsprozess entstand ab Januar 2000 ein Stadtentwicklungskon-
zept, das von der Stadt Sangerhausen, den beiden größten Wohnungsunternehmen und den
Stadtwerken gesteuert wurde. Als wesentlicher methodischer Baustein wurden für die Kon-
zepterstellung 700 Haushalte zu ihrer Wohn- und Lebenssituation befragt. Die in der Öffent-
lichkeit breit diskutierte Erhebung verdeutlichte die Ansprüche der Bewohner an ihre Wohn-
quartiere.

Die Abstimmung mit den Umlandgemeinden ist durch die bevorstehende Gebietsreform er-
schwert, da ein Konkurrenzverhalten hinsichtlich der Zentralitätszuweisung besteht.

Umsetzbarkeit der Stadtumbaustrategie

Das Stadtumbaukonzept wurde vom Stadtrat beschlossen. Mittels einer Umsetzungsvereinba-
rung haben sich die Stadt, die Wohnungswirtschaft und die Stadtwerke zur Umsetzung der
inhaltlichen und verfahrenstechnischen Konzeptinhalte verpflichtet. Die mit den Umbaumaß-
nahmen verbundenen Kosten wurden für die Vertiefungsbereiche des Wettbewerbsbeitrags
anhand grober Kostenansätze maßnahmebezogen geschätzt. Auch die Zuständigkeiten für
die Maßnahmen und die generellen Finanzierungsquellen wurden festgelegt.

Preisträger im Profil

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 2003 43

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Sangerhausen
Bauamt, Abt. Stadtplanung
Markt 1, 06529 Sangerhausen

Auftragnehmer
· StadtBüro Hunger, Stadtforschung 
und -planung, Berlin

Der Stadtteil „Westsied-
lung“ im Vergleich zur
Gesamtstadt



Wittenberge (Brandenburg)

Nachdem das Stadtumbaukonzept in einer ersten Fas-
sung Ende der 90er Jahre zunächst den vorrangigen
Rückbau von Plattenbauwohnungen vorsah, wurde dies
angesichts der wirtschaftlichen Belastung der beiden
großen Wohnungsunternehmen und der Ergebnisse
einer Bewohnerbefragung revidiert. Nach einer Überar-
beitung liegt der Schwerpunkt nun auf dem Rückbau
von leerstehenden Innenstadtwohnungen. 

Stadtentwicklungsprobleme

Die ehemalige Industriestadt Wittenberge gehört zu den
Städten des äußeren Entwicklungsraums im Land Branden-
burg, die von der Deindustrialisierung der frühen 90er Jahre
am stärksten betroffen sind. Die Stadt hat zwischen 1989 und
2000 rund 23 % der Bevölkerung verloren. Dies ist vornehm-
lich auf Wanderungsverluste ins benachbarte Umland
zurückzuführen und wird durch die mit 28,5 % vergleichs-
weise niedrige Wohneigentumsquote sowie einen Anteil von
55 % kleiner Wohnungen mit Flächen unter 60 qm begüns-
tigt.  Bis 2015 wird ein steter, aber verminderter Einwoh-
nerrückgang prognostiziert. 

Der Wohnungsleerstand liegt durchschnittlich bei 22 % und
ist mit einem Leerstandsanteil von fast 92 % vor allem ein
Problem des Altbaus. Geringe Investitionstätigkeit im Altbau-
bereich bei gleichzeitig aktiver Modernisierungstätigkeit in
den Plattenbaubeständen haben die Verwahrlosungstenden-
zen in der Innenstadt weiter erhöht. So konzentrieren sich
dort trotz eines Anteils von nur etwa 40 % des gesamtstädti-

schen Wohnungsbestands rund 75 % des gesamten Leerstands. Dies ist wesentlich auf die
dichte Bebauung, die einfache Ausstattung und die Sanierungsrückstände in den einstigen
Arbeiterwohnquartieren, wie dem „Packhofviertel“, zurückzuführen. 

Im Vergleich dazu sind die Leerstände in den peripher gelegenen, unsanierten Plattenbauge-
bieten quantitativ weniger von Bedeutung, auch wenn hier z. T. beträchtliche Leerstände
bestehen. Dies gilt besonders für die städtebaulich isoliert gelegene „Nordstadt“ mit 350 Plat-
tenbauwohnungen, von denen im Jahr 2001 über 24 % leer standen.

Nach den Ergebnissen einer Wohnungsbedarfsprognose ist damit zu rechnen, dass der Woh-
nungsüberschuss bis zum Jahr 2015 auf mehr als 4.500 Wohnungen anwachsen wird.

Preisträger im Profil

1. Preis

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 200344

Kenndaten Gesamtstadt Innenstadt Plattenbau-
siedlung

Nordstadt

Einwohner 2000 22.200 6.202 406
EW-Entwicklung 
1989–2000 –23,6 % k. A. k. A.
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –14,6 % k. A. k. A.
Arbeitslosenquote 2001 20,0 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 13.321 5.393 349
davon
Baualter bis 1948 55,4 % k. A. 0,0 %
Baualter bis 1990 k. A. k. A. 100,0 %
Baualter nach 1990 k. A. k. A. 0,0 %
Wohnungsleerstandsquote 
2001 22,8 % 44,4 % 24,4 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 3.032 2.398 85
davon
Baualter bis 1948 91,8 % 98,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 8,2 % 2,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 0,0 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 28,7 %* 42,4 %* k. A.
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) 
bis 2008 1.300 1.036 k. A.
Neubaupotenzial (WE) 
bis 2008 400* k. A. k. A.
* Berechnung der Vorprüfung
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Stadtumbaustrategie

Die Neuordnung und Qualifizierung des Wohnungsangebotes ist zentrales Ziel der Stadtent-
wicklung. Zunächst wurde lange an einem Modell gearbeitet, das vorsah, den Rückbau in
der inneren Stadt stark einzuschränken und stattdessen in den Plattenbaustandorten der
äußeren Stadt zu realisieren. Dies hätte jedoch einen erheblichen Kostenaufwand erfordert,
weil auch nach 1990 bereits sanierte Gebäude mit einbezogen werden mussten und eine
Zusatzförderung nicht zu erwarten war. Der nunmehr modifizierte Rückbauansatz basiert
auf stadtentwicklungs- und wohnungspolitischen Zielen. Dazu gehört auch, dass die Stadt die
wirtschaftliche Konsolidierung der beiden großen Wohnungsunternehmen berücksichtigt,
die zusammen 49 % der Wohnungen in Wittenberge besitzen. Für die innenstadtbezogene
Stadtumbaustrategie ergeben sich daraus u. a. die folgenden Ziele:

Preisträger im Profil
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· Versuch der Qualifizierung innerer und äußerer Wohnstandorte durch eine Auflockerung
der dichten innenstädtischen Bebauung und durch die Stabilisierung der erforderlichen
Infrastruktur,

· Konzentration des Wohnungsrückbaus auf Standorte und Maßnahmen, die die Wohnqua-
lität des umgebenden Gebäudebestands verbessern bzw. Raum für den Neubau von Eigen-
heimen schaffen können,

· Aufwertung der Wohnqualität durch umfassende Erneuerung derzeit leerstehender, aber
erhaltungswürdiger Gebäude sowie durch geeignete Umfeldverbesserungs- und
Erschließungsmaßnahmen.

Bis zum Jahr 2015 sollen insgesamt 2.400 Wohneinheiten rückgebaut werden.  Davon wur-
den für den Rückbau bis zum Jahr 2008 ca. 1.000 Wohnungen in der „Innenstadt“ und ca.
300 Wohnungen in Gebieten außerhalb lokalisiert. Für das peripher gelegene Plattenbauge-
biet „Nordstadt“ ist der Komplettabriss in einem Zeitraum von 2008 bis 2015 geplant. Um
Konkurrenzangebote zu den Erneuerungsschwerpunkten des betroffenen Wohnungsunter-
nehmens in der Innenstadt zu vermeiden, ist die Renaturierung der Abrissflächen geplant. 

Einbeziehung der Wohnungseigentümer und Bürger

Die Stadt bearbeitet das Stadtumbaukonzept seit Sommer 2001 in einer kommunalen Arbeits-
gemeinschaft mit den beiden großen Wohnungsunternehmen und dem Verein der Haus-
und Grundstückseigentümer, dem bei einem Anteil von 58,2 % der Altbaubestände in priva-
tem Eigentum besondere Bedeutung für die Umsetzung der Wohnungspolitik in der Innen-
stadt zukommt. 

Die Einbindung der Bewohner in den Stadtumbauprozess orientiert sich am erprobten Proze-
dere der bisherigen Altstadtsanierung. Darüber hinaus konnte im Zuge der Stadtumbaupla-
nung eine repräsentative Haushaltsbefragung durchgeführt werden. Mit einem Rücklauf von
ca. 20 % aller Haushalte liegen nicht nur repräsentative Aussagen über die Gesamtstadt, son-
dern auch zu wichtigen Teilgebieten vor. In der Befragung wurden auch Einstellungen der
Bewohner zu ihrem Wohngebiet sowie mögliche Umzugswünsche und -ziele erfasst.

Umsetzbarkeit 

Die wesentlichen Rückbaubeiträge werden von den beiden großen Wohnungsunternehmen
erwartet. Die Interessenausgleichsformel lautet: „Die öffentliche Förderung auch für Aufwer-
tungen wird entsprechend den Rückbaubeiträgen verteilt.“

Das Stadtumbaukonzept wurde durch die Stadtverordnetenversammlung beschlossen. Die
Wohnungsunternehmen haben ihre Umsetzungsbereitschaft verbindlich erklärt. In der
„Innenstadt“ sind auf Grund noch klärungsbedürftiger Restitutionsansprüche und in Folge
des Rückgangs der kommunalen Finanzkraft unerwartete Umsetzungshemmnisse aufge-
taucht. Im Gegensatz dazu erscheint die Umsetzbarkeit der Maßnahmen in der „Nordstadt“
zwar grundsätzlich möglich.  Hier muss noch ein differenziertes Maßnahme- und Finanzie-
rungskonzept aufgestellt werden.
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Aus einem Mietshaus wur-
den zwei Reihenhäuser in
der Rathausstraße im
„Packhofviertel“

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadt Wittenberge
Bauamt
August-Bebel-Straße 10
19322 Wittenberge

Auftragnehmer
· Büro Eichstädt/Emge, Berlin



Leinefelde (Thüringen)

Die in den vergangenen Jahren von der Stadt modellhaft
durchgeführten Stadtumbaumaßnahmen in der Platten-
baugroßsiedlung „Südstadt“ sind Grundlage für die Fort-
führung eines auf massiven Rückbau angelegten und
ökologisch orientierten Stadtumbaukonzepts. Beispiel-
haft ist die aktive Rolle der Kommune bei der Übernah-
me von Steuerungs- und Koordinationsaufgaben. Dabei
wird der Bewohnerbeteiligung ein hoher Stellenwert ein-
geräumt.

Stadtentwicklungsprobleme

In der Kernstadt – ohne eingemeindete dörfliche Ortsteile –
ist seit 1989 ein Einwohnerrückgang von knapp einem Drit-
tel zu verzeichnen. Er konzentriert sich auf die Plattenbau-
siedlung „Südstadt“, in der 85 % der Bevölkerung der Kern-
stadt leben. Bis 2010 wird dort ein weiterer Bevölkerungs-
rückgang von ca. 24 % erwartet. Demgegenüber ist die
Bevölkerungsentwicklung in den dörflichen Ortslagen –
nicht zuletzt wegen der Zuzüge in neu errichtete Eigenhei-
me – weit gehend stabil. 

Der Wohnungsleerstand lag bereits 2001 durchschnittlich
bei 17,7 %, in der „Südstadt“ bei 27 % und dort in Teilberei-
chen wie der „Südstadt-Süd“ sogar bei 50 %. Nach einer
bereits 1994 vorgelegten Wohnungsmarktanalyse werden

voraussichtlich bis zum Jahr 2020 nur noch 50 % des Wohnungsbestandes vermietbar sein,
da das Angebot nicht mehr den veränderten Ansprüchen an Wohnformen, Wohnungs-
größen und -standards entspricht.

Stadtumbaustrategie

Die Stadtumbaustrategie zielt auf ein Gleichgewicht zwischen Einwohnerzahlen und Be-
schäftigungspotenzialen. Nachdem bereits bis 2002 rund 400 Wohnungen in der „Südstadt“
zurückgebaut wurden, sollen hier bis 2010 weitere 1.400 Wohnungen (knapp 30 % des Be-
standes) durch Abriss und Teilrückbau vom Markt genommen werden. Als Schwerpunkt für
die geplanten Totalabrisse ist der Südrand der Plattenbausiedlung vorgesehen. Parallel dazu
sollen unsanierte Plattenbaubestände weiter umgebaut werden. Hochwertige Architektur –
das zeigen die Erfahrungen mit Pilotprojekten in der Südstadt – ist Voraussetzung für den
wirtschaftlichen Erfolg des Umbaus. Wohnumfeldverbesserungen und insbesondere die Anla-
ge eines zentralen Grünzugs von der Kernstadt bis zum Landschaftsraum ergänzen die Auf-
wertungsmaßnahmen.

Um die Abwanderung in Umlandgemeinden zu verhindern, ist ein Angebot attraktiven und
preiswerten Baulands für Eigenheimbebauung in der Stadt vorgesehen. Dazu sollen geeig-
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1. Preis

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 200348

Kenndaten Gesamtstadt Südstadt Südstadt-
Süd

Einwohner 2000 15.011 7.255 650
EW-Entwicklung 2000 –7,9 % –42,0 % –50,0 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –11,5 % –24,2 % –100,0 %
Arbeitslosenquote 2001 15,7 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 7.329 4.700 556
davon
Baualter bis 1948 25,0 % 0,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 65,0 % 100,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 10,0 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 17,7 % 27 % 50,7 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 1.300 1.266 282
davon
Baualter bis 1948 5,0 % 0,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 95,0 % 100,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 0,0 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 19,4 %* 30 %* k. A.
* ohne Bestandsreduzierung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2010 1.400* 1.400* k. A.
Neubaupotenzial (WE) bis 2010 120 k. A. k. A.
* Berechnung der Vorprüfung



Preisträger im Profil

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 2003 49

P
la

n
a
u

ss
ch

n
it

t:
 Z

ie
le

 G
es

a
m

ts
ta

d
t



Preisträger im Profil

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 200350

Planausschnitt: Stadtteilkonzept „Südstadt“



nete Grundstücke sowohl in der mit Infrastruktur gut versorgten Kernstadt als auch auf Ab-
rissflächen im Randbereich der Südstadt  bereitgestellt werden. Zur Nachnutzung der frei
werdenden Grundstücke werden städtebauliche Alternativen für eigentumsorientierte Rei-
henhäuser wie auch für wohnverträgliches Gewerbe oder Dienstleistungseinrichtungen un-
tersucht. In den dörflichen Stadtteilen ist grundsätzlich nur der Bau von höchstens 5 bis 10
Wohneinheiten zulässig. Als Steuerungsinstrument soll die Stadtentwicklungskonzeption als
informeller Plan mit Selbstbindungswirkung für Stadtrat und Verwaltung beschlossen wer-
den. 

Einbeziehung der Wohnungseigentümer und Bürger

Alle relevanten Akteure sind in die strategische Gesamtplanung des Stadtumbaus und in die
Planung von Einzelmaßnahmen eingebunden. In der Südstadt besteht schon seit Beginn der
ersten Umbaumaßnahmen eine enge Zusammenarbeit zwischen Stadt, kommunaler Woh-
nungsverwaltungsgesellschaft und Genossenschaft. In regelmäßigen Abstimmungsgesprä-
chen werden die Rückbaumaßnahmen der kommenden Jahre gemeinsam festgelegt. Dieses
Verfahren bildet die Basis für ein frühzeitiges und kostensparendes Leerzugsmanagement. 

Zur Unterstützung einer kontinuierlichen Zusammenarbeit von Stadtverwaltung, Bürgern
und Fachleuten im Rahmen des Stadtumbaus wurde von der Stadt Leinefelde ein Informati-
onszentrum eingerichtet. Die Umsetzung der abgestimmten Maßnahmen als Resultat eines
kooperativen Prozesses ist dabei ein wichtiger Beitrag zur Identifikation der Bewohner mit
ihrem Quartier. Seit 2001 werden die unterschiedlichen Aktivitäten von einem Quartiersma-
nagement im Rahmen des Programms „Soziale Stadt“ koordiniert. Eine Befragung der
Bewohner in der Südstadt diente dazu, die Akzeptanz des Stadtumbauprozesses zu erfragen,
Um- bzw. Wegzugsgründe und konkrete Anregungen für künftige Ziele des Stadtumbaus zu
erfahren.

Umsetzbarkeit 

In einer Kosten- und Finanzierungsübersicht zur Umsetzung des Stadtumbaukonzepts sind
die wesentlichen investiven Maßnahmen der öffentlichen Hand dargestellt. Ersichtlich wer-
den die haushaltsrechtlich jährlich zu sichernden Eigenanteile der Stadt bezogen auf die in
den verschiedenen Förderprogrammen wie „Stadtumbau Ost“, „Soziale Stadt“, „Städtebauli-
che Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen“ sowie „Städtebauliche Weiterentwicklung
großer Neubaugebiete“ mobilisierbaren Finanzhilfen.

Von den für den Rückbau vorgesehenen insgesamt 1.400 Wohneinheiten sind 760 WE im
südlichen Bereich der Südstadt bereits genehmigt und der Rest weit gehend abgestimmt. Im
Rahmen eines für Genossenschaft und Wohnungsunternehmen erstellten Entwicklungskon-
zepts wurde nachgewiesen, dass diese Maßnahmen nicht nur wirtschaftlich sinnvoll, sondern
auch – bei Bereitstellung der notwendigen Fördermittel – innerhalb der dargestellten Zeit-
schiene realisierbar sind. Angesichts der Ungleichverteilung der Lasten und der wohnungs-
wirtschaftlichen Effekte des Stadtumbaus auf die Unternehmen wird von Genossenschaft und
kommunaler Wohnungsgesellschaft derzeit die Gründung einer gemeinsame Wohnungsver-
waltungs-GmbH vorbereitet. Sie soll als neutraler Dienstleister die Interessen beider Beteilig-
ten gleichermaßen wahrnehmen.
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Neue Grundrisszuschnitte
und Balkone in der „Süd-
stadt“

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Leinefelde
Triftstraße 2–4, 37327 Leinefelde

Auftragnehmer:
· GRAS*Gruppe Architektur 
und Stadtplanung, Dresden



Gräfenhainchen (Sachsen-Anhalt)

Nach der Schließung des Tagebaus haben Stadt und Regi-
on strukturelle Veränderungen erfahren. Mit einem offe-
nen Planungsdiskurs über die künftige ökonomische
Basis und Entwicklung der Stadt wurde auf die Problem-
lage reagiert. Die wirtschaftlichen Potenziale werden
gegenwärtig im Energie- und Tourismusbereich gesehen.
Geplant ist eine Nahwärmeversorgung, die auf Geother-
mie basiert. Das Stadtumbaukonzept wurde im Rahmen
eines kooperativen Planungsprozesses – einer „Charette“
– und  in Abstimmung mit dem Städtebund „Dübener
Heide“ erarbeitet.

Stadtentwicklungsprobleme

Zwischen 1995 und 2001 verringerte sich die Bevölkerung
der Stadt um 8,2 %. Bis 2010 wird mit weiteren Bevölkerungs-
verlusten um 13 % gerechnet. Die Arbeitslosenquote lag 2001
mit 21,3 % knapp über dem Landesdurchschnitt von 20,9 %.
Der Wohnungsleerstand liegt insgesamt bei 13 % und kon-
zentriert sich in den Plattenbaugebieten. Im Bereich „Bahn-
hofstraße“ beträgt der aktuelle Wohnungsleerstand 16 %. In
der größten Plattenbausiedlung der Stadt, dem Gebiet „Gar-
tenstraße“ stehen bereits 20 %  und in einzelnen Gebäuden
bis zu 45 % der Wohnungen leer. Wesentliche Probleme
bereiten in den Plattenbausiedlungen zudem zwei aus dem

Braunkohlekraftwerk oberirdisch geführte Fernwärmeleitungen. Aufgrund der Überdimen-
sionierung – die Fernwärmeleitungen wurden für eine dreifache Kapazität ausgelegt – führt
der Energieverlust von 40 % zu sehr hohen Heizkosten der Wohnungen.

Stadtumbaustrategie

Die Stadt setzt auf die Entwicklung wirtschaftlicher Potenziale im Energie- und Tourismusbe-
reich. Infolge der Flutung der Tagebaugebiete sollen die städtischen und landschaftsräumli-
chen Qualitäten gestärkt werden. In einem öffentlichen Beteiligungsverfahren nach dem Mo-
dell „Charette“ wurde das Leitbild „Gräfenhainichen – Die Stadt mit neuer Energie“ beschlos-
sen. Insgesamt umfasst die Stadtumbaustrategie eine breite Palette gesamtstädtischer und
gebietsbezogener Maßnahmen. Dazu zählen:  

· die Umstellung der Wärmeversorgung des gesamten Stadtgebiets unter teilweiser Nutzung
bereits vorhandener Leitungsinfrastrukturen auf eine Nahwärmeversorgung, die auf Geo-
thermie basiert, 

· der Verkehrsumbau mit der Schaffung neuer Straßenräume, u. a. eines „Nord-Süd-
Boulevards“, der als städtische Entwicklungsachse zwischen den beiden durch die Flutung
ehemaliger Tagebauanlagen entstandenen neuen Seen als lebendige Kommunikationsachse
durch die Stadt vorgesehen ist,

Preisträger im Profil

1. Preis

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 200352

Kenndaten Gesamtstadt Bahnhofstr. Gartenstr.

Einwohner 2000 8.643 k. A. k. A.
EW-Entwicklung
1989–2000 k. A. k. A. k. A.
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –13,4 % k. A. k. A.
Arbeitslosenquote 2001 21,3 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 4.350 861 1.156
davon
Baualter bis 1948 5,5 % 8,2 % 0,0 %
Baualter bis 1990 85,7 % 91,4 % 97,6 %
Baualter nach 1990 8,8 % 0,4 % 2,4 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 13,3 % 16,0 % 22,6 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 579 138 255
davon
Baualter bis 1948 8,8 % 0,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 89,9 % 100,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 1,4 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 k. A. k. A. k. A.

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2010 k. A. k. A. k. A.
Neubaupotenzial (WE) bis 2010 k. A. k. A. k. A.
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· der Bau eines Stadtplatzes als Gelenk zwischen Ortskern und Plattenbausiedlung, 
· sowie der Um- bzw. Rückbau und die Aufwertung von Gebäuden in zwei Gebieten mit Nach-
kriegs- und Plattenwohnungsbau. 

Möglichkeiten für eine Konsolidierung des Wohnungsmarkts werden auf mehreren Ebenen
gesehen: In einem der zwei Schwerpunktbereiche des Stadtumbaus, dem Gebiet „Garten-
straße“, ist ein Teilrückbau durch Geschossreduzierung geplant. Teilweise ist ein Rückbau bis
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auf zwei Geschosse für eigentumsorientierte Wohnformen vorgesehen. Durch umfangrei-
chen Umbau einschließlich Zusammenlegung und verbesserter Ausstattung der Wohnungen
ist die Aufwertung und Anpassung der Bestände an veränderte Wohnbedürfnisse im Rahmen
von Modernisierungs- und Wohnumfeldmaßnahmen geplant. 

Im zentrumsnah gelegenen Bereich „Bahnhofstraße“ erfolgt die Sanierung der Plattenbaube-
stände. Für den Umbau von Wohnblöcken wurden zwei Varianten untersucht: 
· der altersgerechte Umbau und
· der Umbau zur Schaffung von differenzierten und kleineren Wohneinheiten. 

Einbeziehung der Wohnungseigentümer und Bürger

Eine tragende Säule des Stadtumbaus in Gräfenhainichen ist die Beteiligung
der Öffentlichkeit bei der Bildung neuer Kooperationsformen. Als Partizipati-
onsmodell wurde die „Charette“ gewählt, bei der alle Akteure vom Woh-
nungsunternehmen über Schüler bis zum Seniorenclub eingebunden werden
und direkt an Planung und konkreter Entscheidungsfindung mitarbeiten
können. Entscheidend ist hier eine unmittelbare Rückkoppelung der Pla-
nungsschritte zu Eigentümern, beteiligten Planungsträgern und weiteren
Betroffenen. Auf diese Weise wird versucht, ein hohes Maß an Übereinstim-
mung bei der Entwicklung und Umsetzung der Stadtumbaustrategie zu errei-
chen.

Im Rahmen der Erarbeitung des Stadtumbaukonzepts setzte sich die Stadt für eine regionale
Kooperation ein und gründete gemeinsam mit den Anrainerkommunen die „Entwicklungs-
gemeinschaft nördliche Dübener Heide“. Ziele waren dabei der Abgleich und die Verknüp-
fung der unterschiedlichen Interessen in der sich nach der Schließung des Tagebaus zwi-
schen Bitterfeld und Wittenberg erstreckenden neuen Landschaft. Das Stadtumbaukonzept
wird somit auch als Teil des Regionalen Entwicklungskonzeptes (REK) verstanden.

Umsetzbarkeit 

Die Plattenbaubestände, die nahezu die Hälfte des gesamtstädtischen Wohnungsbestandes
umfassen, gehören zu einem städtischen und einem genossenschaftlichen Wohnungsunter-
nehmen. Die entwickelten Strategien werden von den Wohnungsunternehmen für realisier-
bar gehalten. In einer ersten Umsetzungsphase sollen noch im Jahr 2002 Baumaßnahmen
am „Nord-Süd-Boulevard“ begonnen werden, gefolgt von Vorbereitungen erster Umbaumaß-
nahmen in den Wohnbereichen und der Energieumstellung. In einer zweiten Phase kommen
die Umbaumaßnahmen in den beiden Schwerpunktgebieten „Bahnhofstraße“ und „Garten-
straße“ zur Ausführung. In der dritten Phase sollen der Bau der Nord-Süd-Achse und die
Energieumstellung abgeschlossen sowie eine Neubebauung in den Abrissarealen vorbereitet
werden.
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Stadtteil „Gartenstraße“

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Gräfenhainichen
Markt 1, 06773 Gräfenhainichen

Auftragnehmer
· ARGE Teilnehmer u. a.
· Labor für Regionalplanung, 
Lutherstadt Wittenberg

· Gruppe F, Landschaftsarchitektur und 
Freiräume, Berlin

· Ts Redaktion, Berlin
· Ingenieurbüro-Bauplanungsprojekte
GmbH BPB



Gröditz (Sachsen)

Durch eine erhebliche Reduzierung des Wohnungsbe-
standes um 20 % sowie durch Aufwertungsmaßnahmen,
Beschränkung von Wohnungsneubaustandorten und
eine Standortentwicklung nach strengen stadtverträgli-
chen Kriterien soll die Konsolidierung des Wohnungs-
markts erreicht werden. 

Stadtentwicklungsprobleme 

Durch Abwanderung bedingt verlor die Stadt von 1995 bis
2000 1.750 Einwohner (17 %). Bis zum Jahr 2010 wird ein
weiterer Einwohnerrückgang von ca. 6 % erwartet. Diese Ent-
wicklung, die zunehmende Anzahl von Einpersonenhaushal-
ten sowie die anhaltende Tendenz zum Eigenheimbau – mit
einer prognostizierten Nachfrage von 500 Wohneinheiten –
hat eine Veränderung der Wohnungsnachfrage zur Folge.
Der Wohnungsleerstand wird sich bis zum Jahr 2015 von der-
zeit ca. 10 % voraussichtlich auf 19,4 % verdoppeln. 

Ihren stärksten Niederschlag finden diese Entwicklungen in
den zwei Plattenbaugebieten „Wainsdorfer Straße“ und
„Hauptstraße“. Die Leerstandsquote liegt im Wohngebiet
„Wainsdorfer Straße“ bereits über dem gesamtstädtischen
Durchschnitt. Die beabsichtigte Schließung einer Schule
dürfte eine Minderung der Wohnqualität für jüngere Famili-
en nach sich ziehen. Hinzu kommen erkennbare Anzeichen

einer wachsenden Segregation und damit eine zunehmende Konzentration sozialer Proble-
me. Im Wohngebiet „Hauptstraße“ ist der Sanierungsbedarf hoch, und seit 2000 nimmt der
Wohnungsleerstand stark zu. 

Für die weitere Handlungsfähigkeit der Stadt ist problematisch, dass sie durch umfangreiche
Infrastrukturinvestitionen in der Vergangenheit künftig in ihrer finanziellen Dispositions-
möglichkeit stark eingeschränkt ist.  

Stadtumbaustrategie

Für den Stadtumbau stehen drei Aktionsbereiche im Vordergrund:
· die Ortsmitte mit Priorität auf Stärkung und Vernetzung zentraler Funktionen,
· die Plattenbaugebiete mit dem Ziel des Abbaus von Wohnungs-Überkapazitäten sowie
· vormals industriell genutzte Flächen, für die eine Nachnutzung mit Freizeit- bzw. Wohnnut-
zungen unter der Prämisse einer bewussten Lenkung von Investitionen auf stadt- und
umweltverträgliche Standorte geplant ist. 

Die Bestandsreduzierung soll sich auf das Wohngebiet „Wainsdorfer Straße“ konzentrieren.
Bis 2015 ist entsprechend der Leerstandsprognose eine Reduzierung um rund 560 Wohnein-
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Kenndaten Gesamtstadt Wainsdorfer Haupt-
Straße straße

Einwohner 2000 8.478 2.130 592
EW-Entwicklung hier
1995–2000 –17,2% –24,8 % –30,0 % 
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –6,4 % –24,1 % –30,0 %
Arbeitslosenquote 2001 19,2 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 3.014 1.169 335
davon
Baualter bis 1948 9,5 % 0,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 85,0 % 100,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 5,5 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 10,2 % 12,0 % 8,4 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 306 140 29
davon
Baualter bis 1948 13,1 % 0,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 80,7 % 100,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 6,2 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2005 19,4 %* k. A. k. A.
* ohne Bestandsreduzierung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2010 890 562 k. A.
Neubaupotenzial  (WE) bis 2010 k. A. k. A. k. A.
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heiten durch Rückbau um zwei bis drei Geschosse und z. T. vollständigen Gebäudeabriss vor-
gesehen. Parallel dazu sind Aufwertungsmaßnahmen im verbleibenden Bestand geplant.
Durch Wohnformen, die z. B. die Bedürfnisse von 1-Personen- und Senioren-Haushalten
berücksichtigen, neu gestaltete Freiräume sowie die Anlage eines Grünzuges wird eine besse-
re Vermietbarkeit der Wohnungen angestrebt. Geplant sind auch die Nachnutzung der
durch Abriss der Mittelschule entstandenen Fläche für Freizeitangebote und die Bereitstel-
lung von Grundstücken für den Bau von Eigenheimen. 

Das Wohngebiet „An der Hauptstraße“ mit rund 300 Wohneinheiten
gilt langfristig als Reserverückbaustandort. Hier werden in den nächsten
Jahren nur Erhaltungs- und keine Modernisierungsmaßnahmen durch-
geführt. Sollte der Leerstand die Prognosen deutlich überschreiten, sind
mittel- bzw. langfristig ein vollständiger Rückbau und eine Nachnut-
zung mit kleinteiliger Wohnungsbebauung sowie die Anlage von Frei-
zeit- bzw. Naherholungsflächen geplant.

Einbeziehung der Wohnungseigentümer und 
Bürger

Drei Wohnungsunternehmen verwalten nahezu 100 % der städtischen Mietwohnungen. Trä-
ger des Stadtumbaus in den Plattenbaugebieten sind die Kommunale Wohnungsgesellschaft
Gröditz mbH und die Wohnungsgenossenschaft Gröditz e.G. Die beiden Unternehmen erar-
beiteten zusammen mit der Gröditzer Wohnbau e.G während eines einjährigen Abstim-
mungsprozesses Leitbilder, Entwicklungsziele und Rückbaumaßnahmen. Derzeit laufen Ver-
handlungen mit dem Ziel einer möglichen Fusion der drei Unternehmen.

Die Bürger von Gröditz werden über Pressemitteilungen und Bürgerforen laufend informiert.
Darüber hinaus sind die Ergebnisse aus einer Bewohnerumfrage in die Erarbeitung der Kon-
zeption eingeflossen. Unter dem Motto „Stadtumbau nur mit uns“ wurden Kinder und Ju-
gendliche im Rahmen mehrerer Diskussionsveranstaltungen und eines Ideenwettbewerbs in
die Erarbeitung der Stadtumbaukonzeption einbezogen. 

Umsetzbarkeit 

Der Wettbewerbsbeitrag von Gröditz ist einer der wenigen Beiträge, die sich an die Quantifi-
zierung der Kosten und deren Zuordnung an Träger wagen. So ergeben die grobe Kosten-
schätzung von Rückbau- und Aufwertungsmaßnahmen mit einem Zeithorizont bis zum Jahr
2010 sowie die Ausweisung der anteiligen Kosten nach Kostenträgern Bund/Land, Kommune
und Wohnungsunternehmen eine überschlägige Einschätzung des Finanzierungsbedarfs auf
insgesamt ca. 15 Mio. 1. Davon sind für den Wohnungsrückbau ca. 2,5 Mio. 1, für die Auf-
wertung von Wohnungsbestand ca. 9,8 Mio. 1, für den Rückbau von Infrastruktur ca. 1,0
Mio. 1 und für die Wohnumfeldverbesserung ca. 1,7 Mio. 1. vorgesehen. Der Förderanteil des
Landes wird entsprechend der Förderbestimmungen für Rückbau und Aufwertung auf rund
5,0 Mio. 1, der Kostenanteil der Kommune für Rückbau der Infrastruktur sowie drei viertel
der Kosten der Wohnumfeldgestaltung auf ca. 2,0 Mio. 1 geschätzt. Mit der Zurückstellung
anderer kommunaler Investitionen innerhalb eines mittel- bis langfristigen Zeithorizonts
wird versucht, die stadtentwicklungspolitisch erforderlichen Stadtumbaumaßnahmen in
Gang zu setzen. Die Stadtumbaustrategie hat dank klarer Prioritätensetzung sowie weit
reichender Beteiligungsverfahren mit den wesentlichen Akteuren eine realistische Basis.
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Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Gröditz
Reppiser Str. 10
01609 Gröditz

Auftragnehmer 
· HVS-Projektentwicklung GmbH, 
Neustrelitz

Stadtteil
„Wainsdorfer Straße“



Rossleben (Thüringen)

Im Rahmen des Stadtumbaus sollen erhaltenswerte
Gebäudesubstanz, Industriedenkmale und Naturräume
zur Profilierung des Fremdenverkehrs gesichert und ent-
wickelt werden. Dies erfolgt nicht in großem Maßstab,
sondern in Form von Pilotprojekten. In die Erstellung des
Stadtentwicklungskonzepts sind Wohnungsunternehmen
und Öffentlichkeit einschließlich Kinder und Jugendli-
cher eingebunden. 

Stadtentwicklungsprobleme

Die Bevölkerung von Rossleben ist seit der Wende um 14,7 %
auf 6.450 Einwohner zurückgegangen. Im Rahmen dreier
Prognose-Szenarien wird bis 2010 – trotz unvermindert
hoher Arbeitslosigkeit – nur noch von einem Rückgang um
knapp 300 Einwohner, d. h. weniger als 5 %, ausgegangen.
Entsprechend wird angenommen, dass sich der gegenwärti-
ge Wohnungsleerstand von 10,8 % innerhalb des gleichen
Prognosezeitraums nur geringfügig auf 12,3 % vorwiegend
im Nachkriegswohnungsbau bzw. Plattenbau erhöht. 

Knapp die Hälfte des derzeitigen gesamtstädtischen Leer-
stands konzentriert sich auf die Nachkriegswohnungsbauten
im „Dichterviertel“, einem der beiden Schwerpunktgebiete
des Stadtumbaus mit einem Gesamtbestand von knapp 1.000
Wohnungen. Die Leerstandsquote erreicht hier aufgrund
ungünstiger Grundrisszuschnitte, mangelhafter Ausstattung 
der Wohnungen sowie schlechter Wohnumfeldqualität 18 %. 

Die Leerstände im „Ortskern“, dem zweiten Schwerpunktgebiet, konzentrieren sich auf vor
1948 errichtete Einzelgebäude, die unsaniert sind und z. T. schwer wiegende Instandhal-
tungsdefizite aufweisen. Nach Einschätzung der Stadt ergeben sich außer einer Nachfrage
nach ca. 100 Eigenheimen bis 2010 keine nennenswerten strukturellen Veränderungen der
Wohnungsnachfrage. 

Stadtumbaustrategie

Ziel der Stadtumbaustrategie ist die Entwicklung Rosslebens zum attraktiven Wohnstandort
und seine Profilierung für den Fremdenverkehr. In diesem Kontext sollen vor allem erhal-
tenswürdige Gebäudesubstanz, Industriedenkmale und Naturräume gesichert und entwickelt
werden. Auch eine bessere Vernetzung des Kernbereichs mit den umliegenden dörflichen
Ortsteilen wird als Beitrag zur Attraktivitätssteigerung von Rossleben betrachtet. 

Insgesamt ist bis zum Jahr 2010 der Abbau von 80 % des prognostizierten Wohnungsüber-
hangs geplant. Hierfür sollen 310 Wohnungen mittels Abriss und Geschossrückbau vom
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Kenndaten Gesamtstadt Dichter- Ortskern
viertel

Einwohner 2000 6.450 k. A. k. A.
EW-Entwicklung
1989–2000 –14,7 % k. A. k. A.
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –8,4 % k. A. k. A.
Arbeitslosenquote 2001 29,6 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 3.171 955 403
davon
Baualter bis 1948 27,6 % 0,0 % 90,0 %
Baualter bis 1990 70,8 % 100,0 % 5,5 %
Baualter nach 1990 1,6 % 0,0 % 4,5 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 10,8 % 18,0 % 8,9 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 343 172 36
davon
Baualter bis 1948 10,5 % 0,0 % 100,0 %
Baualter bis 1990 89,5 % 100,0 % 0,0 %
Baualter nach 1990 0,0 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 12,3 %* k. A. k. A.
* ohne Bestandsreduzierung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2010 390 172 k. A.
Neubaupotenzial (WE) bis 2010 100 k. A k. A.



Markt genommen werden. Der Bedarf an Einfamilienhäusern soll durch Ausweisung von
Bauflächen ausschließlich innerhalb bebauter Ortslagen gedeckt werden. Für die ca. 100
Eigenheime werden bis 2010 etwa 40.000 qm Bauland benötigt. 

Im „Dichterviertel“ ist der Abriss von 119 sowie der Geschossrückbau von 53 Wohneinheiten
innerhalb der 50er- und 60er-Jahre-Bestände vorgesehen. Das entspricht der Anzahl der heu-
te leerstehenden Wohnungen. Für die Nachnutzung der frei werdenden Grundstücksflächen
ist in einer ersten Stufe kurzfristig eine Begrünung und in einer zweiten Stufe die Parzellie-
rung in Einzelgrundstücke beabsichtigt. Die verbleibenden
Bestände werden saniert. Mit einem Pilotprojekt „Service-
Wohnen“ wird in einem Teilbereich eine deutlichen Verbes-
serung der Wohnqualität angestrebt. Dies ist mit einem
höheren Sanierungs- und Kostenaufwand verbunden.

Im „Ortskern“ stehen die Sanierung von Einzelhausbestän-
den sowie der Abriss ehemals gewerblich genutzter Gebäude
und Nebengebäude an erster Stelle. Ein Abriss von Wohnge-
bäuden ist nicht geplant. Vorgesehen sind ferner der Umbau
und die Erneuerung von Straßen und Plätzen zur Attrakti-
vitätssteigerung der Ortsmitte. Dazu sollen auch Pilotprojek-
te wie der Umbau der alten Schule zum Rathaus, eine
Umnutzung der ehemaligen Klosterpfarre zur Stadtbiblio-
thek sowie die Nachnutzung der ehemaligen Zuckerfabrik
als Freizeit- und Veranstaltungsort beitragen. 

Einbeziehung der Wohnungseigentümer 
und Bürger

Das Stadtentwicklungskonzept wurde in internen Arbeitsrunden zwischen Stadt und Woh-
nungseigentümern vor allem hinsichtlich der geplanten Größenordnungen des Rückbaus
abgestimmt. Schon bei der Erarbeitung der „Lokalen Agenda 21“ im Vorfeld des Bundeswett-
bewerbs wurden gemeinsam von Bürgern, Stadtrat und Verwaltung die wesentlichen Leitbil-
der und Projektschwerpunkte der Stadtentwicklung formuliert. Die kontinuierliche Einbezie-
hung interessierter Bürger in den Stadtumbau-Prozess erfolgte unter anderem mittels diver-
ser Bevölkerungsumfragen, regelmäßiger Einwohnerversammlungen und Beteiligung des
„Bürgergremiums Dichterviertel“, das seit 2001 besteht. In die Erarbeitung und Abstimmung
des Stadtumbaukonzepts war außerdem ein in Rossleben bestehender „Kinder- und Jugend-
stadtrat“ eingebunden. 

Umsetzbarkeit 

Das Stadtentwicklungskonzept wurde vom Stadtrat einstimmig beschlossen. Für die geplan-
ten Maßnahmen in den beiden Vertiefungsbereichen liegen objektscharfe Kosten- und Finan-
zierungspläne vor, die z. T. auch Aussagen zur Priorität der jeweiligen Vorhaben enthalten.
Sie sind in gebiets- und projektbezogenen Abstimmungsrunden sowohl mit Einzeleigentü-
mern als auch mit den Wohnungsunternehmen erörtert und abgestimmt worden. Aufgrund
der Festlegung als Sanierungsgebiet und der erklärten Mitwirkungsbereitschaft der Woh-
nungsunternehmen besteht im „Dichterviertel“ die Chance einer kurz- bis mittelfristigen
Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen.
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Stadtteil „Dichterviertel“

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Rossleben
Am Weinberg 24
06571 Rossleben

Auftragnehmer
· Büro für BauGeschichte und 
BauGestaltung, Weimar

· Architektur und Stadtplanungsbüro 
Helk, Mellingen

· DSK Deutsche Stadt- und Grund-
stücksentwicklungsgesellschaft mbH, 
Frankfurt am Main
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Marzahn-Hellersdorf (Berlin)

Das Stadtumbaukonzept des größten Plattenbaugebiets
Deutschlands mit insgesamt 102.000 Wohneinheiten
folgt dem Leitbild „von der Großsiedlung zur neuen dif-
ferenzierten Stadtlandschaft“. Es umfasst Rückbau- und
Aufwertungsstrategien. Auch aufgegebene Gemeinbe-
darfsstandorte – u. a. fünf Schulen und 38 Kindertages-
stätten – sind ein Thema.

Stadtentwicklungsprobleme

Seit der Wende hat Marzahn-Hellersdorf über 25 % seiner
Bevölkerung verloren. Diese Entwicklung unterscheidet sich
deutlich von der gesamtstädtischen Entwicklung Berlins, die
durch einen geringfügigen Einwohnerrückgang gekenn-
zeichnet ist. Bis 2010 wird mit einer abgeschwächten Trend-
fortsetzung gerechnet. Während Marzahn-Hellersdorf vor-
aussichtlich einen weiteren Bevölkerungsrückgang von 16 %
bzw. 31.000 Einwohnern hinnehmen muss, kann Berlin ins-
gesamt von stabilen Einwohnerzahlen ausgehen. 

Derzeit stehen in Marzahn durchschnittlich 11 % und in Hel-
lersdorf 12 % des Wohnungsbestandes leer. In den fünf fest-
gelegten Vertiefungsgebieten der beiden Großsiedlungen
werden diese Werte z. T. erheblich überschritten: Im Gebiet

„Marzahn-Nord“ liegt die durchschnittliche Leerstandsquote bei 21 %, im Quartier „Ringko-
lonnaden“ sogar bei 27 %. Vor allem unsanierte Wohnungen mit schlechter Ausstattung ste-
hen leer. Dies gilt auch für die Gebiete „Kienbergstraße/Am Anger“ und „Alt-Hellersdorf“ mit
punktuellen Wohnungsleerständen von bis zu 30 %. Im Quartier „Magdeburger Allee“ stehen
bei einem durchschnittlichen Leerstand von 13 % teilweise Einzelbestände komplett leer. In
beiden Großsiedlungen zusammen wird innerhalb der nächsten zehn Jahre, ohne regulieren-
den Eingriff, mit einer durchschnittlichen Leerstandsquote von 17 % gerechnet – das ent-
spricht 17.000 Wohneinheiten.

Bereits heute stehen in Marzahn-Hellersdorf aufgrund des Bevölkerungsrückgangs und kon-
stanter Alterung 5 von 72 Schulen leer. 11 weitere Schulen sollen mittelfristig aufgegeben
werden. Von insgesamt 58 Kindertagesstätten werden ebenfalls 38 nicht mehr genutzt.

Stadtumbaustrategie

Entsprechend den Zielen „Konzentration der Kräfte auf die Entwicklung zukunftsfähiger
Quartiere“ und „Reduzierung von Wohnungsbeständen und Gemeinbedarfseinrichtungen“
sollen in Marzahn-Hellerdorf bis zum Jahr 2012 etwa 7.000 bis 8.000 Wohnungen vom Markt
genommen werden. Vor allem im Gebiet „Marzahn-Nord“ sind Stadtumbaumaßnahmen
geplant. Hier ist eine Reduzierung der 4.265 Wohnungen um ca. 1.700 Wohnungen – davon
ca. 1.000 durch Abriss – vorgesehen. Auch 2 Schulen und 3 Kita-Standorte sollen in diesem
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Kenndaten Berlin ges. Marzahn-
Hellersd.

Einwohner 2000 3.382.169 190.600
EW-Entwicklung 1989–2000 –1,5 % –25,0 %
Bevölkerungsprognose 2001–2010 –1,1 % –16,0 %
Arbeitslosenquote 2001 15,8 % 15,8 %
Wohnungsbestand 2001 (WE) 1.860.000 102.000
davon
Baualter bis 1948 43,0 % 1,0 %
Baualter bis 1990 49,0 % 97,0 %
Baualter nach 1990 8,0 % 2,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 7,0 % 12,0 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 133.000 12.000
davon
Baualter bis 1948 k. A. 1,0 %
Baualter bis 1990 k. A. 97,0 %
Baualter nach 1990 k. A. 2,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 k. A. k. A.

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2010 k. A. 6.000
Neubaupotenzial  (WE) bis 2010 k. A. k. A.
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Gebiet aufgegeben werden. 7.500 m2 der Abrissflächen sollen in Baulandqualität hergerich-
tet werden. In den übrigen Vertiefungsbereichen sind unterschiedliche Maßnahmen geplant
wie u. a. im:

· Quartier „Ringkolonnaden“: Bestandsreduzierung und Aufwertung der verbleibenden
Gebäude, gewerbliche Wiedernutzung der leeren Erdgeschosszonen, Abriss einer Schule
und zweier Kindertagesstätten sowie deren Nachnutzung als Grünflächen 
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· Gebiet „Kienbergstraße/Am Anger“: Vorrang für Bestandsaufwertung, Abriss von zwei Schu-
len und einer Kindertagesstätte sowie Zwischennutzung der Abrissgrundstücke als Grün-
flächen mit späterem Ausbau als Stadtteilpark

· Gebiet „Alt-Hellersdorf“: Entwicklung des ehemaligen Gutsgeländes u. a. für Einfamilien-
hausbebauung; Abriss von drei Schulen und sechs Kindertagesstätten und Nutzung der Ab-
rissflächen im historischen Kontext zur Ergänzung landschaftsräumlicher Zusammenhänge

· Quartier „Magdeburger Allee“: Rückbau von ca. 120 und Sanierung von 1.132 Wohnungen,
städtebauliche Aufwertung der zentralen Einzelhandelszone; nach Abriss von 2 Kindertages-
stätten ist hier eine Zwischennutzung als Spielfläche und die längerfristige Umwandlung in
Bauland geplant.

Einbeziehung der Wohnungseigentümer und Bürger

In Marzahn-Hellersdorf bestehen mit der „Plattform Marzahn“, der „Lenkungsgruppe Hellers-
dorf“, den „Gestaltungsbeiräten“ Hellersdorf und Marzahn traditionelle Beteiligungsgremien,
in die Politik, Verwaltung, Wohnungswirtschaft und die Gebietsbevölkerung eingebunden
sind. Dort wurde das Stadtumbaukonzept erörtert und konkretisiert. Vorarbeiten leisteten
das „Quartiersmanagement Marzahn NordWest“ und die Gebietskoordination „Südspitze“. 

Über ein „Kommunales Nachbarschaftsforum“ waren angrenzende Nachbarbezirke und
Landkreise mit einbezogen. Mit den Nachbargemeinden wurde die „ländergrenzenüber-
schreitende“ Schulversorgung an Schulen in Marzahn-Hellersdorf vereinbart.

Umsetzbarkeit 

Im Konzept werden rechtliche Umsetzungsinstrumente wie z. B. Kooperationsverträge sowie
Vereinbarungen zwischen öffentlicher Hand und Wohnungsunternehmen zur Überlassung
einzelner Flächen vorgeschlagen. 

Für einzelne Vertiefungsbereiche erfolgt z. T. eine genauere Kostenaufstellung für die
geplanten Maßnahmen und die Darstellung der Finanzierungsbeiträge für öffentliche und
private Rückbaumaßnahmen. In Marzahn-Hellersdorf werden die Rückbaukosten für öffentli-
che Einrichtungen mit 14,6 Mio. 1 beziffert. In einzelnen Beispielfällen wird eine detaillierte-
re Untergliederung der öffentlichen Aufwendungen nach Investitions- und Bewirtschaftungs-
kosten für soziale Infrastruktur, öffentliche Grün- und Freiflächen sowie für die Investitions-
kosten Tiefbau vorgenommen. Um die zeitnahe Umnutzung sämtlicher nicht mehr
benötigter Gemeinbedarfsflächen – es handelt sich um insgesamt 83 Flächen mit einer
Gesamtgröße von rund 670.000 qm – sicherstellen zu können, soll ein Standortmanagement
initiiert werden. Mit dessen Hilfe wird eine Zuordnung der Teilflächen nach Eigentümer,
Lage, Nutzungsziel, erforderlichem Gebäudeabriss und Vermarktungskategorie möglich. Da
die Flächen nur noch für eine private Nutzung in Frage kommen, werden die Voraussetzun-
gen für deren wirtschaftlich und städtebaulich tragfähige Umnutzung benannt.
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Leipzig (Sachsen)

Auf die Herausforderungen des Stadtumbaus reagierte
Leipzig mit dem im Jahr 2000 beschlossenen „Stadtent-
wicklungsplan Wohnungsbau und Stadterneuerung“. Mit
dem Vertiefungsgebiet „Leipziger Osten“ wurden erst-
mals Rückbaustrategien und Visionen für ein Gründer-
zeitgebiet mit einem Wohnungsbestand von 30.000 Woh-
nungen entwickelt.

Stadtentwicklungsprobleme

Im Jahr 2001 standen durchschnittlich 19 % der Wohnungen
leer – das sind 63.000 Wohnungen. Über 76 % des Leerstan-
des sind in Altbaubeständen zu verzeichnen:

Der „Leipziger Osten“ ist einer der Problemräume des Grün-
derzeitgürtels. Trotz guter Sanierungserfolge gibt es hier
ganze Quartiere, die mit ihren bestehenden Strukturen nicht
zukunftsfähig sind. Ihnen fehlen – auch bei insgesamt erwar-
teter Bevölkerungsstabilisierung – zukünftig die Bewohner.
Von den über 30.000 Wohnungen stehen 31 % und in Teilbe-
reichen bis zu 50 % leer. 

Der benachbarte, wesentlich kleinere Stadtteil „Schönefeld“
wurde als zweites Vertiefungsgebiet für den Wettbewerb aus-
gewählt. Auch in diesem Altbaugebiet beträgt die durch-
schnittliche Leerstandsquote bereits 35 %. 

Stadtumbaustrategie

Zur Stabilisierung des Wohnungsmarktes strebt Leipzig die Verringerung des Bestandes um
insgesamt 30.000 Wohnungen bis 2010 an. Durch Abriss sollen ca. 20.000 Wohnungen,
durch Stilllegung, Umnutzung und Zusammenlegung weitere 10.000 Wohnungen vom Markt

genommen werden. Ein Stadtumbauschwerpunkt liegt dabei
in der Großsiedlung Grünau, in der eine Bestandsreduzie-
rung von 20 % (6.800 Wohnungen) geplant ist. Mit der Stra-
tegie „Neue Gründerzeit“ soll vorrangig soviel Erhalt wie
möglich stattfinden und gleichzeitig soviel Umbau wie nötig
unterstützt werden.

Das Konzept für den „Leipziger Osten“ umfasst kurzfristig
umsetzbare Initialmaßnahmen und einen mittelfristigen
Transformationsplan, der einen Rückbau von 3.000 Wohnun-
gen, das sind 10 % des Bestandes, vorsieht. Zentrales Stadt-
umbauvorhaben ist hier das „Grüne Ritzschkeband“, in dem
durch konzentrierten Rückbau und vielfältige Aufwertung 
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Zwischennutzung und Auf-
wertung einer Brachfläche
an der „Prager Straße“

Kenndaten Gesamtstadt Leipziger Schönefeld
Osten

Einwohner 2000 493.208 30.747 9.212
EW-Entwicklung
1989–2000 –14,7 % –29,2 % –26,5 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 0,2 % k. A. k. A.
Arbeitslosenquote 2001 19,1 % 18,0 % 16,0 %
Wohnungsbestand 2001 (WE) 317.439 30.924 7.191
davon
Baualter bis 1948 53,8 % 78,7 % 98,0 %
Baualter bis 1990 31,8 % 12,5 % 0,3 %
Baualter nach 1990 14,4 % 8,8 % 1,7 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 19,0 % 31,0 % 35,0 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 63.000 9.500 2.500
davon
Baualter bis 1948 76,0 % 94,0 % 100,0 %
Baualter bis 1990 20,0 % 5,0 % 0,0 %
Baualter nach 1990 4,0 % 1,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 k. A. k. A. k. A.

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) 
keine Zeitangabe 20.000 12.000 810
Neubaupotenzial (WE) 
keine Zeitangabe 20.600 k. A. 70



eine neue Stadtlandschaft mit höheren Freiflächenanteil entstehen soll. Als „Vision“ entstand
ein Leitbildplan mit einer neuen Stadtgestalt für das Jahr 2020. 

Im Vertiefungsgebiet „Schönefeld“ konzentrieren sich die Umbau- und Aufwertungsmaßnah-
men auf fünf Aktionsräume. Insgesamt ist dort eine Bestandsreduzierung um 11 % (810 Woh-
nungen) geplant. Öffentliche Mittel sollen vorrangig dort eingesetzt werden, wo private
Initiativen entwickelt oder verstärkt werden können.

Umsetzbarkeit 

Für den „Leipziger Osten“ wurden die Kosten der Initialmaßnahmen ermittelt, und die Finan-
zierbarkeit wurde anhand der bis 2006 zur Verfügung stehenden Fördermittel geprüft. Das
Konzept für die Gesamtstadt enthält Modellrechnungen, Finanzierungs- und Fördermodelle.
Die geschätzten Kosten liegen bei 1,6 Mrd. 1. Zur präzisen Kostenermittlung wurde ein Gut-
achten in Auftrag gegeben. Besonders innovative Stadtumbauprojekte sollen durch einen
Fördermittelwettbewerb unterstützt werden. 
Der Stadtentwicklungsplan wurde mit der Wohnungswirtschaft abgestimmt sowie mit Ver-
und Entsorgungsunternehmen, Bürgervereinen und Bewohnern diskutiert. 
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Frankfurt/Oder (Brandenburg)

Der Abbau von Wohnungsmarktüberhängen bis 2010
wurde zwischen allen Beteiligten objektgenau abge-
stimmt. Ein Konzept „Umsetzungsmanagement Stadtum-
bau“ strukturiert künftige verwaltungsinterne und exter-
ne Entscheidungsabläufe.

Stadtentwicklungsprobleme

Die Stadt hat in den vergangenen 10 Jahren 18 % der Bevöl-
kerung (15.000 Einwohner) verloren und erwartet bis 2010
einen weiteren Bevölkerungsrückgang um 8 %. Der gegen-
wärtige Leerstand beträgt in der Gesamtstadt durchschnitt-
lich 16 %. Leerstandschwerpunkte sind die peripheren Plat-
tenbaugebiete „Neuberesinchen“, „Nord“ und „Süd“. Mit
einem durchschnittlichen Leerstand von 21,4 % wurde das
Wohngebiet „Süd“ als Vertiefungsgebiet ausgewählt. 

Ohne entsprechende Maßnahmen wird mit einem Anstieg
des Leerstandes in der Stadt von  6.500 Wohnungen im Jahr
2001 auf bis zu 11.600 Wohnungen im Jahr 2015 gerechnet. 

Stadtumbaustrategie

Ziele des Stadtumbaus sind die Konsolidierung des Woh-
nungsmarktes und die Stärkung der Innenstadt. Auf der

Basis vorliegender Bedarfsprognosen ist bis 2015 eine Bestandsreduzierung um insgesamt
6.500 Wohnungen, schwerpunktmäßig in den Gebieten „Neuberesinchen“, „Nord“ und „Süd“
geplant.  Die Stadt strebt im Rahmen eines objektscharf mit den beteiligten Wohnungsunter-
nehmen verabredeten Maßnahmen- und Durchführungskonzepts eine gleichzeitige Qualifi-
zierung dieser Gebiete an. Der Nachfrage nach Einfamilienhausgrundstücken soll durch Aus-
weisung von Bauland innerhalb des Stadtgebietes entsprochen werden. Bis zum Jahr 2015
können so in diesem Marktsegment ca. 1.800 Wohneinheiten entstehen. 

Im Wohngebiet „Süd“ ist der Rückbau von 1.200 Wohnungen vorgesehen. Dies entspricht in
etwa dem gegenwärtigen Leerstand im Gebiet. Die frei werdenden Flächen sollen als Grün-
flächen angelegt bzw. mit insgesamt 79 Einfamilienhäusern bebaut werden. Damit kann
auch der Kontrast zum umgebenden Einfamilienhausgebiet aufgehoben werden. 

Umsetzbarkeit 

Das Stadtumbaukonzept wurde mit den beiden großen Wohnungsunternehmen abgestimmt,
die über mehr als zwei Drittel des gesamtstädtischen und nahezu 90 % des Wohnungsbe-
stands im Wohngebiet „Süd“ verfügen. Auch die Ver- und Entsorgungsunternehmen waren
hier eingebunden.  Für alle Maßnahmen liegt ein Kosten- und Finanzierungskonzept bis zum
Jahr 2015 vor. 
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Kenndaten Gesamtstadt Wohngebiet 
Süd

Einwohner 2000 71.468 8.582
EW-Entwicklung 1989–2000 –18,0 % –33,8 %
Bevölkerungsprognose 2001–2010 –7,7 % k. A.
Arbeitslosenquote 2001 17,2 % 17,3 %
Wohnungsbestand 2001 (WE) 40.518 5.287
davon
Baualter bis 1948 23,0 % 6,4 %
Baualter bis 1990 71,0 % 93,6 %
Baualter nach 1990 6,9 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 16,2 % 21,4 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 6.500 1.136
davon
Baualter bis 1948 23,0 % 10,1 %
Baualter bis 1990 75,0 % 89,9 %
Baualter nach 1990 2,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsprognose 2010 14,4 %* k. A.
* unter Berücksichtigung geplanter Bestandsreduzierungen, 

Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2015 6.500 1.200
Neubaupotenzial (WE) bis 2015 2.692 79



Von der Stadt wurde ein „Konzept Umsetzungsmanagement“ erarbeitet. Es umfasst neben
der Strukturierung erforderlicher verwaltungsinterner und -externer Entscheidungsabläufe
im Rahmen des Stadtumbaus einen exemplarischen Ablauf- und Arbeitsplan. Das Konzept
veranschaulicht, bezogen auf verschiedene Aktionsebenen, die in den einzelnen Umsetzungs-
schritten erforderlichen Steuerungs- und Abstimmungsvorgänge für den Prozess des Stadt-
umbaus. 
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Planausschnitt: Stadtteil-
konzept „Wohngebiet Süd“



Stendal (Sachsen-Anhalt)

Die Altstadt konnte dank der Sanierungsfortschritte eine
Bevölkerungszunahme verzeichnen. Diese Strategie soll
fortgesetzt werden. Geplant sind die komplette Aufgabe
der Plattenbausiedlung „Süd“ und die städtebauliche
Neuordnung der größten Plattenbausiedlung „Stadtsee“
zugunsten einer großzügigen Durchgrünung. 

Stadtentwicklungsprobleme

Der Zusammenbruch wichtiger Wirtschaftszweige sowie
neue Eigenheimgebiete vor allem im Umland von Stendal
haben hohe Wanderungsverluste zur Folge: Jede vierte Woh-
nung sowie große Konversions- und Gewerbeflächen stehen
leer. Rund 73 % des Leerstands konzentrieren sich auf die
Plattenbaugebiete „Stadtsee“ und „Süd“ mit einem hohen
Anteil unsanierter Bestände. Insgesamt sind 54 % des Woh-
nungsbestandes Plattenbauwohnungen.

Gegenüber dem gesamtstädtischen Bevölkerungsverlust
nimmt die Altstadtbevölkerung dank des Sanierungsfort-
schritts wieder zu. Hier liegt der Leerstand bei 23 %; noch
immer sind jedoch 48 % der Wohnungen nur teil- oder sogar
unsaniert. 

Stadtumbaustrategie

Aufgrund prognostizierter rückläufiger Haushaltszahlen ist
eine Bestandsreduzierung von 6.000 Wohnungen bis zum

Jahr 2012 geplant. Zur Stabilisierung des Wohnungsmarktes sollen Angebote für urbanes
Wohnen in zentralen Altbau- und innenstadtnahen Villenquartieren und familienfreundli-
ches Wohnen im Grünen stärker profiliert werden. Der hohe Anteil von Plattenbauwohnun-
gen soll aus wohnungswirtschaftlicher und städtebaulicher Sicht reduziert und die Platten-
bausiedlung „Süd“ mit 2.650 Wohneinheiten komplett aufgegeben werden. Der Umbau der
größten Plattenbausiedlung „Stadtsee“ folgt dem Leitbild „Von der Großsiedlung zur Garten-
stadt“. Zentraler Baustein ist die Anlage zweier Stadtteilparks als grüne Mitte. Hier sollen
3.060 Wohnungen zurückgebaut und 4.700 Wohnungen saniert werden.

Um eine weitere Suburbanisierung zu verhindern, wurde Bauland für insgesamt 1.300 Wohn-
einheiten planungsrechtlich gesichert. In der „Altstadt“ und der „Bahnhofsvorstadt“ ist ein
Neubaupotenzial von 180 Wohneinheiten in Ein- und Zweifamilienhäusern in Baulücken und
nach Abriss von Bauruinen realisierbar. Hier ist auch die Sanierung von 1.700 Wohnungen
geplant. 
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Kenndaten Gesamtstadt Altstadt Plattenbau-
gebiet 

Stadtsee 

Einwohner 2000 39.795 3.517 14.270
EW-Entwicklung 1989–2000 –23,0 % 24,1 %* –31,1 %*
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –13,9 % 11,0 % –18,0 %
Arbeitslosenquote 2001 22,1 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 23.350 2.052 9.890
davon
Baualter bis 1948 36,0 % 94,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 59,0 % 2,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 5,0 % 4,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 23,5 % 22,6 % 27,6 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 5.491 464 2.727
davon
Baualter bis 1948 24,8 % 100,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 73,4 % 0,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 1,8 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 25,7 %* 5,0 %* 32,4 %*
* 1995–2000
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial bis 2010 (WE) 4.800* k. A. 2.884*
Neubaupotenzial bis 2010 (WE) 1.200 180 k. A.
* Berechnung der Vorprüfung



Umsetzbarkeit der Stadtumbaustrategie

Die zentrale Steuerung des Stadtumbaus erfolgt durch eine Koordinierungsgruppe, in der
Fachämter, die fünf größten Wohnungsunternehmen, private Grundstückseigentümer, Land,
Landkreis und das Stadtteilmanagement der Siedlung „Stadtsee“ vertreten sind. Ein Erfolg
war hier der Konsens über sämtliche Maßnahmen zwischen Wohnungsunternehmen und
Stadt. Das Stadtumbaukonzept wurde Anfang 2002 vom Stadtrat einstimmig beschlossen.

Das Finanzierungskonzept verweist darauf, dass sich dank derzeitiger Förderungsbedingun-
gen die Ausgaben der Wohnungsunternehmen senken lassen. Wegen verbleibender Leer-
standskosten und Zinsen gilt aber die Neuverschuldung der Wohnungsunternehmen ange-
sichts nur langsam steigender Mieteinnahmen als unvermeidbar. Die Umsetzbarkeit des Kon-
zeptes hängt damit erheblich von einer Kooperation zwischen Wohnungswirtschaft,
öffentlicher Hand und Kreditwirtschaft ab. 
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Zittau (Sachsen)

Der Teilrückbau von Plattenbausiedlungen wird mit
einer Attraktivitätssteigerung und Erweiterung des Woh-
nungsangebotes in der Altstadt verbunden. Ziel dieser
Strategie ist es, Einwohner in die Altstadt zu lenken. 

Stadtentwicklungsprobleme

Die höchsten Leerstandsquoten mit in Teilbereichen bis zu
40 % werden in den Plattenbaugebieten „Zittau Süd“ – das
zum „Stadtteil Zittau Süd“ gehört – und „Zittau Ost“ erreicht.
Vom Leerstand betroffen sind dort besonders die nicht
sanierten Wohnungen sowie angesichts der demografischen
Veränderungen insbesondere die Drei- und Vierraumwoh-
nungen. Aber auch in der „Altstadt“ stehen mehr als 35 %
der Wohnungen, meist unsaniert, leer. 53 % der dortigen
Wohnungen sind noch nicht saniert. Als Folge des Sanie-
rungsfortschritts steigt jedoch in der „Altstadt“ die Bevölke-
rungszahl, während in allen anderen Stadtteilen der Bevölke-
rungsrückgang anhält. 

Stadtumbaustrategie

Auf der Basis eines stadtteilbezogenen Analyse- und Pla-
nungsansatzes sieht das Stadtumbaukonzept den Rückbau
von außen nach innen vor. Dabei haben die Aufwertung der
Plattenbausiedlungen sowie die kleinteilige Aufwertung der

historischen „Altstadt“ besondere Bedeutung. Bis 2010 sollen in der gesamten Stadt ca. 6.500
Wohnungen saniert werden. Weiterhin ist der Abriss von 884 Wohnungen geplant – das ent-
spricht 19 % des aktuellen Leerstands. 667 der abzureißenden Wohnungen sind Plattenbau-
wohnungen.  

Prioritär soll das Plattenbaugebiet „Zittau Süd“ in vier Etappen bis 2030 zu einem hochwerti-
gen Wohngebiet mit aufgelockerter Siedlungsstruktur umgebaut werden. Geplant sind Kom-
plettabriss, Segment- und Geschossrückbau, Gebäudesanierungen, Grundrissänderungen und
wohnumfeldverbessernde Maßnahmen. In einer ersten Etappe bis 2010 ist hier der Rückbau
von 333 Wohnungen vorgesehen. 

Entwicklungsziel für die „Altstadt“ ist deren multifunktionale Wiederbelebung und Rückge-
winnung als Wohnstandort. Die Schaffung von Mietwohnraum und die Wohneigentumsbil-
dung sollen zusammen mit der Verbesserung des Wohnumfeldes den Bevölkerungszuzug
verstetigen. Bis 2010 sollen 614 Wohneinheiten saniert und weitere 100 bis 200 Wohneinhei-
ten durch Umbau bestehender Gebäude und Eigenheimneubau in Baulücken bzw. auf Abriss-
flächen neu geschaffen werden.
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Detailausschnitt: Stadtteil-
konzept „Altstadt“

Kenndaten Gesamtstadt Stadtteil Altstadt
Zittau Süd

Einwohner 2000 27.454 6.700 2.238
EW-Entwicklung 1989–2000 –17,0 % –21,2 % –21,0 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –12,6 % –11,3 % 27,3 %
Arbeitslosenquote 2001 23,6 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 17.610 4.094 2.218
davon
Baualter bis 1948 63,8 % 53,2 % 81,0 %
Baualter bis 1990 31,5 % 43,2 % 9,5 %
Baualter nach 1990 4,7 % 3,6 % 9,5 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 25,0 % 15,4 % 35,4 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 4.388 629 786
davon
Baualter bis 1948 76,0 % 73,8 % 92,4 %
Baualter bis 1990 22,9 % 25,7 % 7,6 %
Baualter nach 1990 1,1 % 0,5 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 25,3 %* 18,2 %* 35,4 %*
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial bis 2010 (WE) 884 333 k. A.
Neubaupotenzial bis 2010 (WE) 280 k. A. 200



Umsetzbarkeit der Stadtumbaustrategie

Das Stadtumbaukonzept ist in enger Zusammenarbeit mit Wohnungsunternehmen und Mie-
tern entstanden. Der Wettbewerbsbeitrag wurde als Verwaltungsentwurf verfasst und im Juni
2002 im technischen Ausschuss sowie im Verwaltungsausschuss der Stadt beschlossen. Er soll
dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorgelegt werden.

Aufgrund der Eigentumsverhältnisse und getroffenen Vereinbarungen mit den Wohnungs-
unternehmen erscheint die Realisierung der Umbaumaßnahmen vor allem in den Platten-
bausiedlungen gesichert. Im Gegensatz dazu bedarf es im Altstadtbereich noch der Überzeu-
gung zahlreicher Einzeleigentümer. Als Entscheidungshilfe für Eigentümer werden für unter-
schiedliche Maßnahmetypen und Förderprogramme in immobilienwirtschaftlichen
Modellrechnungen die Finanzierungskonditionen dargestellt.  
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Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Zittau
Amt für Stadtentwicklung und Wirt-
schaftsförderung
Sachsenstr. 14, 02763 Zittau

Auftragnehmer
· DKB Wohnungsbau und Stadtent-
wicklung GmbH, Chemnitz

· Hochschule Zittau/Görlitz (FH)

Planausschnitt: Ziele Gesamtstadt



Sondershausen (Thüringen)

Der Stadtumbau wird neben der notwendigen Woh-
nungsmarktanpassung auch für städtebauliche Maß-
stabskorrekturen genutzt, die der Profilierung als Touris-
musstandort dienen. Um die Stabilisierung der Innen-
stadt voranzutreiben, wurde das Sanierungsgebiet „Alt-
stadt“ mit dem Plattenbaugebiet „Wippertor“ zu einem
Vertiefungsgebiet zusammengefasst.

Stadtentwicklungsprobleme

Den Zusammenbruch von Kalibergbau und Elektroindustrie
konnten Gewerbeneuansiedlungen nicht kompensieren. Die
Arbeitslosenquote gehört mit 21,3 % im Jahr 2001 zu den
höchsten in Thüringen und hat maßgeblich zum Bevölke-
rungsverlust beigetragen. 

Großmaßstäbliche Plattenbaugebiete prägen das Stadtbild
am Innenstadtrand und an der Stadtperipherie. Dadurch
wird eine städtebauliche Profilierung Sonderhausens als Resi-
denzstadt unter Bezugnahme auf den rudimentär erhaltenen
historischen Stadtkern mit dem Residenzschloss erschwert.
Der Wohnungsleerstand liegt mit einem Durchschnittswert
von 12 % im Mittel der neuen Bundesländer. Er konzentriert
sich auf die Plattenbaugebiete und erreicht dort bis zu 33 %.

Stadtumbaustrategie

Dem Stadtumbaukonzept liegen folgende Rahmenziele zugrunde:

· Die Innenstadt bildet hinsichtlich der funktionalen und städtebaulichen Potenziale den Ent-
wicklungsschwerpunkt der Stadt. Gleichzeitig bestehen hier auf Grund der städtebaulichen
Qualitäten im Altbaubereich günstige Voraussetzungen für die Wohnungsmarktentwick-
lung. Vorrang besitzen dabei die Fortsetzung der Sanierungsmaßnahmen sowie die Aufwer-
tung und städtebauliche Integration der historischen Vorstadtbereiche der ehemaligen
Oberstadt und des Plattenbaugebietes „Wippertor“.

· Die Rückbaumaßnahmen sollen auf Standorte konzentriert werden, die bereits einen deutli-
chen Verlust an Marktattraktivität aufweisen. Unterschieden werden müssen dabei
Schrumpfungsgebiete, die keine Nachverdichtung erfahren und Bereiche, in denen durch
den Rückbau nicht mehr vermarktungsfähiger Wohnungsbestände geeignete Flächen 
für den Neubau marktgängiger Wohnungen und für Wohnumfeldverbesserungsmaßnah-
men gewonnen werden. 

Preisträger im Profil
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Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Bauamt Sondershausen
Burgstraße 1, 99706 Sondershausen

Auftragnehmer
· Rittmannsperger + Partner, Erfurt
· Diplomarchitekten Hutmacher &
Jansch GbR mbH, Sondershausen

Kenndaten Gesamtstadt Altstadt/ Plattenbau-
Wippertor gebiet

Hasenholz/
Östertal

Einwohner 2000 23.286 2.765 2.349
EW-Entwicklung 1989–2000 –16,6 % –17,2 % –33,4 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –9,3 % k. A. k. A.
Arbeitslosenquote 2001 21,3 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 11.646 1.816 1.614
davon
Baualter bis 1948 52,0 % 41,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 38,0 % 56,6 % 100,0 %
Baualter nach 1990 10,0 % 2,5 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
quote 2001 12,5 % 19,9 % 30,5 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 1.450 361 492
davon
Baualter bis 1948 k. A. k. A. k. A.
Baualter bis 1990 k. A. k. A. k. A.
Baualter nach 1990 k. A. k. A. k. A.
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 12,5 %* k. A. k. A.
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung 

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial bis 2010 (WE) 1.150 349 686
Neubaupotenzial bis 2010 (WE) 520 345 62



· Im Vertiefungsgebiet „Hasenholz/Östertal“ ist der 
flächenhafte Abriss unsanierter Plattenbaubestän-
de geplant. Auf den abgeräumten Arealen sollen
in landschaftlich attraktiver Lage unter Beibehal-
tung der technischen Erschließungsstruktur 50
Einfamilienhäuser neu errichtet werden. 

· Außerhalb der Stadtumbaugebiete ist die Reduzie-
rung von Entwicklungsflächen für den Wohnungs-
neubau vorgesehen. 

Umsetzbarkeit der Stadtumbaustrategie

Mit den drei großen Wohnungsunternehmen wur-
de der im Wesentlichen auf die Plattenbaugebiete
konzentrierte Rückbau von 1.150 Wohneinheiten
und ein Großteil der geplanten Neubaumaßnah-
men in Baulücken der Innenstadt und auf Rück-
bauflächen des Plattenbaugebietes Östertal abge-
stimmt. Auch die Belange der Versorgungsbetriebe
wurden dabei berücksichtigt. Im Juni 2002 wurde
das Stadtumbaukonzept ohne Gegenstimmen im
Stadtrat beschlossen.
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Planausschnitt: Ziele Gesamtstadt

Planausschnitt: Stadtteilkonzept „Altstadt/Wohngebiet
Wippertor“



Döbeln (Sachsen)

Beispielhaft ist die marktgerechte städtebauliche Neu-
ordnung von einem Teilbereich der Plattenbausiedlung
„Döbeln-Nord“, die unter Beibehaltung der vorhandenen
technischen Infrastruktur durchgeführt werden soll.

Stadtentwicklungsprobleme

Von 1990 bis 2000 hat Döbeln mehr als 15 % der Einwohner
verloren. Für 2010 ist mit einem weiteren Rückgang um 6 bis
10 % zu rechnen. In den letzten fünf Jahren ist die Woh-
nungsleerstandsquote der so genannten Doppelstadt von 5
auf 14 % gestiegen. Der Leerstand konzentriert sich in der
Innenstadt entlang der Bahntrasse und in den Plattenbau-
siedlungen im Norden der Stadt. Das Vertiefungsgebiet
„Nord“ gehört zur Plattenbausiedlung Döbeln-Nord. In den
überwiegend fünfgeschossigen Zeilen und sechsgeschossigen
Punkthochhäusern lag hier die Leerstandsquote im Jahr
2002 bei 50 % und in einigen sogar bei 90 %. Problematisch
sind der mit 57 % hohe Anteil von 1-Zimmer-Wohnungen
sowie die enge Gebäudestellung mit unzureichenden Frei-
raumqualitäten. 

Insgesamt bestehen in der Stadt Angebotsdefizite bei der
Versorgung der 1-Personen-Haushalte mit 2-Zimmer-Woh-
nungen und Eigentumsangeboten. Bei steigenden Wohnan-
sprüchen ist ein weiterer Anstieg des Wohnungsleerstands in 
Mietwohnungen zu erwarten. 

Stadtumbaustrategie

Zentrale Zielsetzungen sind die Aufwertung und Verkehrsentlastung des historischen Stadt-
kerns sowie die Schaffung eines funktionsfähigen Wohnungsmarktes. Geplant ist der Rück-

bau von 1.760 Wohneinheiten bis zum Jahr 2010. Mit dem
Neubau von rund 750 Wohneinheiten bis 2015 sollen vor
allem eigentumsorientierte Wohnungsangebote für junge
Menschen und finanzkräftige Seniorenhaushalte geschaffen
werden. Neben kleinteiligen Sanierungsmaßnahmen in der
„Innenstadt“ wird der Stadtumbau auf die Plattenbausied-
lung Döbeln-Nord konzentriert. 
Im Vertiefungsgebiet „Nord“ der Plattenbausiedlung befindet
sich der Wohnungsbestand im Eigentum von zwei Woh-
nungsunternehmen. Aufgrund der guten infrastrukturellen
Versorgung planen die Unternehmen die komplette Neuord-
nung des Gebietes, um ein marktgerechtes Wohnungsange-
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„Innenstadt“

Kenndaten Gesamtstadt Plattenbau- Innen-
gebiet Nord stadt 

Einwohner 2000 23.283 590 820
EW-Entwicklung 1990–2000 –15,5 % –51,0 % –8,9 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –6,8 % –62,0 % –6,9 %
Arbeitslosenquote 2001 21,5 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 12.913 715 510
davon
Baualter bis 1948 47,3 % 0,0 % 65,0 %
Baualter bis 1990 45,0 % 100,0 % 30,0 %
Baualter nach 1990 7,7 % 0,0 % 5,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 13,9 % 44,0 % 10,0 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 1.800 314 53
davon
Baualter bis 1948 40,0 % 0,0 % 95,0 %
Baualter bis 1990 59,0 % 100,0 % 5,0 %
Baualter nach 1990 1,0 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 8,1 %* k. A. k. A.
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial bis 2010 (WE) 1.760 593 52
Neubaupotenzial bis 2010 (WE) 755* 94 10 
* bis 2015 



bot zu schaffen. 711 Wohneinheiten sind für den Abriss vorgesehen. Auf dieser Fläche sollen
unter Beibehaltung der technischen Infrastruktur insgesamt 94 Wohneinheiten in Stadtvil-
len, Reihenhäusern, Doppelhaushälften und Einfamilienhäusern gebaut werden. 

Umsetzbarkeit der Stadtumbaustrategie

Im November 2001 wurde das Umbaukonzept vom Stadtrat beschlossen. Die bis 2003 geplan-
ten Umbaumaßnahmen sind für den Stadtteil „Nord“ mit den betroffenen Wohnungsunter-
nehmen abgestimmt. Im Finanzierungskonzept werden für Umzugsbeihilfen und Herrich-
tung der neuen Wohnungen 4.090 1 pro Haushalt unter der Voraussetzung angesetzt, dass
ca. 70 % der bisherigen Mieter wieder in Bestände des jeweiligen Unternehmens ziehen. Die
Umsetzung weiterer Rückbaumaßnahmen wird von der Wohnungsmarktentwicklung nach
2003 abhängig gemacht und schrittweise entsprechend konkretisiert.
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Planausschnitt: Stadtteil-
konzept „Plattenbaugebiet
Nord“

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadt Döbeln
Stadtplanungsamt
Obermarkt 1, 04720 Döbeln

Auftragnehmer
· STEG Stadtentwicklung Südwest
gGmbH, Dresden

· Arbeitsgruppe Prof. Winkel/Pfohl 
an der TU Dresden



Hagenow (Mecklenburg-Vorpommern)

Geplant ist der Verzicht auf die Wohnnutzung einer ehe-
maligen Konversionsfläche, der Satellitensiedlung
„Sudenhof“. Der Wohnstandort soll nach vollständiger
Aufgabe als Gewerbefläche umgenutzt, und die Mieter
sollen in das Plattenbaugebiet „Kietz“ umgesetzt werden.

Stadtentwicklungsprobleme

Die Bevölkerung der Stadt Hagenow ist seit 1989 um 15,3 %
zurückgegangen. Heute verzeichnet das Mittelzentrum aus-
geglichene Wanderungssalden und eine positive wirtschaftli-
che Entwicklung. Die Bevölkerungs- und Haushaltsprognose
basiert auf den drei Szenarien „Trend“, „Stabilisierung“ und
„Aufschwung“. Bei derzeit 5.430 Haushalten ist entsprechend
dem „Trend-Szenario“ von einer Abnahme auf 5.200, bzw.
entsprechend dem Szenario „Aufschwung“ von einer Zunah-
me auf 5.700 Haushalte im Jahr 2015 auszugehen. 

Trotz dieser im Vergleich zu anderen ostdeutschen Städten
eher positiven Entwicklung standen im Jahr 2002 14,7 % der
Wohnungen leer.  Das Gebiet „Sudenhof“ mit 63,7 % Leer-
stand, das auf einer Konversionsfläche liegt, und die Platten-
bausiedlung „Kietz“ mit 35,5 % Leerstand gehören zu den
Schwerpunktgebieten des Stadtumbaukonzepts.

Stadtumbaustrategie

Die Stadt hat in ihrem Stadtentwicklungskonzept festgelegt, dass grundsätzlich kein mehrge-
schossiger Neubau auf neuen Wohnbauflächen mehr zulässig ist. Langfristig ist ein Rückbau
von insgesamt 685 Wohneinheiten vorgesehen. Die Gebiete „Sudenhof“ und „Kietz“ wurden
als Umbaugebiete festgelegt. Dabei soll die Siedlung „Kietz“ im Wesentlichen ihre Struktur
beibehalten. Der Satellitenstandort „Sudenhof“ mit 267 Wohneinheiten soll aufgegeben und
in ein Gewerbegebiet transformiert werden. Zur Zeit wohnen dort noch ca. 100 Mietparteien.
Diese sollen nach Möglichkeit in das Gebiet „Kietz“ umziehen. Die 1.085 Wohnungen des
Stadtteils „Kietz“ sind zum großen Teil komplett saniert. Hier ist vorgesehen, insgesamt 246
Wohnungen vom Markt zu nehmen. Kurzfristig sollen 64 bereits stillgelegte Wohnungen
zurückgebaut werden.

Umsetzbarkeit

Mit den fünf wichtigsten Wohnungsanbietern, die insgesamt 61 % des Wohnungsbestandes
der Stadt halten, wurden Abstimmungsgespräche zu den geplanten Rückbaumaßnahmen
geführt. Die Handlungsschwerpunkte des Stadtumbaus wurden u. a. in einer Planungswerk-
statt mit Bürgern erarbeitet.
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Kenndaten Gesamtstadt Sudenhof Kietz

Einwohner 2000 12.272 170 1.730
EW-Entwicklung 1989–2000 –15,3 % k. A. k. A.
Bevölkerungsprognose 
2000–2010 –4,1 % k. A. k. A.
Arbeitslosenquote 2001 10,9 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 6.094 267 1.150
davon
Baualter bis 1948 27,8 % 9,0 % 3,9 %
Baualter bis 1990 58,2 % 91,0 % 92,9 %
Baualter nach 1990 14,0 % 0,0 % 3,2 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 12,3 % 63,7 % 35,3 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 901 170 406
davon
Baualter bis 1948 22,1 % 24,1 % 2,0 %
Baualter bis 1990 75,1 % 75,9 % 97,0 %
Baualter nach 1990 2,8 % 0,0 % 1,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 k. A. 0,0 %* k. A.
* unter Berücksichtigung geplanter Bestandsreduzierungen

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) 
ohne Zeitangabe 500 267 245
Neubaupotenzial  (WE) 
ohne Zeitangabe k. A. k. A. k. A.



Die vollständige Aufgabe des Wohnstandortes „Sudenhof“ und seine Umnutzung zu Gewer-
beflächen wird vom Eigentümer mitgetragen. Ein Finanzierungsplan für diese Maßnahmen
wurde jedoch nicht abgegeben. 

Für die 64 stillgelegten Wohnungen im Stadtteil „Kietz“ liegt bereits eine Abrissgenehmi-
gung vor. Die Stadt konnte mit dem Eigentümer Konsens über die Nachnutzung der Flächen
erzielen. Die weiteren Rückbaumaßnahmen befinden sich noch in der Abstimmung mit den
Eigentümern. 
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Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Hagenow
Lange Straße 28–32, 19230 Hagenow

Auftragnehmer
· LEG Schleswig-Holstein, 
Büro Schwerin

· S& D Stadt & Dorf, Schwerin

Planausschnitt:
Stadtteilkonzept „Kietz“



Ueckermünde (Mecklenburg-Vorpommern)

Für die historische Hafenstadt am Stettiner Haff hat der
Tourismus eine besondere Bedeutung. Im Planungsraum
des regionalen Entwicklungskonzeptes Ueckermünde-
Torgelow-Eggesin (REK U.T.E.) übernimmt Ueckermünde
zum Teil Versorgungsfunktionen für die beiden anderen
Städte. 

Stadtentwicklungsprobleme

Insgesamt verzeichnet Ueckermünde zwar bisher mit 4 %
einen vergleichsweise geringen Einwohnerrückgang, inner-
halb der Stadt hat jedoch eine Einwohnerverschiebung aus
den beiden Plattenbausiedlungen „Ueckermünde Ost“ und
„West“ zu individuelleren Wohnformen eingesetzt. Neben
den komplex erschlossenen Eigenheimsiedlungen profitieren
Ergänzungsstandorte an den Stadtrandsiedlungen und auch
die historische Altstadt von dieser Entwicklung.  Dadurch
werden die imageprägenden strukturtypischen Stadtteile wie
etwa die Altstadt gestärkt. 

Für die beiden Großvermieter der Stadt, die über fast alle
Plattenbauwohnungen verfügen, ist diese Entwicklung pro-
blematisch. Im Jahr 2001 lag der Leerstand in Ueckermünde
„Ost“ bei 11 % und in „West“ bei 13 %. Es wird mit einer
Leerstandszunahme der Plattenbauwohnungen gerechnet,
da ein weiterer Bevölkerungsrückgang der Gesamtstadt von
9 % bis zum Jahr 2010 und von bis zu 18 % bis zum Jahr 2020
prognostiziert wird.

Stadtumbaustrategie 

Die weitere Sanierung und Revitalisierung der Altstadt ist ein wichtiger Baustein des Stadt-
umbaus, der auch für die Entwicklung des Tourismus von Bedeutung ist. In den beiden
Schwerpunktgebieten des Stadtumbaukonzepts sind die folgenden Maßnehmen vorgesehen: 

In der innenstadtnahen Plattenbausiedlung „Ueckermünde West“ sind Sanierung und
Umbau der Wohnungen überwiegend für altersgerechte Nutzung vorgesehen. Lediglich ein
Altbau mit 30 Wohneinheiten soll in diesem Gebiet vollständig abgebrochen werden. Wichti-
ge Voraussetzung zur langfristigen Vermarktung der aufgewerteten Bestände ist die Realisie-
rung wirksamer Verkehrsberuhigungsmaßnahmen.

Die Plattenbausiedlung „Ueckermünde Ost“ wird als künftige „Gartenstadt zwischen Haff
und Heide“ entwickelt. Hier sind der Abbruch von insgesamt 460 Wohnungen durch Rück-
bau auf zwei bis drei Geschosse sowie der Abriss einer Schule vorgesehen. Der störende Maß-
stabssprung soll beseitigt, Grün- und Freiräume sollen besser miteinander vernetzt werden.
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Kenndaten Gesamtstadt Ueckerm. Ueckerm. 
Ost West

EW 2000 11.440 k. A. k. A.
EW-Entwicklung 1989–2000 –4,4 % k. A. k. A.
Bevölkerungsprognose 
hier: 2001–2010 –9,2 % k. A. k. A.
Arbeitslosenquote 2001 25,0 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 5.330 1.950 290
davon
Baualter bis 1948 31,0 % 1,0 % 15,0 %
Baualter bis 1990 64,0 % 99,0 % 85,0 %
Baualter nach 1990 5,0 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
quote 2001 9,0 % 11,0 % 13,0 %
Wohnungsleerstand 2001 437 214 37
davon
Baualter bis 1948 45,0 % 0,0 % 46,0 %
Baualter bis 1990 50,0 % 100,0 % 54,0 %
Baualter nach 1990 5,0 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 14,4 %* k. A. k. A.
* ohne Bestandsreduzierung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2010 540 456 30
Neubaupotenzial  (WE) bis 2010 300 k. A. k. A.



Umsetzbarkeit 

Die Stadtumbaumaßnahmen in den Schwerpunktgebieten „Ost“ und „West“ werden aus-
schließlich von einem städtischen und einem genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen
durchgeführt. Für den Rückbau in diesen Gebieten liegen Finanzierungskonzepte vor. Beglei-
tende Maßnahmen unter Berücksichtigung von Leerstands- und Umzugsmanagement sind
weit gehend vorbereitet und werden bereits in Ansätzen durchgeführt. Mit Ratsbeschluss hat
die Stadt ihre Bereitschaft erklärt, die im Rahmen der Stadtteilkonzepte erarbeiteten Durch-
führungs- und Finanzierungskonzepte mitzutragen. Dazu beteiligt sie sich sowohl mit kon-
zeptionellen Planungsvorbereitungen als auch mit Investitionen für die erforderlichen öffent-
lichen Infrastruktur- und Rückbaumaßnahmen.

Preisträger im Profil

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 2003 83

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Ueckermünde
Am Rathaus 5, 17373 Ueckermünde

Auftragnehmer
· S & W Neubrandenburg
· bsr Neubrandenburg
· BPW Hamburg
· GMA Stuttgart/Erfurt

Planausschnitt: Regionales
Entwicklungskonzept
Ueckermünde-Torgelow-
Eggesin



Torgelow (Mecklenburg-Vorpommern)

Bei der Erarbeitung des Stadtentwicklungskonzepts
haben sich die Städte Ueckermünde, Torgelow und Egge-
sin zu einem interkommunalen Kooperationsverbund
zusammengeschlossen (REK U.T.E.). Angestrebt werden
gemeinsame Entwicklungsziele, eine regionale Funkti-
onsteilung, gemeinsame Betreiberkonzepte für infra-
strukturelle Einrichtungen sowie der Aufbau einer
gemeinsamen Wirtschaftsförderung. Neben einem Kon-
zeptteil für das REK U.T.E. hat jede der drei Städte ein
eigenes Stadtumbaukonzept erstellt.

Stadtentwicklungsprobleme

Eine heterogene Stadtstruktur mit unterschiedlichen Bau-
und Nutzungsarten – teilweise brachgefallenen Industrie-
und Gewerbeflächen – prägt die zentralen Bereiche von Tor-
gelow. So besteht das Vertiefungsgebiet „Stadtmitte“ aus Plat-
tenbauten, 50er/60er-Jahre-Zeilen und Industriebrachen.

Der durchschnittliche Bevölkerungsverlust der Stadt von ca.
14 % ist auffallend unterschiedlich verteilt. So hat die Kern-
stadt mit fast 80 % der Einwohner einen Rückgang von nur
knapp 2 % zu verzeichnen, die peripher gelegenen Platten-
baugebiete „Spechtberg“ und „Drögeheide“ dagegen von 
25 % bzw. 35 %. Die gesamtstädtische Leerstandsquote lag
im Jahr 2001 bei knapp 9 % und in „Spechtberg“ und „Dröge-
heide“ zusammen bei 23.3 %. 

Stadtumbaustrategie

Für Torgelow wurde das Leitbild „Kompakte Stadt am Fluss“ entwickelt. Folgende Maßnah-
men sind in den beiden Schwerpunktgebieten vorgesehen:

Im Gebiet „Stadtmitte“ ist der Rückbau von 300 bis 400 Wohnungen geplant. Mit dem
Umbau von 400 bis 500 Wohnungen und Wohnumfeldmaßnahmen ist die Aufwertung der
zentrumsnahen Plattenbauten und deren stärkere Integration in den Stadtorganismus vorge-
sehen. Auf Industrie- und Gewerbebrachen sollen sowohl eigentumsorientierte als auch seni-
orengerechte Wohnangebote und städtische Freiräume geschaffen werden. 

In den Plattenbaugebieten „Spechtberg“ und „Drögeheide“ wurden bereits im Jahr 2000 ins-
gesamt 260 Wohneinheiten abgerissen. Hier stehen – neben Sanierung und Umbau sozialer
Einrichtungen – wohnumfeldverbessernde Maßnahmen auf den Abrissgrundstücken im Vor-
dergrund. 
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Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadt Torgelow
Bahnhofstraße 2, 17358 Torgelow

Auftragnehmer
· bsr Neubrandenburg
· BPW Hamburg
· GMA Stuttgart, Erfurt

Kenndaten Gesamtstadt Stadtmitte Spechtberg
Drögeheide

Einwohner 2000 11.449 3.402 1.111
EW-Entwicklung
1989–2000 –14,4 % k. A k. A
Bevölkerungsprognose 
hier: 2001–2010 –12,2 % k. A k. A
Arbeitslosenquote 2001 24,9 % k. A k. A
Wohnungsbestand 2001 (WE) 5.128 1.682 522
davon
Baualter bis 1948 30,0 % 0,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 64,6 % 100,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 5,4 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
quote 2001 8,6 % 9,7 % 23,3 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 441 163 121
davon
Baualter bis 1948 20,9 % 0,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 74,6 % 100,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 4,5 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 16 %* k. A. k. A.
* ohne Bestandsreduzierung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2010 400 400 k. A.
Neubaupotenzial (WE) bis 2010 200 k. A. k. A.



Umsetzbarkeit 

Die beiden ortsansässigen Wohnungsunternehmen waren in
die Erstellung des Stadtumbaukonzepts einbezogen. Sowohl
mit ihnen als auch mit privaten Einzeleigentümern wird
über eine Reduzierung zu gleichen prozentualen Anteilen
verhandelt. Für die Zusammenarbeit ist ein Forum Stadtum-
bau der Wohnungseigentümer gebildet worden. Ein grober
Maßnahmen- und Kostenplan, der Fördermittel und Finanzie-
rungsanteile von Stadt, Wohnungsunternehmen und Priva-
ten ausweist, liegt vor. Mit dem Stadtratsbeschluss ist die Rea-
lisierung des Stadtumbaukonzepts politisch vorbereitet.

Preisträger im Profil
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Stadtteil „Stadtmitte“

Planausschnitt: Stadtteilkonzept „Stadtmitte“



Eggesin (Mecklenburg-Vorpommern)

Für die Erarbeitung des Stadtentwicklungskonzeptes
haben sich die Städte Torgelow und Ueckermünde
zusammen mit Eggesin zu einem interkommunalen
Kooperationsverbund zusammengeschlossen (REK U.T.E).
Neben der Entwicklung sektoraler Ziele und Leitbilder
für die Region wurden ortstypische Entwicklungs- und
Stadtumbaukonzepte erarbeitet. 

Stadtentwicklungsprobleme

Die Konversion militärischer Anlagen sowie Wohnungsüber-
hänge aufgrund des Bundeswehrabzugs sind Hauptthemen
der Stadtentwicklung. Als Folge eines massiven Bevölke-
rungsverlusts von knapp 30 % liegt die Leerstandsquote
bereits heute bei 18 %. Auf Basis der Einwohnerprognosen ist
bis zum Jahr 2010 mit einer Verdoppelung des Wohnungs-
überhangs auf 970 Wohnungen – im linearen Trendszenario
sogar auf 1.250 Wohnungen zu rechnen. 90 % des Leerstan-
des konzentrieren sich auf das Stadtumbaugebiet „Stadtmit-
te“ und dort auf die 5-geschossigen Plattenbaubestände. 

Stadtumbaustrategie

Die Stadtumbaustrategie steht im Kontext der gesamtstädti-
schen Entwicklungsziele „von der Garnisonsstadt zum regionalen Dienstleister und zum
kleinstädtischen Wohnort im Grünen“. Die Schwerpunktgebiete des Stadtumbaus sind das
Plattenbaugebiet „Stadtmitte“, die Konversionsgebiete sowie das historische Zentrum mit
dem Ziel „Erhalt und Förderung des Stadtprofils“. 

Im Plattenbaugebiet „Stadtmitte“ sollen entsprechend der Leerstandsprognose 935 Wohnun-
gen zeitlich gestaffelt nach Leerstand und Modernisierungsstand vom Markt genommen wer-
den. Langfristig bleiben dort lediglich rund 50 % des Wohnungsbestandes erhalten. Die frei
werdenden Flächen sollen als innerörtlicher Grünzug mit Verknüpfungen zum Landschafts-
raum und dem überregionalen Rad- und Wanderwegenetz umgestaltet werden. 

Die Konversionsfläche „Vorpommern-Kaserne“ soll zu einem Wohngebiet mit eingestreuter
Kleingewerbe- und Dienstleistungsnutzung entwickelt werden. Dabei wird erwogen, abge-
baute Plattenelemente für den Wohnungsbau wieder zu verwenden. Entsprechende Versu-
che wurden bereits von der Stadt in Zusammenarbeit mit der BTU Cottbus durchgeführt.

Preisträger im Profil
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Kenndaten Gesamtstadt Stadtmitte

Einwohner 2000 6.626 k. A.
EW-Entwicklung hier: 1995–2000 –28,2 % k. A.
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –18,6 % k. A.
Arbeitslosenquote 2001 k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 3.274 1.524
davon
Baualter bis 1948 26,1 % 0,0 %
Baualter bis 1990 64,3 % 100 %
Baualter nach 1990 9,6 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 17,7 % 34,2 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 579 521
davon
Baualter bis 1948 6,4 % 0,0 %
Baualter bis 1990 88,6 % 100,0 %
Baualter nach 1990 5,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsprognose 2010 35 %* 70 %*
* ohne Bestandsreduzierung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2010 970–1.250 900
Neubaupotenzial (WE) bis 2010 135 k. A.

Sanierter Plattenbau



Umsetzbarkeit 

Die Rückbauplanung konzentriert sich vor allem auf den Gebäudebestand der städtischen
Wohnungsgesellschaft. Nur vier Gebäude sind in anderweitigem Besitz. In Vorabsprachen 
konnte bereits ein Konsens zur Realisierung der geplanten Maßnahmen erzielt werden. Die
Abrisskosten sind in einer Kostenschätzung dargestellt. Bei der Erarbeitung des Stadtumbau-
konzepts haben die wichtigsten Akteure der Stadt und auch die Umlandgemeinden mitge-
wirkt. 

Preisträger im Profil
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Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Eggesin
Bauverwaltung und Stadtentwicklung
H.-Fischer-Str. 21, 17367 Eggesin

Auftragnehmer
· A & S Neubrandenburg,
· Baukonzept Neubrandenburg
· bsr Neubrandenburg
· BPW Hamburg

Planausschnitt: Ziele Gesamtstadt



Halle/Saale (Sachsen-Anhalt) 

Die Stadtumbaustrategie

Hohe Leerstandsquoten in Altbauquartieren und steigender
Leerstand in den Plattenbaugebieten veranlassen Halle zu
Stadtumbaustrategien, die bei allen Gebietstypen ansetzen: 

Für die „Südliche Innenstadt“ wurde die Vision eines „Grü-
nen Ringes“ entwickelt. Neben der Blockentkernung und
dem punktuellen Abriss von Gründerzeitgebäuden sollen
hier auch Plattenbauten an problematischen Standorten
abgerissen werden. Insgesamt ist der Abriss von 1.335 Woh-
nungen in der südlichen Innenstadt bis 2010 vorgesehen, das
sind ca. 40 % des heutigen Leerstands. Für die Bildung von
Wohneigentum im Bestand soll ein Altbaumanagement zur
Hilfe und Unterstützung für interessierte Bauherren geschaf-
fen werden. 

In „Halle-Neustadt“ ist bis 2010 der Abriss von rund 2.000
Wohnungen – ca. 30 % des derzeitigen Leerstands – in Hoch-
häusern vorgesehen. Mit dem Umbau bzw. der Umnutzung
der Hochhausscheiben ist die Revitalisierung des Stadtteil-
zentrums Neustädter Passage geplant. Die kleinteilige Auf-
wertung im gesamten Stadtteil soll mit den Förderprogram-
men „Urban 21“ und „Soziale Stadt“ unterstützt werden.

Preisträger im Profil
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Planausschnitt: Ziele
Gesamtstadt

Kenndaten Gesamtstadt Südliche Halle- 
Innenstadt Neustadt

Einwohner 2000 246.450 26.300 58.196
EW-Entwicklung: 1989–2000 –18 % –10,9 % –31,3 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –15,4 % –6,6 % –26,3 %
Arbeitslosenquote 2001 20,6 % 21,0 % 26,2 %
Wohnungsbestand 2001 (WE) 152.971 18.936 35.574
davon
Baualter bis 1948 58,6 % 87,3 % 0,6 %
Baualter bis 1990 30,6 % 7,9 % 98,5 %
Baualter nach 1990 10,8 % 4,8 % 0,9 %
Wohnungsleerstands-
quote 2001 19,1 % 27,1 % 19,3 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 29.176 5.136 6.879
davon
Baualter bis 1948 49,8 % 100,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 48,8 % 0,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 1,4 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 ca. 26 %*  k. A. k. A.
* ohne Bestandsreduzierung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) 
bis 2010 20.000 1.335 2.000
Neubaupotenzial (WE) 
bis 2010 9.020 k. A. k. A.

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadt Halle (Saale)
GB II - Planen, Bauen und 
Straßenverkehr
FB 61 Stadtentwicklung und -planung
Marktplatz 1, 06100 Halle (Saale)

Auftragnehmer
· Raumlabor Berlin, Berlin



Zwickau (Sachsen)

Die Stadtumbaustrategie

Die gesamtstädtische Leerstandsquote lag im Jahr 2001 bei
über 25 %. Leerstandschwerpunkte sind sowohl Gründerzeit-
bestände als auch Plattenbaugebiete. Zur Wohnungsmarkt-
konsolidierung wird vorgeschlagen: 

· Gebäudesanierung und Quartiersaufwertung in der „Nord-
vorstadt“, mit einem hohen Anteil denkmalgeschützter Sub-
stanz: Für Kaufinteressenten unsanierter Einzelgebäude soll
ein „Erwerbs-Management“ etabliert werden. Daneben wer-
den zahlreiche Pilotprojekte im öffentlichen Raum initiiert. 

· Bestandsreduzierungen vorrangig in den Plattenbaugebie-
ten „Eckersbach“ und „Neuplanitz“: In „Eckersbach“ ist bis
2010 der Rückbau von insgesamt 5.100 Wohnungen
geplant. Neben flächenhaftem Abriss ist auch die Aufwer-
tung von Teilgebieten vorgesehen, die über ausreichend
Potenziale verfügen.

Dank der Einbindung der drei großen Wohnungsunterneh-
men in die Konzepterstellung wurden die Rückbauvolumina
in den Plattenbaugebieten standortkonkret vereinbart.

Preisträger im Profil
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Planausschnitt: 
Strategieebene Kernstadtgebiet

Kenndaten Gesamtstadt Nord- Eckers-
vorstadt bach

Einwohner 2000 103.008 6.974 16.055
EW-Entwicklung 1989–2000 –19,5 % –6,4 % –43,5 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –8,4 % 6,4 % –37,0 %
Arbeitslosenquote 2001 17,6 % 18,3 % 23,6 %
Wohnungsbestand 2001 (WE) 63.553 4.462 11.900
davon
Baualter bis 1948 41,9 % 83,6 % 0,0 %
Baualter bis 1990 48,1 % 8,5 % 99,5 %
Baualter nach 1990 10,0 % 7,9 % 0,5 %
Wohnungsleerstands-
quote 2001 25,3 % 32,8 % 39,8 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 16.049 1.464 4.690
davon
Baualter bis 1948 51,9 % 82,3 % 0,0 %
Baualter bis 1990 47,1 % 17,3 % 100,0 %
Baualter nach 1990 1,0 % 0,4 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2015 15,5 %* 15,6 %* 27,1 %*
* unter Berücksichtigung geplanter Bestandsreduzierungen, 

Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2010 11.810 500 5.100 
Neubaupotenzial  (WE) bis 2010 440 k. A. k. A.

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Zwickau
Hauptmarkt 1, 08056 Zwickau

Auftragnehmer
· ICL Ingenieur Consult 
Dr. A. Kolbmüller GmbH, Leipzig

· Planungsgesellschaft 
Krämer & Partner, Zwickau

3. Preis



Dessau (Sachsen-Anhalt)

Die Stadtumbaustrategie

Das Stadtumbaukonzept zielt auf die Stärkung funktionaler
Zusammenhänge, die Ordnung städtebaulicher Strukturen
und die Ausprägung identitätsprägender Merkmale. Zehn
Stadtgebiete sind für den Stadtumbau vorgesehen. Dabei hat
die Attraktivitätssteigerung der Innenstadtquartiere besonde-
re Priorität. Bis 2010 werden je nach Bevölkerungsszenario
Überhänge von 6.900 bis 11.000 Wohnungen erwartet. 6.900
Wohnungen sollen maximal zum Jahr 2010 vom Markt
genommen und zugleich die verbleibenden Bestände aufge-
wertet werden. So sind die Erneuerung von ca. 8.700 und der
Neubau von ca. 470 Wohneinheiten geplant. 

In einem Gutachterverfahren mit externen Büros wurden
städtebauliche Leitkonzepte als Basis des Stadtumbaukon-
zepts für das Innenstadtgebiet „Flössergasse“ erarbeitet. Hier
sollen 550 Wohnungen, das sind 87 % des Leerstands, durch
Abriss, Umnutzung oder Zusammenlegung vom Markt
genommen und in einer weiteren Phase zum Teil durch Neu-
bauten ersetzt werden. Rund 3.220 Wohneinheiten werden
saniert. 

Die Regionalgespräche zum Wettbewerb bildeten den Auf-
takt zur Gründung der Stadtregion Dessau, Roßlau und Aken. 

Preisträger im Profil
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Planausschnitt: 
Stadtteilkonzept „Flössergasse“

Kenndaten Gesamtstadt Innenstadt Heide- 
Flössergasse Nord straße

Einwohner 2000 83.153 11.355 10.734
EW-Entwicklung
1989–2000 –9,9 % –19,11 % –25,2 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –11,4 % –10,0 % –30,9 %
Arbeitslosenquote 2001 21,5 % 18,7 % 20,3 %
Wohnungsbestand 2001 (WE) 47.445 7.221 7.444
davon
Baualter bis 1948 41,1 % 6,9 % 34,8 %
Baualter bis 1990 50,2 % 90,9 % 63,4 %
Baualter nach 1990 8,7 % 2,2 % 1,8 %
Wohnungsleerstands-
quote 2001 12,3 % 8,6 % 15,1 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 5.859 625 1.121
davon
Baualter bis 1948 74,6 % 3,7 % 78,1 %
Baualter bis 1990 24,2 % 95,4 % 21,9 %
Baualter nach 1990 1,2 % 0,9 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 k. A. k. A. k. A.

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) 
bis 2010 4.800–6.900 550 k. A.
Neubaupotenzial  (WE) 
bis 2018 2.500 k. A. k. A.

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Dessau
Stadtplanungsamt
Am Wörlitzer Bahnhof 1
06813 Dessau

Auftragnehmer
· StadtBüro Hunger
Stadtforschung und -planung, Berlin

· Stiftung Bauhaus, Dessau



Hansestadt Wismar 
(Mecklenburg-Vorpommern)

Die Stadtumbaustrategie 

Aufbauend auf eine präzise Analyse und Prognose sollen in
vier Stadtumbaugebieten 3.708 Wohnungen bis 2010 vom
Markt genommen werden. Im Wettbewerbsbeitrag werden
zwei Vertiefungsgebiete dargestellt: 

Im Plattenbaugebiet „Friedenshof“ mit einem Leerstand von
904 Wohnungen (ca. 16 %) ist eine Bestandsreduzierung um
1.069 Wohnungen durch partiellen Abriss und Geschossab-
trag vorgesehen. Angestrebt wird eine deutliche stadträumli-
che Auflockerung. Nach dem Rückbau sollen hochwertige
Wohnungen, Grünflächen und Stellplätze entstehen. 

In der Nachkriegssiedlung „Wendorf“ soll unter Wahrung
der städtebaulichen Grundstruktur eine Bestandsreduzierung
um 1.162 Wohnungen z. T. durch Abriss erfolgen. Auf den
Abrissflächen ist Eigenheimbebauung geplant. Um dort
gehobenes Wohnen in attraktiver Lage zu realisieren, wer-
den die verbleibenden Bestände aufgewertet und wird die
Infrastruktur verbessert. 

In die Konzepterstellung waren die in den Teilgebieten enga-
gierten Wohnungsunternehmen und die technischen Versor-
gungsträger einbezogen. Über sämtliche Maßnahmen wurden
objektkonkrete und verbindliche Vereinbarungen getroffen.

Preisträger im Profil
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Altstadt (rechts oben) und
Plattenbaugebiete

Kenndaten Gesamtstadt Wendorf Friedenshof

Einwohner 2000 44.884 12.666 10.833
EW-Entwicklung 1989–2000 –16,2 % –0,7 % –27,6 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –9,8 % –2,1 % k.A.
Arbeitslosenquote 2001 13,5 % 14,1 % 14,1 %
Wohnungsbestand 2001 (WE) 25.503 7.046 5.650
davon
Baualter bis 1948 30,4 % 0,6 % 2,1 %
Baualter bis 1990 57,8 % 83,7 % 86,4 %
Baualter nach 1990 11,8 % 15,7 % 11,5 %
Wohnungsleerstands-
quote 2001 10,8 % 5,8 % 16,0 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 2.754 408 904
davon
Baualter bis 1948 40,4 % 0,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 57,8 % 94,5 % 97,8 %
Baualter nach 1990 1,8 % 5,5 % 2,2 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 21,5 %* k. A. k. A.
* unter Berücksichtigung geplanter Bestandsreduzierungen

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) 
bis 2010 3.708 1.162 1.069
Neubaupotenzial  (WE) 
bis 2010 2.720 k. A. k. A.

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Wismar
Beguinenstraße 4, 23966 Wismar

Auftragnehmer
· ARGE ISEK Wismar:
Michael Bräuer, Rostock

3. Preis



Reichenbach im Vogtland (Sachsen-Anhalt)

Stadtumbaustrategie

Der Stadtumbau wird von fünf Stadtteilteams bearbeitet und
von einer gesamtstädtischen Lenkungsgruppe koordiniert.
Ein von den wichtigsten Akteuren getragener „Basisplan“
umfasst alle Stadtumbaumaßnahmen. Ziel ist, rund 740
Wohneinheiten – ca. 55 % des derzeitigen Leerstands – bis
2010 rückzubauen. Maßgeblich ist die Doppelstrategie:
Attraktivitätssteigerung der Innenstadt und Stadtumbau im
„Plattenbaugebiet West“. 

Den Maßnahmeschwerpunkt bildet die Innenstadt – mit „Alt-
stadt und Gründerzeitviertel“ – in der 18 % der Wohnungen
leer stehen. Hier sollen die Wohnfunktion stabilisiert und
durch Sanierung und Umbau leer stehende Wohnungen für
neue Nutzer reaktiviert werden. Gebäude, die dafür nicht
geeignet sind, werden zurückgebaut. 

Zur Konsolidierung des Wohnungsmarktes wird langfristig
vor allem im „Plattenbaugebiet West“ der Bestand reduziert.
Hier ist unter anderem nach dem Motto „Renaissance der
Platte“ in drei Bereichen der Rückbau fünfgeschossiger
Gebäuderiegel zu Einzelhäusern geplant. Dies ist zunächst
für Gebäudeteile mit hohem Leerstand vorgesehen. 

Preisträger im Profil
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Planausschnitt: Ziele
Gesamtstadt

Kenndaten Gesamtstadt Altstadt/ Plattenbau-
Gründerzeit- gebiet

viertel West

Einwohner 2000 23.469 10.400 5.601
EW-Entwicklung 1989–2000 –8,5 % 1,2 % –12,1 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –7,0 % 10,0 % –15,0 %
Arbeitslosenquote 2001 18,3 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 13.964 5.300 3.100
davon 
Baualter bis 1948 65,0 % 90,0 % 14,0 %
Baualter bis 1990 25,0 % 5,0 % 86,0 %
Baualter nach 1990 10,0 % 5,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
quote 2001 10,0 % 18,0 % 8,6 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 1.400 950 267
davon
Baualter bis 1948 75,0 % 100,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 20,0 % 0,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 5,0 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 5,4 %* 28,6 %* 18,6 %*
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial bis 2010 (WE) 735 550 360
Neubaupotenzial bis 2010 (WE) k. A. k. A. 50

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtplanungsamt Reichenbach 
Am Markt 1
08468 Reichenbach (Vogtland)

Auftragnehmer
u. a.
· Büro Grunwald & Partner, Leipzig
· Lantsch, Freier Stadtplaner, Meylan
· Lindner, Architekt, Oelsnitz
· Neumann, Architekt, Werda



Lutherstadt Eisleben 
(Sachsen-Anhalt)

Die Stadtumbaustrategie

Die Planung sieht vor, rund 700 Wohnungen – dies ent-
spricht 70 Prozent des aktuellen Leerstands – bis zum Jahr
2010 vom Markt zu nehmen. Die meisten leer stehenden
Wohnungen liegen in der „Altstadt“. Hier ist der Rückbau
von insgesamt 200 Wohnungen vorgesehen. In diesem
Gebiet wurde unter anderem das Pilotprojekt Lutherstraße/
Badergasse für einen der am dichtest bebauten Blöcke initi-
iert. Neun Grundstücke mit 16 Wohnungen und 5 Läden sol-
len von unterschiedlichen Eigentümern gemeinsam ent-
wickelt werden, um Defizite wie fehlende Aufenthaltsmög-
lichkeiten im Freien und Stellplatzmangel zu beseitigen.
Dafür wurden bisher drei städtebauliche Varianten erarbei-
tet. 

Im Plattenbaugebiet „Raismeser Straße“ konzentriert sich die
geplante Bestandsreduzierung um 200 Wohnungen vor
allem auf ein randstädtisches Teilgebiet. Hier ist der Umbau
von fünfgeschossigen Zeilen in drei- bis viergeschossige
Gebäude – teilweise in Reihenhäuser – geplant. Ergänzender
Neubau von Reihenhäusern ist bei Bedarf möglich.

Preisträger im Profil
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Planausschnitt: Stadtteil-
konzept „Altstadt“ (Pilot-
projekt „Lutherstraße 1–8“)

Kenndaten Gesamtstadt Altstadt Raismeser 
Straße

Einwohner 2000 20.600 6.000 1.400
EW-Entwicklung 1989–2000 –17,0 % –20,0 % –5,0 %
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –12,0 % –9,0 % –17,0 %
Arbeitslosenquote 2001 23,5 % 20,0 % 19,0 %
Wohnungsbestand 2001 (WE) 11.026 2.500 580
davon
Baualter bis 1948 46,8 % 90,0 % 5,0 %
Baualter bis 1990 50,5 % 8,0 % 90,0 %
Baualter nach 1990 2,7 % 2,0 % 5,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 9,0 % 18,0 % 5,0 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 1.000 440 30
davon
Baualter bis 1948 81,0 % 90,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 7,0 % 7,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 2,0 % 3,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 10,3 %* k. A. k. A.
*ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial bis 2010 (WE) 700 200 200
Neubaupotenzial bis 2010 (WE) 330 70 50

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Lutherstadt 
Eisleben
Technisches Dezernat
Markt 1, 06295 Lutherstadt Eisleben

Auftragnehmer
· DSK Deutsche Stadt- und Grund-
stücksverwaltung mbH, Halle

· GEWOS Institut für Stadt-, Regional-
und Wohnungsforschung, Leipzig

· Büro für urbane Projekte, Leipzig



Salzwedel (Sachsen-Anhalt)

Die Stadtumbaustrategie

Seit 1990 hat Salzwedel knapp 13 % der Bevölkerung verlo-
ren. Die Wohnungsleerstände konzentrieren sich auf unsa-
nierte Altbauquartiere und Plattenbaugebiete.  Während
jedoch im Stadtzentrum der Leerstand seit 1995 zurückgeht,
steigt die Leerstandsquote in den Plattenbausiedlungen.
Gemeinsam mit den beiden großen Wohnungsunternehmen,
die fast 50 % des gesamten Wohnungsbestandes besitzen,
wurde ein Konzept zur Stärkung des Stadtkerns als Wohn-
standort und zum Rückbau im peripheren Geschosswoh-
nungsbau erarbeitet. Vorgesehen sind:

· Die Aufwertung und Sanierung des historischen Stadtkerns,
· die Bestandsreduzierung und komplette Umgestaltung des
Wohngebietes „Ahrendseer Straße“ 

· sowie der Rückbau von 109 Wohnungen im ehemaligen
Militärgebiet Fuchsberg und dessen Nachnutzung als Einfa-
milienhausstandort.

Der hohe Überhang an Geschossbauflächen soll durch eine
Verminderung der planungsrechtlich gesicherten Bebau-
ungsdichte auf 1- bis 2-geschossige Einzel- bzw. Doppelhaus-
bebauung reduziert werden. Vorgesehen ist, den bisher pla-
nungsrechtlich möglichen Neubau von 360 Geschosswoh-
nungen auf den Neubau von 66 Einfamilienhäusern zu
reduzieren. 

Preisträger im Profil

3. Preis

Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“, BMVBW/BBR, 200394

Planausschnitt: Stadtteil-
konzept „Plattenbausied-
lung Arendseer Straße“

Kenndaten Gesamtstadt Plattenbau Innenstadt
-siedlung

Ahrendseer
Straße

Einwohner 2000 20.358 3.016 2.028
EW-Entwicklung 1989–2000 k. A. k. A. k. A.
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –5,9 % –21,3 % 10,7 %
Arbeitslosenquote 2001 k. A. k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 10.277 1.702 1.014
davon
Baualter bis 1948 k. A. k. A. k. A.
Baualter bis 1990 k. A. k. A. k. A.
Baualter nach 1990 k. A. k. A. k. A.
Wohnungsleerstands-
quote 2001 13,1 % 15,3 % 29,5 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 1.351 261 299
davon
Baualter bis 1948 35,0 % 0,0 % k. A.
Baualter bis 1990 61,0 % 100,0 % k. A.
Baualter nach 1990 4,0 % 0,0 % k. A.
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 17,6 %* k. A. 31,4 %*
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial bis 2010 (WE) 897 788 k. A.
Neubaupotenzial bis 2010 (WE) 618 18 k. A.

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadt Salzwedel
An der Mönchskirche 5
29410 Salzwedel

Auftragnehmer
· Büro für Stadt-, Regional- und 
Dorfplanung, Irxleben



Torgau (Sachsen)

Die Stadtumbaustrategie

Ziel des Stadtentwicklungskonzeptes ist die Anpassung des
Wohnungsmarktes an den Bedarf. Alle damit verbundenen
Handlungserfordernisse folgen dem Leitbild „Innenentwick-
lung vor Außenentwicklung“. Schwerpunktmäßig wird die
bis 2010 geplante Reduzierung um 900 Wohnungen – 68 %
des aktuellen Leerstands –  in Plattenbausiedlungen stattfin-
den. Im Plattenbaugebiet „Eilenburger Straße“ ist punktuel-
ler Abriss vorgesehen. Weiterhin ist hier der Umbau von 
20 Gebäuden mit bisher 80 Wohnungen zu Doppelhäusern
mit insgesamt 40 Wohneinheiten geplant. 

Die Attraktivität des Stadtzentrums soll durch ein breites
Maßnahmenbündel erhöht werden. Dazu gehören Gebäu-
desanierung und Blockentkernung bzw. -begrünung. So wur-
de das Referenzprojekt „Grüne Höfe“ als Umbaubeispiel für
die Renaissancestadt entwickelt, die zur „Altstadt“ gehört.
Die Eigentumsbildung im Bestand soll durch die Umwand-
lung von Mehrfamilienhäusern in kleinere Einheiten forciert
werden: Vorgesehen sind z. B. der Umbau von 85 Wohnun-
gen in Zwanzigerjahre-Zeilen zu Doppelhäusern, der Abriss
nicht erhaltenswerter Gebäude und der Neubau integrierba-
rer Stadthäuser.

Preisträger im Profil

3. Preis
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Altstadt (Renaissancestadt),
Gründerzeitring, Wallanla-
ge und Plattenbauquartiere

Kenndaten Gesamtstadt Altstadt Plattenbau-
gebiet

Eilenburger
Straße 

Einwohner 2000 19.430 5.088 4.788
EW-Entwicklung 1989–2000 –14,5 % –19,3 % k. A.
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –5,3 % k. A. k. A.
Arbeitslosenquote 2001 24,0 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 10.129 2.735 2.759
davon
Baualter bis 1948 36,3 % 85,8 % 10,6 %
Baualter bis 1990 54,1 % 8,6 % 89,3 %
Baualter nach 1990 9,6 % 5,7 % 0,1 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 13,1 % 17,9 % 6,0 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 1.326 490 201
davon
Baualter bis 1948 36,0 % 81,9 % 18,0 %
Baualter bis 1990 54,0 % 10,4 % 82,0 %
Baualter nach 1990 10,0 % 7,7 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 17,0 %* k. A. k. A.
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2010 900 85 120
Neubaupotenzial (WE) bis 2010 k. A. k. A. 47

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Torgau
Stadtplanungsamt
Markt 1, 04860 Torgau

Auftragnehmer
· Arbeitsgruppe Prof. Winkel/Pfohl 
an der TU Dresden

· STEG Stadtentwicklung Südwest
gGmbH, Leipzig



Oschersleben/Bode (Sachsen-Anhalt)

Die Stadtumbaustrategie

Schwerpunkte des Wohnungsleerstands in Oschersleben sind
der gründerzeitlich geprägte „Altstadtkern“ mit einer Leer-
standsquote von 42 % und die Plattenbausiedlung „Wasser-
renne“ mit einer Leerstandsquote von 30 %. Ohne eine
Umsteuerung der Stadtentwicklung droht ein Auseinander-
brechen der Siedlungsfläche in Fragmente. Dabei verfolgt
das vom Stadtrat beschlossene Stadtumbaukonzept folgende
Ziele:

· Revitalisierung des Stadtzentrums und
· Kontraktion der Bauflächen von den Rändern zur Stadt-
mitte. Abrissgrundstücke an den Stadträndern sollen durch
Renaturierung wieder zu Landschaft werden. 

Im „Altstadtkern“ sind die Aufwertung und Instandsetzung
der Gebäude und eine städtebauliche Neuordnung geplant.
Rückbau ist nur von Gebäuden, die nicht mehr zu halten
sind und im Rahmen der Blockentkernung zur Wohnumfeld-
verbesserung vorgesehen.

Im Plattenbaugebiet „Wasserrenne“ ist eine erhebliche
Bestandsreduzierung geplant. Insgesamt sollen hier rund
490 Wohnungen bis zum Jahr 2010 zurückgebaut werden.
Um das Stadtteilzentrum wiederzubeleben, soll ein Stadtteil-
park realisiert werden.

Preisträger im Profil

3. Preis
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Planausschnitt: Ziele
Gesamtstadt

Kenndaten Gesamtstadt Altstadt- Plattenbau-
kern siedlung

Wasserrenne

Einwohner 2000 15.684 4.903 3.808
EW-Entwicklung 1989–2000 –4,4 % k. A. k. A.
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –10,0 % –4,2 % –45,3 %
Arbeitslosenquote 2001 10,0 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 7.925 2.303 1.656
davon
Baualter bis 1948 43,2 % 50,8 % 0,0 %
Baualter bis 1990 42,6 % 29,1 % 100,0 %
Baualter nach 1990 14,2 % 20,1 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 12,0 % 42,0 % 30,1 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 916 384 276
davon
Baualter bis 1948 54,4 % 82,5 % 0,0
Baualter bis 1990 44,0 % 14,6 % 100,0 %
Baualter nach 1990 1,6 % 2,9 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 8,8 %* 8,7 %* 27,2 %*
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial bis 2010 (WE) 560 29 487
Neubaupotenzial bis 2010 (WE) 345 100 k.A.

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadt Oschersleben/Bode
Planungsamt
Postfach 1239
39382 Oschersleben/Bode

Auftragnehmer
· Architekturbüro Zesewitz GmbH,
Magdeburg



Wolgast (Mecklenburg-Vorpommern)

Die Stadtumbaustrategie

Wolgast hat seit 1995 knapp ein Viertel seiner Einwohner
verloren. Diese Entwicklung spiegelt sich in den beiden
Bereichen „Altstadt“ und „Wolgast-Nord“ wieder, die im
Stadtumbaukonzept als Schwerpunktgebiete festgelegt wur-
den. 

Ziel ist, die „Altstadt“ zu  beleben und in ihrer Funktion zu
stärken: Im mittelalterlich geprägten Stadtkern, auf der
Schlossinsel und in den Gebieten Bauwiek und Fischerwiek
haben Gebäudesanierung und Grundstücksentwicklung für
den Bau von rund 60 Einzelhäusern Vorrang. Leerstände sol-
len durch Wohnungszusammenlegung, Umnutzung und ggf.
Abbruch nicht mehr sanierungsfähiger Gebäude reduziert
werden.

In der Plattenbausiedlung „Wolgast-Nord“ leben gut 40 %
der Bewohner der Stadt, obwohl die Einwohnerzahl hier zwi-
schen 1995 und 2000 um rund ein Drittel zurückgegangen
ist. Durch Wohnungszusammenlegungen, Geschossabtrag,
Teilrückbau und blockweisen Abriss ist bis 2010 eine
Bestandsreduzierung um 700 Wohnungen geplant. Durch
die gleichzeitige Aufwertung des Gebiets soll ein funktions-
fähiges und städtebaulich ausgewogenes Ensemble erhalten
bleiben. 

Preisträger im Profil
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Planausschnitt: 
Stadtteilkonzept
„Wolgast Nord“

Kenndaten Gesamtstadt Wolgast- Altstadt
Nord

Einwohner 2000 12.799 5.303 2.975
EW-Entwicklung 1995–2000 –23.5 % –33.5 % –22.1 %
Bevölkerungsprognose 
hier: 2001–2010 –16.1 k. A. k. A.
Arbeitslosenquote 2001 17.5 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 6.890 2.996 1.400
davon
Baualter bis 1948 22.0 % 0.0 % k. A.
Baualter bis 1990 69.3 % 98.2 % k. A.
Baualter nach 1990 8.7 % 1.8 % k. A.
Wohnungsleerstandsquote 2001 12.0 % 13.7 % 15.0 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 650 410 k. A.
davon
Baualter bis 1948 k. A. 0.0 % k. A.
Baualter bis 1990 k. A. 99.5 % k. A.
Baualter nach 1990 k. A. 0.5 % k. A.
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 20,3 %* k. A. k. A.
* ohne Bestandsreduzierung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) 
bis 2010 700–1.030 k. A. k. A.
Neubaupotenzial  (WE) 
bis 2010 80–110 k. A. k. A.

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Wolgast
Postfach 1140
17431 Wolgast

Auftragnehmer
· Büro für Stadt- und Dorfplanung,
Rostock

· F+B, Hamburg

3. Preis



Preisträger im Profil
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Barth (Mecklenburg-Vorpommern)

Die Stadtumbaustrategie

Das Stadtumbaukonzept sieht vor, den historischen Stadtkern
als Wohn- und Arbeitsort zu stärken. Die Maßnahmen umfas-
sen die Sanierung denkmalgeschützter Gebäude sowie die
Neugestaltung öffentlicher Flächen und Blockinnenbereiche.
Im erweiterten Stadtkern ist eine Bestandsreduzierung um
ca. 270 Wohnungen durch Abriss, Geschossrückbau und Um-
nutzung vorgesehen. Eine Neubauung ist nur unter Beach-
tung der vorhandenen Parzellenstruktur möglich. Auf dem
Hafengelände der Altstadt soll in historischen Gebäuden und
auf kleinteiligen Bauflächen eine Mischung aus eigentums-
orientiertem Wohnen, Kultur-, Dienstleistungs- und Handels-
einrichtungen entstehen. 

Im Plattenbaugebiet „Barth Süd“ sollen angesichts des pro-
gnostizierten Leerstands von 16 % im Jahr 2011 rund 170
Wohnungen vom Markt genommen werden. Ziel ist es, den
Wohnstandort für eine breite Bewohnerschicht zu erhalten
und durch Aufwertungsmaßnahmen wie Neugestaltung des
Stadtteilzentrums und des Wohnumfeldes zu verbessern.

In die Konzeptentwicklung waren Wohnungsunternehmen,
Bürger und Umlandgemeinden einbezogen.

3. Preis

Planausschnitt: Ziele
Gesamtstadt

Kenndaten Gesamtstadt Barth-Süd Erweiterte
Altstadt

Einwohner 2000 9.949 2.070 2.930
EW-Entwicklung: 1989–2000 –17,3 % k. A. k. A.
Bevölkerungsprognose 
2001–2010 –10.0 % –10.0 % 2,4 %
Arbeitslosenquote 2001 20,8 % k. A. k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 4.883 1.053 1.615 
davon
Baualter bis 1948 61,8 % 0,0 % 100,0 %
Baualter bis 1990 36,5 % 100,9 % 0,0 %
Baualter nach 1990 1,7 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 7,4 % 7,5  % 9,6 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 353 80 155 
davon
Baualter bis 1948 66,2 % 0,0 % 100,0 %
Baualter bis 1990 32,9 % 100,0 % 0,0 %
Baualter nach 1990 0,8 % 0,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstands-
prognose 2011 10.4 %* 16 %* 20 %*
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) 
bis 2011 200–400 170 270
Neubaupotenzial  (WE) 
bis 2011 50–100 – k. A.

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Barth
Teergang 2, 18356 Barth

Auftragnehmer
· LEG Schleswig Holstein, Schwerin
· Erika Streubel, Architektin, Woltow
· aib – Bauplanung Nord GmbH



Preisträger im Profil
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Schipkau (Brandenburg)

Die Stadtumbaustrategie

Schipkau besteht aus sechs dörflichen Ortsteilen. Schwer-
punkt des Stadtumbaus ist das einzige Plattenbaugebiet mit
einem Leerstand von 37 % im Jahr 2001.  Für die Gebietsbe-
völkerung wird ein weiterer Rückgang von 38 % bis 2010
prognostiziert. Die Konsolidierung des Wohnungsmarktes
wird durch eine erhebliche Reduzierung und Umstrukturie-
rung des Bestandes in diesem Quartier angestrebt. Bis 2015
sollen hier 1.000 Wohnungen – 150 % des heutigen Leer-
stands – vom Markt genommen werden. Zwischen Stadt und
Wohnungsunternehmen wurde der Abriss der ersten 364
Wohneinheiten vereinbart.  Etwa 100 bis 150 Einfamilien-
hausparzellen werden kurzfristig ausgewiesen. Nach 2015
erfolgt die Neuparzellierung der frei gewordenen Grund-
stücksflächen für rund 100 Einfamilienhäuser. 

Neben den Wohnungsunternehmen waren auch die techni-
schen Versorgungsunternehmen in die Konzepterstellung
einbezogen. Das Stadtumbaukonzept wurde vom Gemeinde-
rat einstimmig beschlossen.

3. Preis

Kenndaten Gesamtstadt Plattenbau-
quartier

Einwohner 2000 8.577 2.250
EW-Entwicklung 1989–2000 –14,0 % –30,0 %
Bevölkerungsprognose 2001–2010 –15,0 % –38,0 %
Arbeitslosenquote 2001 25,0 % k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 2.708 1.673
davon
Baualter bis 1948 12,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 71,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 17,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 30,0 % 37,0 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 900 624
davon
Baualter bis 1948 15,0 % 0,0 %
Baualter bis 1990 74,0 % 100,0 %
Baualter nach 1990 11,0 % 0,0 %
Wohnungsleerstandsprognose 2010 k. A. k. A.

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2015 1.000 1.000
Neubaupotenzial  (WE) bis 2010 350 100

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Schipkau
Schulstraße 4, 01998 Klettwitz

Auftragnehmer
· BBSM Brandenburgische Beratungs-
gesellschaft für Stadterneuerung und
Modernisierung mbH, Potsdam BSM
Beratungsgesellschaft für Stadt-
erneuerung und Modernisierung, 
Berlin

Planausschnitt: Stadtteil-
konzept „Plattenbauquar-
tier“



Reuterstadt Stavenhagen 
(Mecklenburg-Vorpommern)

Stadtumbaustrategie

Die Verknüpfung der Bereiche Altstadt und Plattenbausied-
lung folgt dem Leitbild „Entwicklung einer Stadt“. Dabei soll
einerseits die kleinteilige Altstadt erhalten und in ihrer
Struktur gestärkt, andererseits die Plattenbausiedlung „Sta-
venhagen West“ zu einer Stadt im Grünen umgebaut wer-
den. Die städtebauliche Gestaltung der dazwischen liegen-
den Übergangszone erhält dabei besondere Bedeutung.

Durch die Aufwertung der kleinteiligen Bebauungsstruktur
soll die „Altstadt“ als Wohnstandort profiliert werden.
Baulücken sollen geschlossen und sanierungsbedingte Leer-
stände schrittweise beseitigt werden. 

Im Plattenbaugebiet „Stavenhagen-West“ mit ca. 18,8 % Leer-
stand sind Rückbau- sowie Aufwertungsmaßnahmen in meh-
reren Teilbereichen geplant. In dem als Aufwertungsgebiet
ausgewiesenen zentralen Bereich erfolgt der Abriss von 53
Wohnungen. Im so genannten Umbaugebiet ist eine kurzfris-
tige Bestandsreduzierung um 375 Wohnungen vorgesehen.
Die Fläche steht danach als Baulandreserve zur Verfügung. 

3. Preis

Planausschnitt: Ziele
Gesamtstadt, hier Bereich
„Stavenhagen West“

Preisträger im Profil
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Kenndaten Gesamtstadt Altstadt/
Plattenbaugebiet

Stavenhagen West

Einwohner 2000 7.104 4.654
EW-Entwicklung 
hier 1995–2000 –21,3 % k. A.
Bevölkerungsprognose 
hier 2001–2010 –21,2 % 19,9 %
Arbeitslosenquote 2001 25,6 % k. A.
Wohnungsbestand 2001 (WE) 3.474 2.211
davon
Baualter bis 1948 41,2 % 34,1 %
Baualter bis 1990 54,5 % 64,1 %
Baualter nach 1990 4,3 % 1,8 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 11,0 % k. A.
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 366 k. A.
davon
Baualter bis 1948 14,5 % k. A.
Baualter bis 1990 85,5 % k. A.
Baualter nach 1990 0,0 % k. A.
Wohnungsleerstands-
prognose 2010 14,4 %* k. A.
*ohne Bestandsreduzierung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2010 530 400
Neubaupotenzial  (WE) bis 2010 110 k. A.

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Reuterstadt 
Stavenhagen
Schloss 1
17153 Reuterstadt Stavenhagen

Auftragnehmer
· A&S GmbH, Neubrandenburg
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Calau (Brandenburg)

Die Stadtumbaustrategie

Die schnelle Sanierung der Plattenbaubestände Anfang der
90er Jahre führte mit dem bisherigen – und auch weiterhin
prognostizierten – Bevölkerungsrückgang (aktueller Stand
17 %) zu erheblichen wirtschaftlichen Problemen der Woh-
nungsunternehmen. Die beiden Calauer Wohnungsunter-
nehmen haben bereits heute in ihrem fast vollständig
modernisierten Wohnungsbestand Leerstandsquoten von
16,2 % und 12 % und dadurch enorme Liquiditätsprobleme. 

Angesichts eines bis zum Jahr 2015 prognostizierten Über-
hangs von 660 Wohnungen ist eine Bestandsreduzierung
betriebswirtschaftlich notwendig. Es sollen 370 Wohnungen
durch Abriss in zwei Stufen vom Markt genommen werden.
Gleichzeitig wird mit einer Nachfrage nach 145 bis 170
Eigenheimen gerechnet. Das Konzept wurde mit den Woh-
nungsunternehmen erarbeitet. Über die Abrissbestände
besteht Konsens. 2003 soll mit dem Abriss von unsanierten
Objekten begonnen werden. 

3. Preis

Kenndaten Gesamtstadt

Einwohner 2000 6.585
EW-Entwicklung 1989–2000 –17,0 %
Bevölkerungsprognose 2001–2010 –17,0 %
Arbeitslosenquote 2001 21,0 %
Wohnungsbestand 2001 (WE) 3.290
davon
Baualter bis 1948 22,0 %
Baualter bis 1990 70,0 %
Baualter nach 1990 8,0 %
Wohnungsleerstandsquote 2001 10,0 %
Wohnungsleerstand 2001 (WE) 330
davon
Baualter bis 1948 7,7 %
Baualter bis 1990 90,7 %
Baualter nach 1990 1,6 %
Wohnungsleerstandsprognose 2015 18 %*
* ohne Bestandsreduzierung, Berechnung der Vorprüfung

Geplante Stadtumbaumaßnahmen

Rückbaupotenzial (WE) bis 2015 371
Neubaupotenzial (WE) bis 2010 220

Verfasser des Wettbewerbsbeitrags
· Stadtverwaltung Calau
Platz des Friedens 10, 03205 Calau

Auftragnehmerin
· BBSM Brandenburgische Beratungs-
gesellschaft für Stadterneuerung und
Modernisierung mbH, Potsdam

· HABIT Unternehmensberatung, Berlin

Planausschnitt: Bestand
Gesamtstadt



Sonderpreis „Stadtumbau nur mit uns“
im Rahmen des Bundeswettbewerbes 
„Stadtumbau Ost“
Der Sonderpreis für Kinder- und Jugendbeteiligung bei der Erarbeitung integrierter Stadtent-
wicklungskonzepte unter dem Motto „Stadtumbau nur mit uns“ wurde gemeinsam vom Bun-
desministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen und dem Deutschen Kinderhilfswerk
e.V. ausgelobt. Auszeichnungen sollten Kommunen erhalten, die den Stadtumbau als Chance
nutzen, um Spiel- und Streifräume für Kinder- und Jugendliche zu entwickeln sowie diese in
die Planungen einzubeziehen. 

21 Kommunen reichten zusätzlich zu ihrem Stadtentwicklungskonzept im regulären Wettbe-
werb „Stadtumbau Ost“ einen Beitrag zum Sonderpreis ein. Die beteiligten Kommunen hat-
ten unterschiedliche Erfahrungen bei der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an
Stadtplanungsprozessen. Um qualitätsvolle Wettbewerbsbeiträge zu sichern, wurde vom
Deutschen Kinderhilfswerk e.V. ein Workshop mit den folgenden Themen durchgeführt:

· Rechtliche Grundlagen für die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an Planungspro-
zessen

· Kinder- und Jugendfreundlichkeit als Standortfaktor einer Kommune
· Methoden der Kinder- und Jugendbeteiligung
· Kriterien für kinderfreundliche Siedlungen
· Dialogverfahren Kinderfreundlichkeit
· Qualitätsziele und Verfahrensfragen für den Wettbewerb

Die Jury unter Vorsitz von Frau Prof. Dr.-Ing. Gerlinde Krause, Fachhochschule Erfurt, Fachbe-
reich Landschaftsarchitektur, wählte die drei Preisträger (1. Rang mit einem Preisgeld von
10.000 1, 2. Rang mit einem Preisgeld von 7.500 1 und 3. Rang mit einem Preisgeld von
5.000 1) nach folgenden Kriterien aus:

1. Stadtumbau als Potenzial für Spielraumentwicklung
2. Zielgruppenvielfalt
3. Qualität der Beteiligungsverfahren

· Einmalige Beteiligung oder fortdauernde Beteiligung
4. Methodenauswahl bezogen auf den Planungsgegenstand

· Qualität der Durchführung
5. Kooperation, Vernetzung im Stadtteil
6. Übertragung der Beteiligungsergebnisse in das integrierte Stadtentwicklungskonzept
7. Langfristige strukturelle Verankerung in der Kommune

Ausführliche Informationen zum Sonderpreis „Stadtumbau nur mit uns“ erteilt das

Deutsche Kinderhilfswerk e.V., Geschäftsstelle Berlin
Ansprechpartnerin: Sabine Heideler

Wettbewerb Stadtumbau Ost
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Zeitz (Sachsen-Anhalt)

Zeitz hatte vor Wettbewerbsbeginn noch keinerlei Erfahrungen bei der Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen an Stadtplanungsprozessen. Trotzdem ist es in dem relativ kurzen
Wettbewerbszeitraum gelungen, einen Großteil der Kinder und Jugendlichen in der Stadt
anzusprechen. Mit einem Ideenwettbewerb wurden sie in die Arbeit einbezogen und über
die Problematik des Stadtumbaus informiert. Für zwei ausgewählte Teilbereiche wurden
Beteiligungsverfahren durchgeführt, die zu innovativen Ideen führten.

Das Stadtplanungsamt startete über Kinder-
gärten, Schulen und Berufsschulen der Stadt
bzw. freier Träger einen Aufruf an alle Kin-
der und Jugendliche, ihre Ideen und Anre-
gungen zur Umgestaltung der Stadt in Wort
und Bild einzubringen. Lukrative Prämien
in Höhe von 1.000,-, 500,- und 250,- 1 wur-
den jeweils für die Altersgruppen 1 bis 13
Jahre und 14 bis 18 Jahre ausgelobt und
führten zu einer Vielzahl von Einsendun-
gen. Die eingegangenen Veränderungsvor-
schläge und Alltagserfahrungen, die der
Öffentlichkeit in einer Ausstellung präsen-
tiert wurden, sind wertvolle Informationen
für die zukünftige Arbeit der Planer. Als Bei-
spiele seien hier aufgeführt:

1. Thema einer Zukunftswerkstatt  war die
Gestaltung einer Treppe als zentrales Ele-
ment des Wegenetzes im Stadtteil und des
angrenzenden Geländes. Kinder einer 3.
Klasse fanden hier Lösungen für die Frei-
flächengestaltung im Fördergebiet 1 (Erhal-
tung und Pflege von Altbauten der Gründer-
zeit). Für ein bedrohlich wirkendes, ver-
wahrlostes Gelände wurden Vorschläge für
einen abwechslungsreichen, freundlichen
Lebensraum für Kinder und Erwachsene entwickelt. Die intensive Beschäftigung mit diesem
Gelände fördert die räumliche Aneignung durch die Kinder, ihre Eigeninitiative und ihre
Identifikation mit ihrem unmittelbaren Lebens- bzw. Wohnumfeld.

2. Der geplante Abriss eines Wohnblocks im Inneren eines Plattenbauquartiers im Förderge-
biet 2 erfordert die Neugestaltung der Freiflächen in diesem Quartier. Dazu entwickelten
Jugendliche in einer Zukunftswerkstatt Ideen und Vorschläge. Besonders interessant ist die
Idee der Jugendlichen, das Kellergeschoss des Plattenbaus nicht abzureißen, sondern zu nut-
zen und es beispielsweise als Labyrinth zu gestalten und in die Spielfläche zu integrieren.

Preisträger im Profil
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Sonderpreis
1. Rang

Ausschnitt Planungskon-
zept Projekt 2 (Förderge-
biet Rückbau)

Ansprechpartner
· Stadtplanungsamt Zeitz, Christian
Villiers, Amtsleiter

· Büro: Patricia Geyer, Leipzig
· Büro: Kristin Peters, Erftstadt



Meißen (Sachsen)

Der Wettbewerbsbeitrag dokumentiert die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an
den ersten Konzepten für den Stadtteil „Niederfähre/Vorderbrücke“ und das Stadtteilgebiet
„Cölln“. In beiden Gebieten wurden durch Stadtspaziergänge mit Kindern und Jugendlichen
im Alter von 4 bis 20 Jahren eine Vielzahl von Gebäuden besucht, hinsichtlich ihrer Nutzbar-
keit beurteilt und Ideen für Veränderungen entwickelt. Eine unmittelbare Integration der
Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens in das Stadtentwicklungskonzept ist zwar noch nicht
absehbar. Hervorzuheben ist jedoch die Vielzahl von beteiligten Kooperationspartnern, dar-
unter Vereine, Schulen, Horte, Kindereinrichtungen, Amt für Stadtentwicklung, Tiefbauamt,
Jugend-, Schul- und Sportamt und Planungsbüros. Damit dürfte die Berücksichtigung der
Ergebnisse zukünftig relativ sicher sein. Beispielhaft seien hier aufgeführt:

1. Bei der Überarbeitung des städtebaulichen Rahmenplans „Niederfähre/Vorderbrücke“ wur-
de auf eine ursprünglich geplante Verdichtung des Wohngebietes mit 500 WE verzichtet.
Stattdessen sind große begrünte Höfe, ein Kinderspielplatz sowie Sport- und Spielflächen in

Wohngebietsnähe geplant. So
wird durch den Stadtumbau
Spielraum für Kinder und
Jugendliche gewonnen. Das
Ergebnis wurde auf der
Grundlage der Kinder- und
Jugendbeteiligung erzielt
und als Sanierungsziel über-
nommen.

2. Mit intensiver Kinderbetei-
ligung wurde der nächste
Schritt von der Ebene der
Stadtteilplanung zum Vorent-
wurf für den Sportpark
„Imperial/Heiliger Grund“

vollzogen. Dabei wurde nicht allein geplant, sondern mit wenigen Mitteln ein erster Anfang
realisiert. In einer Aktion „Mitmachkunst“ bemalten 28 Kinder Gehwegplatten auf dem
Gelände des zukünftigen Sportparks. Darauf brachten sie mit den Worten: „Kinder suchen
Sponsoren“ ihren Wunsch nach Unterstützung und Realisierung ihrer Ideen zum Ausdruck. 

Im Rahmen der vorbereitenden Untersuchungen für das Stadtteilgebiet „Cölln“ wurden ins-
besondere für den künftigen Spielplatz mit Kinderbeteiligung gute Ergebnisse erzielt, die an
den Sanierungsträger übergeben wurden.

Preisträger im Profil
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Sonderpreis
2. Rang

Aktion „Mitmachkunst“

Ansprechpartner
· Amt für Stadtentwicklung Meißen,
Marina Jach
Jugend-, Schul- und Sportamt

· Meißen, Ralph Rudolph
grünzeug – büro für landschafts-
architektur, umwelt- und land-
schaftsplanung, Dresden



Halle/Saale (Sachsen-Anhalt)

Die gut darstellte Planung sowie die Beteiligung von verschiedensten Kooperationspartnern
(Stadtbauamt, Kinderbüro, Wohnungsunternehmen, Schulen und freie Träger) zeigen, dass
die Stadt über langjährige Erfahrung bei der Kinder- und Jugendbeteiligung verfügt. Durch
die Einführung der Kinderfreundlichkeitsprüfung im Januar 2002 und die Installation des
Kinderbüros wurde dieser Aufgabenbereich auch institutionell verankert. 

Die Stadt Halle nutzt in den Projekten „Zu Hause im Südpark“ und „Silberhöhe – die Wald-
stadt“ die Chance, innerhalb des Stadtumbaus Spielräume für die Jugend zu entwickeln. Die
beteiligten Zielgruppen sind vielfältig. Kinder und Jugendliche von der 1. bis zur 10. Klasse
wurden durch differenzierte, geeignete Maßnahmen angesprochen. Das reichte von der Zu-
kunftswerkstadt über den Modellbau, Interviews, Projektarbeit, Workshops bis hin zur Akti-
on „Stadtteilforscher mit der Kamera unterwegs“.

In einem weiteren Projekt „Kinderstadt Halle an ‚Salle‘“ setzen sich Kinder spielerisch mit
städtischen Strukturen und dem Leben in der Stadt auseinander. Hervorzuheben sind die
breite Unterstützung dieses Projekts durch die regionale Privatwirtschaft und die Zusam-
menarbeit mit 25 Kooperationspartnern aus dem Kinder- und Jugendbereich.

Preisträger im Profil
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Sonderpreis
3. Rang

Ausschnitt Collage
„Zukunftswerkstatt“

Ansprechpartner 
„Silberhöhe – die Waldstadt“
· FB Stadtentwicklung und -planung,
Frau Neubert

· Kinderbüro, Frau Eggert-Mauer

„Zu Hause im Südpark“
· FB Stadtentwicklung und -planung,
Frau Sachtlebe

· Kinderbüro Frau Eggert-Mauer

„Kinderstadt Halle an ‚Salle‘“
· Thalia Theater Halle, Kinderbüro

Preisverleihung am 
5. September 2002:
Übergabe des Sonder-
preises an Halle/Saale


